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Zahlreiche Vertreter des öffentlichen Lebens feierten mit den Mit-
gliedern der DGVN im März in der deutschen Hauptstadt das 50-
jährige Bestehen der Gesellschaft und blickten gemeinsam mit dem
Bundesaußenminister auf die am 10. Mai 1952 in Heidelberg erfolg-
te Gründung zurück. Willkommen geheißen wurden die Gäste vom
DGVN-Vorsitzenden Klaus Dicke, der unter den Anwesenden auch
die früheren Vorsitzenden Annemarie Renger und Helga Timm be-
grüßen konnte. Dicke erinnerte an die »Wechselbäder der Gefühle«,
denen in den letzten Jahren gerade diejenigen ausgesetzt waren, 
die die Tätigkeit der Vereinten Nationen verfolgen und begleiten:
»Zwischen Nobelpreisen und Srebrenica, zwischen wiedererlangter
Handlungsfähigkeit des Sicherheitsrats und dem alljährlich drohen-
den finanziellen Zusammenbruch, zwischen den Erfolgen in der Er-
richtung internationaler Strafgerichtsbarkeit hier und ... Rwanda
dort – es ist wahrlich nicht leicht, allein mit dem Kompaß der UN-
Charta Kurs zu halten in der Weltpolitik seit Ende des Ost-West-
Konflikts.« Dennoch habe für die DGVN die Aufgabe des Kurshal-
tens, der »immer öfter die Notwendigkeit eines Kurssuchens« voran-
gehe, erst begonnen. Eine Kursbestimmung der UN-Politik Deutsch-
lands im gegenwärtigen Umfeld unternahm anschließend der Bun-
desminister des Auswärtigen, Joschka Fischer. Nachstehend wird
die schriftliche Fassung seines Festvortrags wiedergegeben, die er
mündlich um einige aktuelle Bemerkungen zu der bedrückenden po-
litischen Entwicklung in Simbabwe und zur Friedenspolitik ergänzte.

Ich gratuliere der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen
sehr herzlich zum 50. Geburtstag und freue mich, dieses Jubiläum
heute mit Ihnen zu feiern. Aus den vielen 50. Jahrestagen, die wir in
diesen Monaten begehen und die an die Gründung der Bundesrepu-
blik und den Aufbau ihres politischen und gesellschaftlichen Lebens
erinnern, sticht die DGVN wegen einer Besonderheit heraus: sie war
1952 der Realität in Deutschland weit voraus.
Erst 20 Jahre nach ihrer Gründung wurde mit der Ostpolitik der Re-
gierung Brandt die Grundlage für die Mitgliedschaft der beiden deut-
schen Staaten in den Vereinten Nationen geschaffen. Und doch hing
die Gründung der DGVN unmittelbar zusammen mit den außenpoli-
tischen Weichenstellungen, die nach der Katastrophe des National-
sozialismus schon in den fünfziger Jahren den weiteren Weg der Bun-
desrepublik prägten: die sWestbindung und die amerikanische Si-
cher-heitspräsenz, die Aussöhnung mit Frankreich und die europäi-
sche Einigung, ein hohes Maß an multilateraler Einbindung und eine
Politik der Verläßlichkeit gegenüber unseren Partnern.
Diese Grundlinien prägen die deutsche Außenpolitik bis heute und
werden es auch Zukunft tun. Dennoch haben sich die Rahmenbedin-
gungen seit 1989 unübersehbar verändert. Im Schatten der Block-
konfrontation wurden die vielfältigen Entwicklungen, die wir heute
unter dem Begriff der Globalisierung zusammenfassen, kaum wahr-
genommen. Seit 1989 ist das Gefühl der Dringlichkeit für die globa-
len, alle nationalen Grenzen überschreitenden Probleme gewachsen:
Klimaerwärmung, Bevölkerungsexplosion, Umweltzerstörung und
Ressourcenknappheit, Krankheiten wie die Immunschwäche Aids,
die Proliferation von Massenvernichtungswaffen oder das Problem
der sogenannten ›failing states‹. Und bei der Suche nach möglichen
Lösungen für diese komplexen Herausforderungen richten sich die
Erwartungen immer wieder auf die einzige internationale Organisa-
tion, die auf Grund ihrer umfassenden Mitgliedschaft und der Breite
ihrer Instrumente dazu geeignet erscheint – auf die Vereinten Natio-
nen. Wer, wenn nicht die Vereinten Nationen, hat die Legitimität,

diesen Problemen Vereinbarungen und Strukturen entgegenzuset-
zen, die weltweite Verbindlichkeit beanspruchen können?
Gleichzeitig ist seit 1989/90 auch das vereinte Deutschland aus dem
Schatten des Kalten Krieges herausgetreten – auf eine Art und Wei-
se und mit Folgen, die vielen Menschen bei uns noch nicht wirklich
bewußt geworden sind. Die Erwartungen an dieses geeinte Deutsch-
land sind immens gewachsen. Unsere erste außenpolitische Priorität
ist die Vollendung der europäischen Integration – aber auch bei die-
sem Projekt tritt die Frage nach der Rolle und der Handlungsfähig-
keit Europas in der Welt immer stärker in den Vordergrund. Diese
Antwort muß Deutschland nicht nur mitformulieren, es muß sie auch
durch sein Handeln mittragen und mitverantworten. Es geht nicht um
eine Rückkehr oder vielmehr Flucht in eine vermeintlich harmlose
›Normalität‹, sondern um unsere Freiheit zu internationaler Verant-
wortung, auch und gerade in den Vereinten Nationen.
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen hat die deut-
sche UN-Politik seit fünf Jahrzehnten engagiert begleitet – informie-
rend und mobilisierend, forschend und werbend. Dafür möchte ich
allen, die daran tatkräftig mitgewirkt haben – Wissenschaftlern und
Praktikern, Publizisten und Politikern, manche hauptberuflich, viel
mehr noch ehrenamtlich – im Namen der Bundesregierung sehr herz-
lich danken. Über Parteigrenzen und unterschiedliche Fachdiszipli-
nen hinweg haben Sie über 50 Jahre all jene zusammengeführt, die
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50 Jahre Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen
Rede des deutschen Außenministers auf dem Festakt der DGVN 
am 19. März 2002 in Berlin JOSCHKA FISCHER

Noch viele Jahre ...
Ich freue mich, Ihnen anläßlich des 50-jährigen Bestehens der Deut-
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen meine besten Wün-
sche zu übermitteln. Ihre Gesellschaft, die bald nach der Gründung
der Vereinten Nationen selbst entstand, ist zu einem der wichtigsten
Partner der Zivilgesellschaft für die Vereinten Nationen in Deutsch-
land geworden.
Heute verkörpert das Konzept der Partnerschaften die Zukunft der
Vereinten Nationen. Die Erweiterung und Vertiefung unserer Ver-
bindungen zur Zivilgesellschaft und zum privaten Sektor ist eine ab-
solute Notwendigkeit, wenn wir bei unserer Arbeit für Frieden und
Entwicklung erfolgreich sein wollen. Partnerschaften sind nicht nur
auf Arbeitsebene notwendig, sondern auch im Bereich des politi-
schen Diskurses. Gerade in diesem Bereich hat sich die DGVN
durch ihre Forschungstätigkeit und Studien zu zahlreichen globalen
Fragen besonders profiliert. Mit ihren Kontakten zu Wirtschaft, Par-
lament, Wissenschaft, nichtstaatlichen Organisationen und anderen
Akteuren hat Ihre Gesellschaft unschätzbare Dienste geleistet, um
das Bewußtsein der Öffentlichkeit auf wichtige Anliegen der Ver-
einten Nationen zu lenken. Ich möchte Ihnen besonders für Ihre Un-
terstützung meiner Initiative für einen Globalen Pakt danken, die
Unternehmen dazu bewegen soll, die Prinzipien der Menschenrech-
te, der Arbeitsstandards und des Umweltschutzes in ihre Strategien
und Unternehmenspraxis zu integrieren. 
Gemeinsam wollen wir die Vereinten Nationen im 21. Jahrhundert
weiter stärken und unser gemeinsames Ziel von weltweitem Frieden
und Fortschritt verfolgen. Ich hoffe, daß die DGVN dabei weiterhin
eine führende Rolle als Forum für offene, kritische und konstrukti-
ve Debatten zu allen Arbeitsbereichen der Vereinten Nationen spie-
len wird.
Liebe Freunde, alles Gute zum Geburtstag. Möge Ihre Gesellschaft
noch viele Jahre ihre erfolgreiche Tätigkeit fortsetzen.

Grußbotschaft des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen, Kofi Annan,

anläßlich des 50-jährigen Bestehens der DGVN



sich in Deutschland den Zielen der Vereinten Nationen verpflichtet
wußten und wissen.
Lassen Sie mich aber an den Dank die Bitte anschließen, in dieser
Arbeit nicht nachzulassen. Die kooperative internationale Ordnungs-
politik, die unsere Welt so dringend braucht, ist ohne die Vereinten
Nationen nicht zu realisieren. Abstrakt ist das leicht einsichtig und
kaum umstritten. Aber wenn es an die Verteilung knapper Ressour-
cen geht, dann braucht die deutsche UN-Politik mehr denn je eine
starke Lobby. Wie wichtig die Unterstützung von Parlament und Öf-
fentlichkeit für multilaterale Politik ist, zeigt sich besonders deutlich
an den freiwilligen Beiträgen für UN-Organisationen, etwa für das
Flüchtlingshilfswerk UNHCR und für UNICEF. Wir müssen uns
hier sehr anstrengen, um unserer Verantwortung nachkommen und
den hohen Erwartungen gerecht werden zu können. Es gilt der alte
Grundsatz: Die Vereinten Nationen sind nur so stark wie ihre Mit-
gliedstaaten sie machen – und wir brauchen eine effiziente und hand-
lungsfähige Weltorganisation.
Diese Bundesregierung hat sich seit ihrem Amtsantritt für eine poli-
tisch gestaltende Rolle der Vereinten Nationen eingesetzt und dazu
einen aktiven Beitrag geleistet: von der Mitwirkung am Zustande-
kommen der Resolution 1244 zur Beendigung des Kosovo-Kon-
flikts, über die Unterstützung der UN-Mission in Osttimor – ein En-
gagement, das damals in Deutschland auf bemerkenswertes Un-
verständnis stieß –, über eine treibende Rolle bei der Errichtung des
Internationalen Strafgerichtshofs, der schon sehr bald seine Arbeit
aufnehmen soll, bis hin zu den ›UN Talks on Afghanistan‹ im ver-
gangenen Dezember auf dem Bonner Petersberg.
Wohl nirgendwo sind die Herausforderungen, vor denen wir stehen,
so eindringlich und klar beschrieben wie in der Millenniums-Er-

klärung der Vereinten Nationen. Es ist ein bemerkenswertes Doku-
ment der Selbstverpflichtung der versammelten Staats- und Regie-
rungschefs, besser zu regieren und besser zusammen zu regieren –
auf der Basis gemeinsamer Grundwerte, mit konkreten Maßnahmen
für Frieden, Sicherheit und Abrüstung, bezifferten Entwicklungszie-
len wie der Halbierung der Armut, zum Umweltschutz, zu den Men-
schenrechten, zu Demokratie und guter Regierungsführung, zum
Schutz der Schwachen und der Stärkung der Vereinten Nationen.
Die Millenniums-Erklärung gibt uns den roten Faden vor, dem jede
Politik folgen muß, die sich an den Zielen von Frieden, ökologisch
und sozial gerechter Entwicklung und der Freiheit des einzelnen 
orientiert.
Der 11. September 2001 hat in der Weltpolitik vieles verändert. Die
Vereinten Nationen haben mit zwei eindrucksvollen Resolutionen
diese Herausforderung angenommen und den Kampf gegen den in-
ternationalen Terrorismus zur Sache der Staatengemeinschaft ge-
macht. Generalsekretär Kofi Annan hat aber zu Recht auch darauf
hingewiesen, daß keine der Herausforderungen, denen wir am 10.
September gegenüberstanden, weniger dringlich geworden ist. Zo-
nen politischer und sozialer Ordnungslosigkeit sind eben nicht allein
ein regionales Problem und eine menschliche Tragödie, sondern von
diesen Krisenherden, diesen ›schwarzen Löchern‹ der Weltpolitik,
geht eine existentielle Gefahr für den Weltfrieden aus. Dieser Gefahr
kann niemand allein Herr werden. Es braucht eine breite Koalition,
einen umfassenden Ansatz und einen langen Atem. Das Ziel müssen
funktionierende Staaten sein, die ihrer doppelten Verantwortung ge-
recht werden: gegenüber den eigenen Bürgern und Gesellschaften
ebenso wie als Wächter des gemeinsamen Lebens auf diesem Plane-
ten. Um dieses Ziel zu unterstützen, setzt sich die Bundesregierung
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DGVN-Vorsitzender Klaus Dicke.



auch in diesen Tagen auf der großen Konferenz ›Financing for De-
velopment‹ in Monterrey gegenüber den Entwicklungsländern für
eine Politik der Solidarität und Selbstverantwortung ein: mehr Ent-
wicklungshilfe und besserer Marktzugang für die Entwicklungslän-
der in Afrika und anderswo, aber zugleich klare Erwartungen an
›good governance‹ und den Schutz elementarer Menschenrechte.
Vergangene Woche war der Vorsitzende der afghanischen Über-
gangsadministration Hamid Karsai hier in Berlin zu Gast: Es ist – bei
allen Problemen, die uns noch lange begleiten werden – bemerkens-
wert, wieviel seit dem 11. September für die Menschen in diesem
Land erreicht worden ist – dank des Sturzes des Taliban-Regimes,
aber auch dank der entschlossenen Aufbauarbeit der Vereinten Na-
tionen unter Lakhdar Brahimi. In einem Land, das noch vor einem
halben Jahr vielen als unrettbar galt. Die Bundesregierung hat Af-
ghanistan langfristige, umfangreiche Hilfe zugesichert. Insbeson-
dere wollen wir dazu beitragen, die Sicherheit zu gewährleisten, 
die Polizei aufzubauen, Bildungsstrukturen wie die traditionsreiche
Amani-Oberrealschule zu rehabilitieren und – ganz wichtig – den
Frauen zu voller Teilhabe an der gesellschaftlichen Entwicklung zu
verhelfen.
Und welche Fortschritte haben wir auf dem Balkan erreicht: Heute
werden erstmals alle Länder von demokratisch gewählten Regierun-
gen regiert, der Diktator Milos��ević, der die Region zehn Jahre lang
von einem Blutvergießen ins nächste getrieben hat, muß sich heute
für seine Verbrechen vor einem internationalen Gericht verantwor-
ten. Serbien und Montenegro haben sich vergangene Woche nach
langem Streit auf einen Staatenbund geeinigt. Noch ist die Stabilität
der Region nicht selbsttragend, noch fehlt die Selbstverständlichkeit
regionaler Zusammenarbeit, die das integrierte Europa der EU so
stark macht. Aber erstmals hat diese europäische Krisenregion die
Chance, an das Europa der Moderne Anschluß zu finden. Und – auch
das verdient mit Blick auf die von den UN geforderte ›Kultur der
Prävention‹ besondere Beachtung – in Mazedonien ist es erstmals
auf dem Balkan gelungen, durch entschlossene diplomatische und
militärische Anstrengungen präventiv einen neuen blutigen Konflikt
zu verhindern.
All das ist alles andere als selbstverständlich. Es braucht politischen
Willen und die notwendigen Mittel – und auch die Entschlossenheit,
sich vom tragischen Verlust eigener Menschenleben nicht vom als
richtig erkannten Weg abbringen zu lassen. Vor allem aber braucht
es klare Maßstäbe. Für diese Maßstäbe stehen die Vereinten Natio-
nen. Für die wahrlich nicht immer leichte Umsetzung dieser Maßstä-
be haben sie und Generalsekretär Kofi Annan den Friedensnobel-
preis erhalten.
Der Schutz der Menschenrechte, der Dialog der Kulturen, der Kampf
gegen Armut und Unterentwicklung, die Eindämmung der Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen, Trägermitteln und Kleinwaf-
fen – das sind alles sehr dicke Bretter, die gebohrt werden müssen.
Hier gehören Prinzipien und Pragmatismus eng zusammen. Ohne die
klaren Prinzipien, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und den einschlägigen Konventionen vereinbart sind,
würde sich das pragmatische Handeln, das uns Schritt um Schritt ei-
ner wirklichen internationalen, multilateralen Ordnungspolitik im
Sinne einer Weltinnenpolitik näherbringen soll, in Beliebigkeit ver-
lieren. Aus dieser Überzeugung heraus werde ich morgen vor der
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen in Genf die
Länder deutlich beim Namen nennen, in denen uns Menschenrechts-
verletzungen besondere Sorgen machen – auch wenn wir um die
vielfach begrenzten Möglichkeiten wissen, an dieser Lage umge-
hend etwas zu ändern. Wer den 11. September als Freibrief für mehr
Repression mißversteht, muß klar in die Schranken verwiesen wer-
den. Wer die Freiheit zugunsten der Sicherheit aufgibt, wird am En-
de beides verlieren.
Deutschland wird auch künftig eine aktive UN-Politik betreiben, die

unserem elementaren Interesse an einer kooperativen internationalen
Ordnung entspricht. Wir wollen mit der nichtständigen Mitglied-
schaft ab Januar 2003 zum zweiten Mal Verantwortung im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen übernehmen. Wir engagieren uns
mit neuen Ideen und Vorschlägen, etwa der deutsch-französischen
Initiative für eine Konvention zum Verbot des reproduktiven Klo-
nens von Menschen. Und wir setzen uns dafür ein, die großen Welt-
konferenzen zu echten Impulsgebern zu machen: der Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung in Johannesburg im September ist eine
Chance zur Verankerung des Prinzips der Nachhaltigkeit in der in-
ternationalen Politik, die zehn Jahre nach der großen Konferenz von
Rio unbedingt genutzt werden muß.
Kofi Annan hat mit seiner Initiative eines ›Global Compact‹ einen
wichtigen Anstoß gegeben, die wachsende Zahl internationaler Ak-
teure für die Ziele der Vereinten Nationen zu nutzen. Wir haben die-
sen Ansatz in den letzten zwei Jahren mit einer Resolution zu globa-
len Partnerschaften unterstützt, die eine stärkere Einbeziehung von
Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft in die UN-Arbeit vorsieht.
Diese Aufgabe stellt sich auch der DGVN und der deutschen Außen-
politik insgesamt. Eine multilateral orientierte Außenpolitik, die
dem hohen Grad politischer und wirtschaftlicher Verflechtung unse-
res Landes gerecht wird, kann nur dann dauerhaft gelingen, wenn sie
von einem breiten Konsens getragen wird. Interesse, Verständnis
und Unterstützung der Bevölkerung für eine solche Außenpolitik,
die über den eigenen Tellerrand hinausschaut und nicht auf kurzfri-
stige Schlagzeilen, sondern auf langfristige Strukturbildung setzt,
sind aber nicht selbstverständlich. Angesichts der neuen Herausfor-
derungen und der gewachsenen Erwartungen wird die Arbeit einer
Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen mehr denn je ge-
braucht. Ich wünsche Ihnen allen – auch im Interesse einer klugen
und erfolgreichen UN-Politik unseres Landes – für die nächsten 50
Jahre viel Erfolg!
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Vor 30 Jahren kam der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einem
Wunsch der Organisation der Afrikanischen Einheit (Organization
of African Unity, OAU) nach und tagte in einer seiner äußerst raren
Zusammenkünfte außerhalb des UN-Sitzes zum ersten und bisher
einzigen Male auf dem afrikanischen Kontinent. Im Verlaufe einer
Woche befaßte er sich Ende Januar und Anfang Februar 1972 in 
Addis Abeba mit den damals akuten Problemen des Kolonialismus
und Rassismus. Fragen im Zusammenhang mit Afrika besitzen auch
heute zumindest quantitativ hohen Stellenwert in den Beratungen
dieses mit der »Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit« betrauten UN-Hauptor-
gans; anläßlich der Behandlung der ›Situation in Afrika‹ im Januar
2002 erinnerte die Stellvertretende Generalsekretärin der Verein-
ten Nationen, Louise Fréchette, daran, daß gegenwärtig afrikani-
sche Themen etwa 60 vH der Zeit des Sicherheitsrats in Anspruch
nehmen. Die Zusammenarbeit zwischen dem Rat und der OAU – der
künftigen Afrikanischen Union (African Union, AU)1 – verläuft im
Grunde zufriedenstellend, aber es gibt doch einige Reibungspunkte.
Zu diesen zählt in erster Linie der afrikanische Anspruch, in einem
reformierten und erweiterten Sicherheitsrat angemessen vertreten
zu sein. Ein anderes Problem ist das der unzureichenden Befolgung
von vom Rat verhängten Zwangsmaßnahmen durch OAU-Mitglied-
staaten. Diese mangelnde Kooperationsbereitschaft ist zum Teil
ebenfalls mit der Frage verbunden, inwieweit der Sicherheitsrat die
gegenwärtige Staatenwelt repräsentiert. Denn in der OAU herrscht
offensichtlich der Eindruck vor, der Rat habe sich am Beginn des 21.
Jahrhunderts zu einem Instrument zur Durchsetzung der hegemonia-
len Interessen der einzig verbliebenen Supermacht entwickelt. De-
fizite bei der Ausführung von UN-Sanktionen unterminieren freilich
nicht nur die Autorität des Sicherheitsrats, sondern drohen auch das
Verhältnis der OAU zu den Vereinigten Staaten und Großbritannien,
den führenden Mächten im Rat, zu belasten.

Eine Regionalorganisation unter Kapitel VIII der Charta

Die Vereinten Nationen verkörpern universelle Werte, und ihre
Charta definiert eine Ordnung für die gesamte Staatengemeinschaft.
Diese nimmt in ihrem (recht kurzen und etwas vagen) Kapitel VIII
aber auch Bezug auf

»das Bestehen regionaler Abmachungen oder Einrichtungen zur Behandlung
derjenigen die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
betreffenden Angelegenheiten ..., bei denen Maßnahmen regionaler Art ange-
bracht sind« (Artikel 52, Absatz 1).

Vor dem Ende des Ost-West-Konflikts wurde in den Resolutionen
des Sicherheitsrats kaum einmal Kapitel VIII herangezogen. Dies
änderte sich seit dem Gipfeltreffen der Mitglieder des Rates vom 31.
Januar 1992; in dem Auftrag an den Generalsekretär, der schließlich
in die Erstellung der ›Agenda für den Frieden‹2 mündete, war die
Frage enthalten, »welchen Beitrag die regionalen Organisationen
nach Kapitel VIII ... zur Unterstützung der Tätigkeit des Rates leisten
könnten«3. Die am 25. Mai 1963 gegründete OAU war – im Zusam-
menhang mit der Kongo-Krise – in Resolution 199 des Sicherheits-
rats vom 30. Dezember 19644 als Regionalorganisation nach Art. 52
der UN-Charta anerkannt worden.
Mittlerweile ist es Gemeingut, daß die Weltorganisation bei ihren
Bemühungen um die Wahrung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit ihre Zusammenarbeit mit den Regionalorganisatio-
nen vertiefen sollte. Die akuten Mittelengpässe, mit denen die UN
immer wieder zu kämpfen haben, und die unübersehbare Abneigung

der ›P-5‹, der fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, sich 
unmittelbar in Konflikte in ihnen entlegen erscheinenden Gebieten
einzuschalten, deren strategische Bedeutung nach dem Ende des Kal-
ten Krieges abgenommen hat, führten dazu, daß die Generalsekretä-
re Boutros Boutros-Ghali und Kofi Annan verstärkt die Zusammen-
arbeit mit den Regionalorganisationen suchten.
Diese regionalen Abmachungen oder Einrichtungen sind allerdings
in der Charta nicht definiert; man kann aber davon ausgehen, daß 
es sich bei ihnen um Kooperationsabkommen handelt, die von geo-
graphisch benachbarten Staaten eingegangen werden. Entgegen ei-
ner weitverbreiteten Meinung ist beispielsweise die Nordatlantikver-
trags-Organisation keine regionale Abmachung, sondern ein zum
Zweck der kollektiven Selbstverteidigung geschlossenes multinatio-
nales Bündnis – so wie es auch das Gegenstück der NATO, der War-
schauer Pakt, war. Diese Unterscheidung ist von Bedeutung, denn
sie hat grundlegende Auswirkungen auf die Legitimierung des Ein-
satzes gewaltsamer Mittel. Ein Verteidigungsbündnis darf im Ein-
klang mit Art. 51 der Charta zur Selbstverteidigung (und nur als Ant-
wort auf einen bewaffneten Angriff) Gewalt anwenden, ohne abzu-
warten, bis der Sicherheitsrat die erforderlichen Maßnahmen ergrif-
fen hat. Regionale Abmachungen hingegen dürfen entsprechend Art.
53 Abs. 1 Zwangsmaßnahmen nur mit »Ermächtigung des Sicher-
heitsrats« einleiten. Damit bleiben »Maßnahmen regionaler Sicher-
heit grundsätzlich an die Autorität des Sicherheitsrats gebunden«5.
Regionalorganisationen wie die Organisation der Amerikanischen
Staaten (OAS) oder die OAU sind also zur Zusammenarbeit mit dem
Sicherheitsrat verpflichtet, wenn sie Zwangsmaßnahmen gegen
Staaten oder nichtstaatliche Akteure in ihrem Bereich einsetzen wol-
len. Auf der Ebene der Vermittlungstätigkeiten haben sich die Afri-
kaner weitgehend an ihr Prinzip ›OAU zuerst‹ – also die Bemühung
um die Lösung von Konflikten im Rahmen der OAU vor einer Be-
fassung des Sicherheitsrats – gehalten, selbst wenn es über lange Zeit
keinen wirklich funktionierenden Streitbeilegungsmechanismus ge-
geben hat.
Ob auch die neue AU ohne weiteres als Regionalorganisation gelten
kann, ist zwar schon in Zweifel gezogen worden6, doch wird man
hier wie in anderen Belangen von einer Kontinuität zwischen OAU
und AU ausgehen können.

Grundlegende Übereinstimmungen zwischen OAU, AU und UN

In ihrer Präambel nimmt die Charta7 der von 32 Staaten gegründeten
OAU Bezug auf die Weltorganisation:
»überzeugt, daß die Charta der Vereinten Nationen und die Allgemeine Er-
klärung der Menschenrechte, deren Grundsätze wir erneut bekräftigen, eine
feste Grundlage für die friedliche und fruchtbare Zusammenarbeit zwischen
unseren Staaten bieten...«.

Die Hauptziele der Regionalorganisation lehnen sich an Ziele und
Grundsätze der UN-Charta an und sind in Art. II, Abs. 1 der OAU-
Charta folgendermaßen zusammengefaßt:

a. Stärkung der Einheit und Solidarität der afrikanischen Staaten;
b. Koordinierung und Festigung ihrer Zusammenarbeit und ihrer Be-
mühungen um die Verwirklichung eines besseren Lebens für die Völker
Afrikas;
c. Verteidigung ihrer Souveränität, territorialen Integrität und Unabhän-
gigkeit;
d. Ausmerzung des Kolonialismus in Afrika in all seinen Erscheinungs-
formen; und
e. Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter gebührender Be-
achtung der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte.

Kooperation und Differenz
Die OAU/AU und der Sicherheitsrat NJUNGA-MICHAEL MULIKITA



Abgelöst werden wird die OAU in Kürze von der AU. Deren Grün-
dungsakte8 ist die praktische Folge einer im September 1999 auf dem
vierten außerordentlichen Gipfeltreffen der OAU im libyschen Sirte
getroffenen Grundsatzentscheidung. Die Gründung der AU geht auf
die Initiative Libyens zurück, mit der dieser Staat seiner andauern-
den diplomatischen Isolierung auf Grund der gespannten Beziehun-
gen zu den Vereinigten Staaten, Großbritannien und fast der gesam-
ten arabischen Welt zu entrinnen versuchte. Das als Erdölexporteur
zu Reichtum gekommene Land hatte immer wieder seine Finanzre-
serven genutzt, um den ärmeren Staaten im Afrika südlich der Saha-
ra unter die Arme zu greifen, indem er die Forderungen der OAU an
diese Staaten ausglich. Mit diesem Schachzug gelang es Libyen, die
diplomatische Unterstützung jener Staaten für sein Projekt der AU
zu gewinnen. Auch haben die Regierungen Togos und Sambias Be-
richten zufolge großzügige Zuwendungen von Libyens De-facto-
Staatschef Muammar Gaddafi erhalten, die es ihnen ermöglichten,
die beträchtlichen Kosten für die Ausrichtung der OAU-Gipfeltref-
fen der Jahre 2000 und 2001 zu tragen.
Die AU-Gründungsakte schreibt im Kern die Bildung einer suprana-
tionalen Organisation fest, die die Integration und eine nachhaltige
menschliche Entwicklung in Afrika effektiver bündeln kann, als es
die OAU je vermocht hatte. Unter den Hauptzielen der Union wer-
den – mit deutlichen Anklängen an die OAU-Charta – in Art. 3 ihrer
Gründungsakte genannt:
(a) größere Einheit und Solidarität;
(c) beschleunigte politische und sozioökonomische Integration;
(e) Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter gebührender

Beachtung der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte.

In ihrem Artikel 4(h) legt die Gründungsakte ein Interventionsrecht
der Union im Falle von »Kriegsverbrechen, Völkermord und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit« fest. Bemerkenswerterweise
nimmt sie dabei nicht auf den Sicherheitsrat Bezug, der das vorran-
gige Instrument der Vereinten Nationen zur Befassung mit eben je-
nen Notlagen ist, auf die sich Art. 4(h) bezieht. Im vorangegangenen
Art. 4(g) wurde allerdings die »Nichteinmischung der Mitgliedstaa-
ten in die inneren Angelegenheiten eines anderen« bekräftigt und da-
mit der Art. 4(h) mit Erfolg bereits zunichte gemacht. Denn ein Re-
gime, das sich schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen, wie
sie im Art. 4(h) genannt werden, schuldig macht, könnte unter Hin-
weis auf diese Nichteinmischungsklausel einer Intervention seitens
der AU auf legalem Wege entgegentreten.
Dieser offensichtliche Widerspruch in der Gründungsakte bietet ein
nachgerade klassisches Beispiel für die noch immer ambivalente
Haltung vieler afrikanischer Länder gegenüber der heiklen Frage der
Staatensouveränität9 und dürfte den Eindruck verstärken, im großen
und ganzen habe sich die alte OAU bloß eine neue Fassade zuge-
legt.
Im Hinblick auf die friedliche Streitbeilegung (Art. 4(e)) geht die
AU-Gründungsakte mit der UN-Charta konform. Gleiches gilt für
die in Art. 1 Ziffer 3 der UN-Charta angestrebte »internationale Zu-
sammenarbeit ..., um internationale Probleme wirtschaftlicher, so-
zialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen«, die im bereits an-
geführten Art. 3(e) der Gründungsakte ihre Entsprechung findet.
Diese Konvergenzen schließen nicht aus, daß es auch Differenzen
gibt. Denn im Hinblick auf »Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch
des Friedens und bei Angriffshandlungen« ist die Charta der Verein-
ten Nationen in ihrem Kapitel VII ziemlich ausführlich. In der Grün-
dungsakte der AU wird die »Verhängung von Sanktionen« lediglich
in Art. 23 behandelt, bezieht sich interessanterweise aber zunächst
nur auf das Vorgehen gegen bei der Beitragszahlung säumige Mit-
glieder. Anschließend heißt es jedoch, daß

»des weiteren ... jeder Staat, der den Entscheidungen und Maßnahmen der
Union nicht entspricht, Sanktionen unterworfen werden (kann), wie beispiels-
weise die Verweigerung von Transport- und Kommunikationsverbindungen

mit anderen Mitgliedstaaten sowie weiteren Maßnahmen politischer und wirt-
schaftlicher Art ...«.

Die Bindung von Zwangsmaßnahmen an die »Ermächtigung des Si-
cherheitsrats«, die Art. 53 der UN-Charta festlegt, wird nicht er-
wähnt, wie überhaupt jede Erwähnung des Rates unterbleibt. Damit
ist auch keine ausdrückliche Verpflichtung auf die Mitwirkung an
der Umsetzung von Beschlüssen des Sicherheitsrats über Zwangs-
maßnahmen niedergelegt; sie ergibt sich freilich für die OAU/AU-
Mitgliedstaaten aus ihrer Eigenschaft als Mitglieder der Vereinten
Nationen. Gerade diese bestehende Verpflichtung aber wurde in der
Vergangenheit mehrfach mißachtet, denn vom Sicherheitsrat ver-
hängte Sanktionen gegen Libyen (Fall Lockerbie) und die angolani-
sche Rebellenbewegung UNITA10 wurden mehrfach von Mitglied-
staaten der OAU unterlaufen.

Die Zusammenarbeit zwischen der OAU und dem Sicherheitsrat

Am deutlichsten sichtbar wird die Kooperation zwischen der OAU
und dem Sicherheitsrat beziehungsweise dem System der Vereinten
Nationen im Bereich der Friedenssicherung und der Friedensmissio-
nen. Völlig ungetrübt verläuft sie indes nicht.

Gleichgültigkeit des Sicherheitsrats gegenüber Afrika?

Bekanntlich weist die UN-Charta »dem Sicherheitsrat die Hauptver-
antwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit« zu (Art. 24, Abs. 1). Bei verschiedenen OAU-Treffen
wurde jedoch immer wieder die Einschätzung zum Ausdruck ge-
bracht, daß die Weltorganisation mit zweierlei Maß mißt, wenn es
um die Friedenssicherung in Afrika oder aber in anderen Krisenge-
bieten geht. In ihrer Ansprache vor den Teilnehmern eines interna-
tionalen Symposiums zur Rolle der subregionalen und nichtstaatli-
chen Organisationen bei der Konfliktprävention, das im März 2000
von der japanischen Regierung in Tokyo ausgerichtet worden war,
hob Südafrikas Außenministerin Nkosazana Clarice Dlamini Zuma
hervor, die Tatsache, daß bei der Konfliktbewältigung

»Regionalorganisationen Verantwortung übernehmen, sollte nicht bedeuten,
daß die Vereinten Nationen, und hier insbesondere der Sicherheitsrat, ihrer
Verantwortung ... entsagen sollen. In den vergangenen Jahren haben wir be-
obachtet, daß die UN in manchen Fällen, in denen sie im Hinblick auf Afrika
zum Handeln aufgefordert wurden, die Sache mit dem Tempo eines Elefanten
angingen, während sie sonst eher mit der Geschwindigkeit eines Geparden
reagiert haben.«

Dieser Punkt – die relative Gleichgültigkeit, die der Sicherheitsrat
gegenüber humanitären Katastrophen in Afrika an den Tag legt – ist
auch durch den ehemaligen Generalsekretär Boutros-Ghali artiku-
liert worden. Er schilderte, warum der Rat die bestehende UN-Missi-
on in Rwanda gerade in dem Augenblick verkleinerte, als das Land
im Frühjahr 1994 in Anarchie und Völkermord abglitt:

»Das Verhalten des Sicherheitsrates war schockierend; er folgte wider-
spruchslos dem Beispiel der Vereinigten Staaten und leugnete die Realität 
des Völkermords. Obwohl es sich eindeutig um Völkermord handelte, waren
die Sprecher der USA offenbar angewiesen, den Begriff zu vermeiden und da-
mit auch ihre vertraglichen Verpflichtungen aus der Konvention über die Ver-
hütung und Bestrafung des Völkermordes von 1948 zu umgehen.«11

Kooperation bei der Friedenssicherung 

Im Gegensatz zu früheren Zeiten, als Kriege hauptsächlich zwischen
Staaten ausgefochten wurden, brachte die zunehmende Zahl inner-
staatlicher Konflikte in Afrika und die veränderte Natur dieser Aus-
einandersetzungen die OAU dazu, ihre eigene Rolle bei der Frie-
denssicherung und Friedenskonsolidierung auf dem Kontinent neu
zu bestimmen. Obwohl von den Ursprüngen und den Rahmenbedin-
gungen her verschieden, wiesen die meisten der am Ende der achtzi-
ger und Anfang der neunziger Jahre entstandenen Konflikte gewisse
überstimmende Charakteristika auf: die Fragmentierung der krieg-
führenden Parteien; massive Verletzungen des humanitären Völker-
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rechts, die sich vor allem in der Benutzung der Zivilbevölkerung als
Zielscheibe und in unbeschreiblichen Greueltaten gegen diese aus-
drückten; die Ausbeutung der natürlichen Ressourcen zur Finanzie-
rung der Kriegshandlungen; und in einigen Fällen die Implosion des
Staates. Als Folge mußte die OAU nicht nur eine neue institutionel-
le Dynamik in den Prozeß der Konfliktbewältigung einbringen, son-
dern sie war auch gezwungen, ihren Ansatz grundlegend zu über-
denken.
Die von der 26. Ordentlichen Tagung der Versammlung der Staats-
und Regierungschefs der OAU im Juli 1990 in Addis Abeba verab-
schiedete ›Erklärung zur politischen und sozioökonomischen Situa-
tion in Afrika und zu dem gegenwärtigen grundlegenden Wandel in
der Welt‹12 stellte einen Wendepunkt dar, denn sie enthält eine klare
Neubestimmung:
»Wir erkennen ... an, daß die Chancen, die selbstgesetzten Ziele« der sozio-
ökonomischen Transformation und Integration »zu erreichen, so lange einge-
schränkt bleiben werden, wie in Afrika kein Klima des dauerhaften Friedens
und der Stabilität herrscht. Wir erneuern daher unsere Entschlossenheit, ge-
meinsam auf eine friedliche und rasche Lösung aller Konflikte auf unserem
Kontinent hinzuarbeiten. Die Beilegung der Konflikte wird zur Entstehung
von Frieden und Stabilität auf dem Erdteil beitragen und wird zudem eine
Senkung der Ausgaben für Verteidigung und Sicherheit zur Folge haben, wo-
durch zusätzliche Ressourcen für die sozioökonomische Entwicklung freige-
setzt werden. Ebenso entschlossen sind wir, erneute Anstrengungen zur Aus-
merzung der Ursachen für das Flüchtlingsproblem zu unternehmen. Nur
durch die Schaffung stabiler Bedingungen kann Afrika seine menschlichen
und materiellen Ressourcen in vollem Umfang nutzbar machen und sie in die
Entwicklung fließen lassen.«13

In Umsetzung dieser Verpflichtung verabschiedeten die Staats- 
und Regierungschefs der OAU Ende Juni 1993 ihre Erklärung von
Kairo14 zur Schaffung eines ›Mechanismus für die Verhütung, Be-
wältigung und Beilegung von Konflikten‹ im Rahmen der OAU15.
Dessen oberstes Ziel ist die Früherkennung und Verhütung von Kon-
flikten. In Kairo erkannten die Gipfelteilnehmer an, daß »kein ein-
zelner interner Faktor mehr zu den gegenwärtigen sozioökonomi-
schen Problemen auf dem Kontinent beigetragen hat als die Geißel
der Konflikte innerhalb unserer Länder und zwischen ihnen«16. Die
Beziehung des Mechanismus zu den Vereinten Nationen wurde so
beschrieben:

»Falls Konflikte jedoch dergestalt eskalieren sollten, daß eine kollektive in-
ternationale Intervention und Überwachung erforderlich ist, wird um die Un-
terstützung beziehungsweise gegebenenfalls die Dienste der Vereinten Natio-
nen nach Maßgabe der Bestimmungen ihrer Charta ersucht. In diesem Fall
werden unsere Mitgliedsländer Wege und Möglichkeiten prüfen, mittels derer
sie einen praktischen Beitrag zu einer solchen Unternehmung der Vereinten
Nationen leisten und sich wirksam an Friedenssicherungseinsätzen in Afrika
beteiligen können.«17

Immer häufiger haben seither der OAU-Mechanismus und subregio-
nale Organisationen wie etwa die Wirtschaftsgemeinschaft der West-
afrikanischen Staaten (ECOWAS) und die Entwicklungsgemein-
schaft des Südlichen Afrika (SADC) bei der Vermittlung von Frie-
densübereinkommen vor Ort die Führung übernommen; den Verein-
ten Nationen kam dabei lediglich eine Unterstützerrolle zu.
Um unter Beweis zu stellen, daß die Weltorganisation Afrikas Si-
cherheitsbelangen und humanitären Problemen nicht gleichgültig
gegenübersteht, brachte Generalsekretär Annan im Nachgang zu sei-
nem 1998 dem Sicherheitsrat vorgelegten Bericht ›Konfliktursachen
und die Förderung dauerhaften Friedens und einer nachhaltigen Ent-
wicklung in Afrika‹18 einige spezifische Folgemaßnahmen auf den
Weg. Darunter waren
� die Verabschiedung mehrerer Resolutionen des Rates zur Ver-
besserung der Durchsetzung und Überwachung regionaler Waffen-
embargos, zur Verbesserung der Sicherheitslage für afrikanische
Flüchtlinge und Erhöhung der Hilfsleistungen an die Flüchtlingsauf-
nahmeländer sowie zur Erweiterung der Kooperation mit der OAU
und subregionalen Organisationen19,
� die Ernennung von Sonderbeauftragten und Sonderabgesandten
zur Unterstützung der afrikanischen Vermittlungsbemühungen in

Sierra Leone, in der Demokratischen Republik Kongo, am Horn von
Afrika und im Ostafrikanischen Zwischenseengebiet;
� die Erhöhung der Zahl der afrikanischen Staaten, die sich am Sy-
stem der Verfügungsbereitschaftsabkommen der UN für Friedenssi-
cherungseinsätze beteiligen.

Mangelnde Kooperation bei der Durchsetzung von Sanktionen

In den vergangenen Jahren ist das Zusammenwirken von Sicher-
heitsrat und OAU in bezug auf die Durchsetzung beschlossener in-
ternationaler Zwangsmaßnahmen ernsthaft auf die Probe gestellt
worden. Zu Spannungen zwischen dem Rat und der OAU führten die
Sanktionsregime gegen Libyen und die UNITA.
Im Verlauf der im April 2000 in New York abgehaltenen Aussprache
des Sicherheitsrats über allgemeine Fragen im Zusammenhang mit
Sanktionen bemerkte der Vertreter Malaysias, es sei
»bedauerlich, daß der Rat immer wieder rasch mit der Anordnung von Sank-
tionen bei der Hand ist, aber keine Eile bei ihrer Aufhebung zeigt, wenn die
Umstände, die zu ihrer Verhängung geführt hatten, nicht mehr bestehen. Ein
derartiger Fall sind die Sanktionen gegen Libyen, die nur ausgesetzt, aber
noch nicht aufgehoben wurden.«20

Hier geht es um die an sich schon lange ausgestandene Angelegen-
heit im Zusammenhang mit dem Anschlag auf ein Pan-American-
Verkehrsflugzeug über dem schottischen Lockerbie Ende 198821.
Mit der Einsetzung eines Sanktionsregimes gegen Libyen durch den
Sicherheitsrat hatten nach Ansicht der OAU sowohl die Vereinigten
Staaten als auch Großbritannien dieses Instrumentarium der UN da-
zu benutzt, um aus Libyen eine finanzielle Kompensation herauszu-
pressen, da die Mehrzahl der Toten bei der schrecklichen Tragödie
von Lockerbie amerikanische oder britische Staatsbürger waren. Ei-
ne weitere strategische Überlegung der beiden Mächte dürfte die po-
litische und wirtschaftliche Schwächung Libyens durch das Sankti-
onsregime gewesen sein; schließlich hatte das Land durchgängig ge-
gen Israel Position bezogen und auch sonst die Kreise des Westens
oft genug gestört. Dies erklärt, weshalb die OAU ungeachtet des
Zorns in Washington und London 1998 den Entschluß gefaßt hatte,
sich diesem Sanktionsregime der UN nicht mehr zu beugen22. De-
monstrativ brachen mehrere afrikanische Staatsoberhäupter das Flug-
verkehrsembargo und reisten auf dem Luftweg nach Libyen an.
Im Gegensatz zum Fall Libyen schienen die wichtigsten Mächte im
Sicherheitsrat, allen voran die Vereinigten Staaten und Großbritan-
nien, nicht annähernd so großen Eifer dabei zu entwickeln, das Sank-
tionsregime durchzusetzen, mit dem die UNITA in ihrem langjähri-
gen Krieg gegen die Regierung und das Volk Angolas empfindlich
getroffen werden sollte. So wurde die Fähigkeit der UNITA, den
Bürgerkrieg weiter zu betreiben, trotz der Verabschiedung einer Rei-
he von Resolutionen des Sicherheitsrats nicht stark genug beschnit-
ten. Es war sogar so, daß eine Reihe von OAU-Mitgliedstaaten aus
diesem vergleichsweise laschen Umgang des Rates mit einem Sank-
tionsregime Vorteil geschlagen hat, indem die Sanktionen trotz der
Ermahnung der OAU an ihre Mitglieder, die UN-Zwangsmaßnah-
men gegen die UNITA mitzutragen, teilweise verletzt wurden.
Erst als Folge der Veröffentlichung des sogenannten Fowler-Be-
richts im März 2000 über die weitverbreiteten und systematischen
Verletzungen der gegen die UNITA erlassenen Sanktionen23, der ne-
ben anderen explizit die Staatschefs Burkina Fasos und Togos als
Sanktionsbrecher anprangerte, entschied sich die OAU notgedrun-
gen, bei der Umsetzung der Maßnahmen zur Durchkreuzung der Ak-
tivitäten der UNITA stärker Flagge zu zeigen. Im Juli des gleichen
Jahres drückte der Ministerrat der OAU in Lomé daher nicht nur 
sein Bedauern »über die Tatsache, daß die UN-Zwangsmaßnahmen
gegen die UNITA nicht wirksam umgesetzt werden« aus, sondern
richtete auch einen aus fünf Staaten bestehenden Ad-hoc-Ausschuß
zwecks Unterstützung des UN-Ausschusses für die Überwachung
der Sanktionen gegen die UNITA ein24.
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Die OAU und die Reform des Sicherheitsrats

Afrika stellt seit 1966 drei nichtständige Mitglieder im Sicherheits-
rat. Das ist ein Fünftel der Mitgliedschaft dieses Organs; der Anteil
der 53 Mitglieder der afrikanischen Regionalgruppe25 an der Ge-
samtmitgliederzahl der UN liegt deutlich über einem Viertel. Die of-
fizielle Position der OAU im Hinblick auf die Reform des Rates ist,
daß dessen gegenwärtige Zusammensetzung die Mitgliedschaft der
Vereinten Nationen nicht proportional abbildet und daß dieses
Hauptorgan Gefahr läuft, das Vertrauen der Gesamtheit der UN-Mit-
glieder zu verlieren, solange es nicht eine ausgewogenere Vertretung
der gesamten internationalen Staatengemeinschaft erreicht hat. Zu-
dem haben die Entwicklung Japans und Deutschlands zu wirtschaft-
lichen Supermächten und der Abstieg Frankreichs und Großbritanni-
ens von Weltmächten zu Mittelmächten deutliche und nachvollzieh-
bare Rufe nach der Aufnahme Japans und Deutschlands als Ständige
Mitglieder des Rates nach sich gezogen26.
Eine vorsichtige Unterstützung derer, die sich für die Erweiterung
des Rates aussprechen, brachte UN-Generalsekretär Annan zum Aus-
druck:
»Ich habe stets die Meinung vertreten, daß der Sicherheitsrat reformbedürftig
ist und daß wir ihn den heutigen Realitäten anpassen müssen. ... Ich hoffe, daß
die Mitgliedstaaten nach vorn blicken und den Sicherheitsrat einer Reform
unterziehen werden. Das Argument, der Rat solle klein bleiben, um wirksam
arbeiten zu können, ist die Position einer Gruppe. Andere halten dagegen; er
solle erweitert werden, um einen Zugewinn an Demokratie und damit Legiti-
mität zu erhalten. Auch dieses Argument ist gewichtig. Ich glaube, daß es
möglich sein sollte, den Rat zu reformieren und repräsentativer zu machen,
ohne dabei seine Effektivität zu schmälern.«27

Die OAU vertritt die Auffassung, daß Afrika bei einer Reform zwei
ständige sowie fünf nichtständige Sitze im Sicherheitsrat zugebilligt
werden sollten. In diesem Sinne äußerte sich beispielsweise Angolas
Außenminister Joao Bernardo de Miranda auf dem Millenniums-
Gipfel der Vereinten Nationen im September 2000. Allerdings hat
die OAU keinen offiziellen Segen an bestimmte Kandidaten erteilt,
auch wenn sich die Regierungen Nigerias und Südafrikas um die Zu-
stimmung der Regionalorganisation zu ihren Aspirationen bemühen.
In diesen Kontext läßt sich einordnen, daß die Präsidenten Oluse-
gun Obasanjo und Thabo Mbeki Anfang 2000 ihre ›Millenniums-
Partnerschaft‹ für die Gesundung Afrikas verkündeten, die im we-
sentlichen zur internationalen Unterstützung der afrikanischen Ei-
genanstrengungen anregen soll. Mit einer konkurrierenden Initiati-
ve, durch die klargestellt werden sollte, daß das französischsprachi-
ge Afrika sich nicht mit einer Führungsachse Abuja-Pretoria abfin-
det, veröffentlichte der senegalesische Präsident Abdoulaye Wade
seinen ›OMEGA-Plan für Afrika‹, dem die ECA »die gleiche Vision
für Afrika« bescheinigte wie der nigerianisch-südafrikanischen In-
itiative.
Offizielle Stellungnahmen, wie sie auf Treffen der OAU verabschie-
det werden, hindern die Mitgliedstaaten der OAU aber keineswegs
daran, in globalen Foren, etwa im UN-System, abweichende Positio-
nen einzunehmen. Ein klassisches Beispiel dafür, wie leichtfertig die
Mitgliedstaaten der OAU ihre diplomatische Solidarität preisgeben,
findet sich im Jahre 2000. Während der Ministerrat der OAU zuvor
die Kandidatur Sudans für eine Amtsperiode als nichtständiges Mit-
glied im Sicherheitsrat gebilligt hatte, durchbrach Mauritius die ein-
heitliche Linie und kündigte im Herbst 2000 seine eigene Kandidatur
an. Bei der Wahl in der Generalversammlung schlug Mauritius dann
den (insbesondere in Washington ganz und gar nicht geschätzten) of-
fiziellen Kandidaten der Regionalorganisation, Sudan, und rückte
für die Jahre 2001 und 2002 als eines von drei afrikanischen nicht-
ständigen Mitgliedern in den Rat ein. Das Beispiel lehrt, daß selbst
eine von der OAU erklärte diplomatische Unterstützung für Nigeria
und Südafrika nicht automatisch auf das tatsächliche Verhalten der
einzelnen afrikanischen Staaten in der UN-Generalversammlung
durchschlagen müßte.

Aus Furcht und Abneigung gegenüber einer entstehenden Achse
Abuja-Pretoria28 und deren mögliche Auswirkungen auf eine Re-
form des Sicherheitsrats haben einige kleinere OAU-Mitgliedstaaten
daher inoffiziell bekundet, sie zögen es vor, wenn die beiden ge-
wünschten ›ständigen‹ Sitze Afrikas nach dem Rotationsprinzip von
Staaten besetzt würden, die jeweils auf den Gipfeltreffen der OAU
zu bestimmen wären. Wie eine solche Formel in praktischer Hinsicht
mit der parallelen Forderung nach fünf ›nichtständigen‹ afrikani-
schen Sitzen im Rat in Einklang zu bringen wäre, kann man sich nur
schwer vorstellen.
Eine weitere Belastung für den Versuch der Herstellung eines Kon-
senses zugunsten von OAU-Kandidaten erwächst aus den Befürch-
tungen der französischen Regierung, daß die Aufnahme ›anglopho-
ner‹ Staaten wie Nigeria und Südafrika dem Gebrauch des Französi-
schen im UN-System weiteren Abbruch tun könnte. Die Vermutung
dürfte nicht ganz fehlgehen, daß Paris ein Forum wie etwa den all-
jährlich stattfindenden französisch-afrikanischen Gipfel oder die
›Internationale Organisation der Frankophonie‹ (deren Generalse-
kretär kein Geringerer als Boutros-Ghali ist) dazu nutzen könnte, den
Widerstand französischsprachiger OAU-Mitgliedstaaten gegen die
Großmachtambitionen Abujas und Pretorias anzufachen. Schließlich
spielte im vergangenen Jahr Frankreich eine wichtige Rolle hinter
den Kulissen im Zusammenhang mit der Wahl des ehemaligen
Außenministers von Côte d’Ivoire, Amara Essy, zum neuen OAU-
Generalsekretär auf dem OAU-Gipfel von Lusaka29. Der Ivorer, der
den langjährigen Generalsekretär Salim Ahmed Salim ablöste, hatte
den namibischen Außenminister Theo Ben Gurirab hauptsächlich
deshalb besiegen können, weil seine Kandidatur durch sämtliche
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Auf der 36. Gipfelkonferenz der Organisation der Afrikanischen Einheit un-
terzeichneten am 11. Juli 2000 in Lomé zahlreiche afrikanische Staats- und
Regierungschefs die Gründungsakte der Afrikanischen Union.
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Vor mittlerweile einem Vierteljahrhundert, im März 1977, begann in
New York die Namibia-Initiative der ›westlichen Fünf‹. Die westlichen
Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats – Frankreich, Großbritannien
und die Vereinigten Staaten – leiteten gemeinsam mit der Bundesrepu-
blik Deutschland und Kanada, die 1977 und 1978 nichtständige Rats-
mitglieder waren, einen Verhandlungsprozeß ein, der auf die Unabhän-
gigkeit des de facto von der Republik Südafrika kontrollierten ehemali-
gen Mandatsgebiets Südwestafrikaa durch unter der Ägide der Verein-
ten Nationen abzuhaltende freie Wahlen gemäß der Resolution 385 des
Sicherheitsrats vom 30. Januar 1976b abzielte. Heute ist angesichts ei-
nes von weitreichenden Konflikten verursachten und dramatisch anstei-
genden Vermittlungsbedarfs, den Staaten als Einzelakteure nicht mehr
zu erfüllen vermögen und der daher ein Vorgehen in geeigneten Koali-
tionen zwingend nahelegt, das Interesse daran gewachsen, die Gründe
und die Grenzen des Funktionierens jener diplomatischen Aktivitäten
näher zu erfassen. An dieser Stelle ist kein Raum, den ganzen Lösungs-
prozeß darzulegenc. Vielmehr soll – nach einem Schlaglicht auf den Be-
ginn der Initiative – in erster Linie aufgezeigt werden, welche Interessen
die Beteiligten zur Einleitung dieses Prozesses veranlaßt haben und wie
ihr taktisches Vorgehen in der Anfangszeit dadurch beeinflußt wurde.

Der Ablauf im Überblick
Verhandlungspartner der ›Kontaktgruppe‹ der westlichen Fünf in Afri-
ka waren Südafrika, die Befreiungsbewegung Südwestafrikanische
Volksorganisation (SWAPO), die sogenannten Frontstaaten des Südli-
chen Afrika und die afrikanische Regionalmacht Nigeria. Südafrika hat-
te sich zu Verhandlungen mit den Fünf bewegen lassen, nachdem diese
im April 1977 in einer gemeinsamen Demarche in Pretoria mit »harten
Maßnahmen« (stern action) des Sicherheitsrats gedroht hatten. Die
Kontaktgruppe absolvierte 1977 unter anderem vier Gesprächsrunden
in Südafrika, vier in New York und Lusaka mit der SWAPO, Gespräche
mit den Regierungsspitzen in allen Frontstaaten (Tansania, Mosambik,
Botswana, Sambia, Angola) und in Nigeria sowie zweimal Simultange-
spräche auf Ministerebene mit allen Beteiligten einzeln in New York;
hinzu kam die Unterrichtung der Interessierten innerhalb Namibias und
die stetige Konsultation mit dem UN-Generalsekretär. Unter Auswer-
tung und pragmatischer Zueinanderführung der noch zu weit auseinan-
derliegenden Konzessionen Südafrikas und der SWAPO erarbeitete die
Gruppe einen eigenen Plan und legte ihn im April 1978 dem Sicher-
heitsrat vor. Sobald ihm Südafrika und (äußerst zögernd) auch die SWA-
PO zugestimmt hatten, billigte der Rat diesen Plan durch Resolution
435 am 29. September 1978d. Nachdem Pretoria unter Verletzung dieser
Entschließung ›interne Wahlen‹ ohne Einbeziehung der Vereinten Na-
tionen angekündigt hatte, protestierten die Außenminister der Fünf im
Oktober 1978 vor Ort in Pretoria, setzten sich aber nicht durch.
Zwischen 1979 und 1982 erzielte die Kontaktgruppe Einigung über
zwei ihren Plan ergänzende vertrauensbildende Maßnahmen (Verfas-
sungsprinzipien; Garantien für unparteiisches Verhalten der UN). Ent-
schließung 435 hätte nun bei konzertiertem westlichem Einwirken auf
Südafrika verwirklicht werden können. Als sich herausstellte, daß die
USA bei der von Präsident Reagan (1981-1989) eingeführten sachfrem-
den – und von den anderen Vier abgelehnten – Zusatzbedingung bleiben
würden, wonach die Ausführung der Resolution 435 den Abzug der Ku-
baner aus Angola zur Voraussetzung haben sollte (linkage), stagnierte
der Lösungsprozeß, bis die Politik Gorbatschows 1988 der Rolle der
Kubaner im Südlichen Afrika ein Ende machte. 1989/90 ist ›435‹ unter
der vorgesehenen Aufsicht der UN voll umgesetzt worden. Nach freien
Wahlen wurde das Land am 21. März 1990 unabhängig.

Der Einstieg
In den Vereinten Nationen war zu Beginn der Bonner Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat Anfang 1977 das Andauern der seit Jahren gewachsenen
Kritik der Staatenmehrheit am westlichen Umgang mit den Problemen
Apartheid, Südrhodesien und Namibia festzustellen. Entsprechend hat-
ten sich die Verbindungen des Ostblocks zu Angola, Mosambik und den
Befreiungsbewegungen im Südlichen Afrika verdichtet. In der General-
versammlung wurden immer wieder mit überwältigender Mehrheit Re-
solutionen angenommen, in denen namentlich die Vereinigten Staaten,
Großbritannien, Frankreich und auch die Bundesrepublik Deutschland
wegen ihrer Haltung zu den Problemen des Südlichen Afrika verurteilt
wurden. Diese Themen waren damals ein Hauptbestandteil der Tages-
ordnung der UN. Schon deshalb drängte sich die Idee geradezu auf, an-
gesichts der gleichzeitigen Präsenz von fünf ›gleichgesinnten‹, für Süd-
afrika wirtschaftlich überaus wichtigen westlichen Mitgliedern im Si-
cherheitsrat – statt die Verurteilungen in der Generalversammlung mehr
oder weniger passiv hinzunehmen – einen Weg zu suchen, der von den

leidenden Menschen des Südlichen Afrika und ihren Repräsentanten in den
UN als ein konstruktives Bemühen um Lösungen anerkannt würde.
Der damalige Leiter der UN-Unterabteilung im Auswärtigen Amt in
Bonn, Helmut Redies, hatte schon unmittelbar nach der Wahl der Bun-
desrepublik Deutschland in den Sicherheitsrat mir gegenüber die Über-
legung angestellt, ob die fünf Staaten nicht auf der Grundlage der Reso-
lution 385 etwas für Namibia unternehmen könnten. Dabei erwähnte er
auch, im zuständigen Afrika-Referat des Auswärtigen Amts warne man
zwar vor dem von Radikalen in der Organisation der Afrikanischen Ein-
heit (OAU) inspirierten Mißtrauen gegen uns; es gebe aber Anzeichen,
daß mindestens Nigeria und Tansania glaubwürdige westliche Initiati-
ven nicht a priori blockieren würden. Redies hat dann Ende Februar
1977 bei seinen Konsultationen im US-Außenministerium den Ein-
druck gewonnen, daß dort bereits vertraulich an einem konkreten Vor-
schlag für eine Namibia-Initiative der Fünf gearbeitet werde.
Was immer man zuvor oder gleichzeitig in Bonn, London, Paris oder
Ottawa überlegt haben mag – nach der schließlich gewonnenen Über-
zeugung unserer UN-Unterabteilung war das am Ende ins Spiel ge-
brachte Konzept im wesentlichen ein Expertenprodukt des ›State De-
partment‹ und bedurfte der Zustimmung des Weißen Hauses. Demnach
kam dem neuen und in UN-Sachen unerfahrenen Ständigen Vertreter
der USA am Sitz der Weltorganisation, Botschafter Andrew Young (der
vor Amtsantritt zunächst auf Lernreise nach Afrika geschickt worden
war), die Aufgabe zu, mit seinen vier westlichen Kollegen in New York
alsbald eine vertrauliche Aussprache über seine Weisungen aus Wa-
shington zu arrangieren. Im Anschluß daran erhielt jeder der vier Part-
ner bis Mitte März grünes Licht von seiner Regierung. Was war der
Grund dafür?

Zur Interessenlage der westlichen Fünf
In allen vier Hauptstädten war klar, daß ohne das Zusammenwirken mit
der Großmacht USA im Sicherheitsrat nicht viel zu bewirken sein wür-
de und daß eine Analyse der Interessen der US-Regierung auf den Ernst
ihrer Absichten schließen ließ. Offensichtlich blickten in den Vereinig-
ten Staaten insbesondere zahlreiche afroamerikanische Wähler und die
Bürgerrechtsverbände mit kritischer Erwartung auf eine Regierung, de-
ren Oberhaupt vor seiner Wahl zum Präsidenten gegen Rassendiskrimi-
nierung und für die Menschenrechte zu Felde gezogen war.
Präsident Carter (1977-1981), assistiert von seinem Sicherheitsberater
Brzezinski, verlor zwar das Interesse an der Eingrenzung des sowjeti-
schen Einflusses in Afrika nie aus den Augen. Er wollte aber im Südli-
chen Afrika abrücken von der Linie Kissingers, für den die Region in 
erster Linie Austragungsort des Kalten Krieges gewesen war und der
daher der Stabilität Südafrikas Vorrang eingeräumt hatte. Neben einer
Kombination von Druck und verständnisvoller Geduld in Richtung der
notwendigen Reformen in Südafrika (Abbau der Apartheid) maß Carter
dem Aufbau konstruktiver Beziehungen zu den Frontstaaten und vor al-
lem zu Nigeria sowie einem überzeugenden US-Engagement zur Lö-
sung der Konflikte um Südrhodesien und Namibia gleichen Stellenwert
zu. Er erkannte die Triebkraft des afrikanischen Nationalismus als einen
Faktor eigenständigen Behauptungswillens. Washington sollte diesem
mit Respekt begegnen und damit – in Verbindung mit Entwicklungshil-
fe – einen glaubwürdigen Weg zu soliden bilateralen Beziehungen zu
den Frontstaaten und zu Nigeria einschlagen. Dazu gehörte auch ein
veränderter Umgang mit dem Apartheidregime. Carter hat sich zwar zu
keiner Zeit für umfassende Wirtschaftssanktionen eingesetzt, jedoch se-
lektive (vorwiegend auf Bedürfnisse der weißen Führung zielende) Maß-
nahmen nicht ausgeschlossen. Allerdings erwies sich 1978, als es – für
die fünf Außenminister in Pretoria – wirklich darauf ankam, daß er dem
Widerstand der Republikaner und eines Teils der Demokraten im Kon-
greß nicht mehr gewachsen war.
Für die Bundesrepublik Deutschland standen zwei Hauptinteressen
gleichrangig nebeneinander. Erstens wollte sie Wirtschaftssanktionen
gegen Südafrika vermeiden, und zweitens lag ihr – UN-Neumitglied
seit 1973 und nun im Sicherheitsrat zum ersten Mal auf die Probe ge-
stellt – sehr daran, diese Chance, an internationalem Profil zu gewinnen
und insbesondere in der Dritten Welt glaubwürdiger zu werden, unbe-
dingt zu nutzen. Dahinter stand für Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher, dem Bundeskanzler Helmut Schmidt dieses Feld weitgehend
überlassen hatte, neben außenwirtschaftlichen Interessen hauptsächlich
das für die KSZE- und die Deutschlandpolitik so wichtige Anliegen, die
Menschenrechte und insbesondere das Selbstbestimmungsrecht sicht-
bar einzufordern. Genscher verstand eine UN-konforme Namibia-Lö-
sung auch als eine Vorstufe zur Überwindung der Apartheid in Südafri-
ka selbst und damit als einen Beitrag zur Entlastung gegenüber der Kri-
tik an unseren Beziehungen zu Südafrika. Seine Haltung zu Sanktionen
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war flexibler als die der Mehrheit im Bundestag und entsprach eher der
von US-Präsident Carter.
Demgegenüber war die Existenz der Namibiadeutschen zwar auch ein
Motiv, aber nicht in dem Maße ausschlaggebend, wie es vielfach darge-
stellt wird. Die Bundesrepublik hätte mit gleicher Energie auch ohne
diesen Faktor die Mitwirkung in der Kontaktgruppe angestrebt. Die
Mehrheit der damals rund 20 000 Namibiadeutschen (von denen 6 400
deutsche Staatsangehörige waren), etwa ein Viertel der Weißen, lehnte
einen von den UN kontrollierten Lösungsprozeß ab und steigerte über
ihre Lobby in Bonn die ohnehin erheblichen innenpolitischen Schwie-
rigkeiten Genschers zusätzlich. Dem widerspricht nicht, daß Bonn ab
1981 einen vertrauensbildenden Beitrag leisten konnte durch die Ver-
mittlung von Treffen zwischen der ›Interessengemeinschaft‹, die einen
kleinen Teil der Namibiadeutschen repräsentierte, und der SWAPO-
Führung. Diese hatte Genscher – gegen heftige Anfeindungen aus der
Opposition – von Anfang an als Verhandlungspartner akzeptiert. Sach-
kundige Kontaktgruppen-Partner haben übrigens unsere 1915 beendete
Kolonialherrenrolle und das Vorhandensein einer deutschen Minderheit
nicht als potentiell besonders hilfreiche Elemente eingestuft. Sie fanden
nicht, daß wir uns hier – etwa im Vergleich zu den Briten – durch be-
sondere Kompetenz auszeichneten und sahen unter anderem die Proble-
matik des bis Oktober 1977 fortbestehenden deutschen Konsulats in
Windhuk.
Für Großbritannien, traditionell führender Wirtschaftspartner Südafri-
kas, kam der Vermeidung von Sanktionen (respektive eines britischen
Vetos zur Abwehr von Sanktionsbeschlüssen) höchste Priorität zu. Das
galt auch für ausschließlich auf Namibia bezogene Sanktionen. Wäh-
rend bei den anderen insoweit Flexibilität in Betracht kam (es ging für al-
le vorwiegend um Uran, Kupfer und Diamanten), stand für London hier
sehr viel auf dem Spiel (vor allem wegen des Anteils des Unternehmens
›British Nuclear Fuels Ltd.‹ am Geschäft mit der Rössing-Mine). Zugleich
war es für London von überragender Bedeutung, den gemeinsam mit den
USA eingeleiteten Lösungsversuch im Rhodesien-Konflikt nicht stören
zu lassen, sondern ihn durch einen Prozeß hin zu einer auch für Südafri-
ka tragbaren Unabhängigkeit Namibias hilfreich zu flankieren.
Aus Pariser Sicht war es eindeutig das Hauptanliegen, Sanktionen ge-
gen Südafrika und die negativen Auswirkungen eines Vetos in Afrika,
das gerade für die Franzosen so überaus wichtig war, zu vermeiden. Mit
Namibia und Südrhodesien hatten sie bis 1977 relativ wenig zu tun; ent-
sprechend unauffällig gestaltete sich ihre Rolle während der gesamten
Namibia-Initiative.
Origineller war der Hintergrund des kanadischen Engagements. Ottawa
hatte bei weitem weniger Schwierigkeiten mit Sanktionen, hätte aber
bei einem vom übrigen Westen abweichenden Abstimmungsverhalten
im Sicherheitsrat innenpolitisch doch erhebliche Unwetter heraufbe-
schworen. Andererseits hatten die – 1977 auch schon bei uns zuneh-
mend wirksamen – Anti-Apartheid-Bewegungen starken Einfluß auf
die öffentliche Meinung in Kanada. Wie die Bundesrepublik Deutsch-
land wollte auch Kanada aus dem nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat
das Beste für sein internationales Profil machen. Dabei konnten und
wollten sich die Kanadier auf einen bereits fest etablierten guten Ruf als
Vermittler (vor allem bei Konflikten im Commonwealth) und als aktive
Teilnehmer an friedenserhaltenden Maßnahmen der UN stützen. Die-
sem – ihren außenpolitischen Anliegen generell so förderlichen – Ver-
trauen wollten sie nun im Südlichen Afrika gerecht werden.

Mitwirkung der Frontstaaten und Nigerias
Alle Frontstaaten – deren Kreis 1980 um Simbabwe, das ehemalige
Südrhodesien, erweitert wurde – litten schwer unter der selbst auferleg-
ten und weitgehend eingehaltenen Wirtschafts- und Verkehrssperre
nach Süden. (Bei Lesotho, Malawi und Swasiland war die Abhängigkeit
von Südafrika indes derart stark, daß diese Staaten von den afrikani-
schen Sanktionen praktisch dispensiert waren und sich sogar in den
Vereinten Nationen der Stimme enthalten durften. Sie galten nicht als
Frontstaaten.) Zu diesem vitalen Interesse an einer baldigen Lösung der
Regionalkonflikte kam aus Gründen der Selbstachtung und der Sicher-
heit der Wunsch aller nach friedlich herbeigeführter Mehrheitsherr-
schaft in Namibia, Südrhodesien und Südafrika. Keiner zweifelte ernst-
haft an Mehrheiten für die Befreiungsbewegungen bei freien Wahlen.
Die Kontaktgruppe führte ihre erste Verhandlungsrunde anhand ihrer
vorläufigen Lösungsskizze in den Hauptstädten der fünf Frontstaaten
und in Lagos in der Zeit vom 21. November bis zum 7. Dezember 1977
durch. Gesprochen wurde mit Präsident Nyerere in Daressalam, mit
Außenminister Chissano in Maputo, mit Präsident Khama in Gaborone,
mit Präsident Kaunda in Lusaka, mit Premierminister Do Nascimento in
Luanda und mit Präsident Obasanjo in Lagos. Keiner von ihnen stellte
sich gegen die Kontaktgruppen-Vermittlung. Alle erklärten aber auch
ganz klar, sie würden letztlich keine Regelung unterstützen, der die

SWAPO nicht zugestimmt habe. Nyerere und (deutlicher) Obasanjo
sagten zu, die SWAPO zum Entgegenkommen bewegen zu wollen.
Mehrere Staatsmänner äußerten ihre Sorge darüber, daß die notwendige
Präsenz von Befreiungsbewegungen in ihren Ländern Südafrika zuneh-
mend als Vorwand für militärische Übergriffe diene. Nyerere warnte
vor dem Schaden, den ein Scheitern der Kontaktgruppe im Hinblick auf
den südrhodesischen Unabhängigkeitsprozeß verursachen würde. Do
Nascimento setzte sich für ein militärisches Auseinanderrücken nörd-
lich und südlich der Südgrenze Angolas ein.

Schlüsselfaktoren SWAPO und Südafrika
Der SWAPO-Führung war – ungeachtet der gegenteiligen eigenen Pro-
paganda – weitgehend klar, daß ein militärischer Erfolg im Lande un-
möglich war (der Höchststand bewaffneter SWAPO-Angehöriger be-
lief sich am Ende auf etwa 9 000, während Pretoria in Namibia 1976 et-
wa 44 000, 1981 etwa 80 000 Mann unter Waffen hatte). Auch erschien
es als ausgeschlossen, daß die SWAPO jemals innerhalb Namibias feste
Stützpunkte errichten könnte.
Die SWAPO fuhr zweigleisig: entsprechend ihrem Anspruch, »einzige
und wahre« Vertretung des Volkes von Namibia zu sein, forderte sie die
bedingungslose Machtübertragung bei sofortigem Abzug aller südafri-
kanischen Truppen und führte einen bewaffneten Kampf. Gleichzeitig
stützte sie sich auf das Modell gemäß der Resolution 385 und verhan-
delte über die Einleitung eines demokratischen Prozesses. Sie tat dies
über weite Strecken widerwillig, zumal ihr die westliche Rolle in die-
sem Prozeß nicht geheuer war. Ihre Helfer in Moskau und Ostberlin un-
terließen nichts, sie in diesem Mißtrauen zu bestärken. Der konstrukti-
ve Einfluß der Frontstaaten und Nigerias sowie das Gefühl, auf eine ihr
vermeintlich günstige Parteinahme »der Vereinten Nationen« sei Ver-
laß, gewannen jedoch die Oberhand.
Pretoria wollte in Südafrika das Regime der Rassentrennung bei Herr-
schaft der Weißen um jeden Preis erhalten und fürchtete die als tödlich
betrachtete Ansteckungsgefahr einer UN-Lösung in Namibia. Also galt
es einen demokratischen Prozeß in Namibia durch eine manipulierte in-
terne Lösung ohne die SWAPO zu unterlaufen. Das südafrikanische Sy-
stem sollte weiterhin statt »am Oranje« (Südgrenze Namibias) »an den
Flüssen Cunene und Cubango« (Nordgrenze) verteidigt werden. Ande-
rerseits mußte unbedingt der Gefahr westlicher Wirtschaftssanktionen
vorgebeugt werden. Und so fuhr auch Pretoria zweigleisig: in Namibia
wurde 1978 – unter Verletzung des von Südafrika schon akzeptierten
Plans gemäß ›435‹ – eine dann mit dem Begriff  »Turnhalle« verbunde-
ne pseudodemokratische interne Lösung ohne die SWAPO stetig vor-
angetrieben. Gleichzeitig aber wurde dem damals realen Druck des We-
stense die Spitze genommen und die westliche Abneigung gegen Wirt-
schaftssanktionen ausgebeutet durch ein schlau arrangiertes Wechsel-
bad von Konzessionen und immer wieder neu hervorgezogenen Bedin-
gungen: »Zeit schinden« war seit der Verabschiedung von Resolution
435 de facto die Devise. Zuweilen waren die Konzessionen angesichts
der beschriebenen Durchhalte-Maximen des Regimes in Pretoria fast
verblüffend. Man muß dabei jedoch berücksichtigen, daß diese Regie-
rung fest davon überzeugt war, die »kommunistische Terrorbande«
SWAPO werde sich westlichen Zumutungen sowieso nicht beugen.
Verkannt hat Pretoria immer wieder die Richtung, die der Einfluß der
fest ins anti-westliche Lager eingebunden geglaubten Frontstaaten neh-
men würde.
Hier tritt eine bemerkenswerte Gemeinsamkeit Pretorias mit Moskau
zutage: Die Sowjetunion hatte – im Vertrauen auf eine im Südlichen
Afrika vermeintlich zunehmende ideologische Verbrüderung mit Re-
gierungen, Parteien und Befreiungsbewegungen im Kampf gegen »Im-
perialismus und Neokolonialismus« – schon jahrelang laut verkündet,
das Südliche Afrika gehöre den afrikanischen Brüdern, und sie werde
somit jeder von diesen bejahten Politik in ihrer Region zustimmen. Sie
hatte die Verwandtschaft falsch eingeschätzt, und so blieb ihr bei der
Entscheidung über den westlichen Namibia-Plan am 29. September
1978 im Sicherheitsrat nur die Stimmenthaltung.

Hans-Joachim Vergau  �

Der Verfasser hat als für Namibia zuständiger deutscher Staatenvertreter vom Anfang
(1977) bis zum Abschluß (1990) bei nahezu allen Schritten der Kontaktgruppe selbst
aktiv mitgewirkt. In dieser Darstellung gibt er ausschließlich seine persönlichen Er-
fahrungen und Schlußfolgerungen wieder.

a 1968 von der UN-Generalversammlung in ›Namibia‹ umbenannt.
b Text: VN 2/1976 S. 62f.
c Siehe aber die konzentrierte Gesamtdarstellung des Verfassers mit umfassenden

Quellenangaben: Hans-Joachim Vergau, Genscher und das südliche Afrika, in:
Hans-Dieter Lucas (Hrsg.), Genscher, Deutschland und Europa, Baden-Baden
2002, S. 223-239.

d Text: VN 4/1979 S. 147f.
e Siehe das vom Sicherheitsrat mit seiner Resolution 418 v. 4.11.1977 (Text: VN 6/

1977 S. 198) verhängte bindende Waffenembargo.



frankophonen Staaten West- und Zentralafrikas mitgetragen wurde,
während sein namibischer Gegenkandidat im wesentlichen nur von
den Ländern der SADC unterstützt wurde. Immerhin war vor dem
Gipfel von Lusaka spekuliert worden, daß das Südliche Afrika den
neuen Generalsekretär der OAU stellen würde, da die Vorgänger aus
anderen Teilen des Kontinents kamen. Nach der zwölf Jahre dauern-
den Amtszeit des sich des Englischen bedienenden Salim aus dem
ostafrikanischen Tansania waren die frankophonen Staaten jedoch
der Ansicht, daß Sprecher des Englischen im Generalsekretariat
überproportional an Einfluß gewonnen hatten30.
Einig sind sich Nigeria und Südafrika darin, daß sowohl Deutschland
als auch Japan den Status eines Ständigen Mitglieds des Sicherheits-
rats verdient haben, daß es aber gleichermaßen wichtig ist, daß auch
Berlin und Tokyo ihrerseits öffentlich ihre Unterstützung für den
Anspruch der führenden afrikanischen Kandidaten erklären. Nigeria
und Südafrika befürchten, daß die derzeitigen Ständigen Mitglieder
eine Erweiterung des Rates unter der Bedingung billigen könnten,
daß es künftig zwei Klassen von Ständigen Mitgliedern – solche mit
und solche ohne Vetorecht – gibt. Zwischen Deutschland und Japan
auf der einen Seite und der OAU auf der anderen Seite könnte sich,
wie nigerianische und südafrikanische Diplomaten in Addis Abeba
durchblicken ließen, daher ein echter Interessenkonflikt anbahnen,
falls sich Berlin und Tokyo auf einen Handel mit den P-5 einlassen,
um ihre eigenen Ambitionen auf die ständige Mitgliedschaft auf Ko-
sten der afrikanischen Ansprüche leichter durchsetzen zu können. Auch
wenn die Diskussion um die »Frage der ausgewogenen Vertretung und
der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und damit zu-
sammenhängenden Fragen« in New York ins Stocken geraten ist, be-
steht kein Zweifel an der Notwendigkeit, dieses politische und Ver-
fassungsproblem der internationalen Staatengemeinschaft zu lösen.

Tragfähige Grundlage für künftige Kooperation notwendig

Die OAU weiß den Beitrag der Vereinten Nationen in den eng ver-
flochtenen Bereichen von Friedenssicherung und Friedenskonsoli-
dierung in Afrika zu schätzen. Und doch schleicht sich bei den Afri-
kanern immer wieder der Verdacht ein, daß die Weltorganisation,
derzeit fest im Griff der Angloamerikaner, für die Anliegen Afrikas
im Blick auf Frieden und Sicherheit nur Lippenbekenntnisse übrig
hat. Von Zeit zu Zeit führt dies zu Spannungen zwischen dem Si-
cherheitsrat und der OAU. Verstärkt wird die Skepsis in Addis Abe-
ba durch den Eindruck einer selektiven Umsetzung, wenn nicht will-
kürlichen Handhabung von Sanktionen.

Wiederum ist das Beispiel Libyen anzuführen. Nachdem das Land
alle im Zusammenhang mit dem Fall Lockerbie stehenden Forderun-
gen des Sicherheitsrats erfüllt hatte, verweigerte der Rat unverständ-
licherweise die Beendigung des Sanktionsregimes. Im September
2000 notierte ein fünfköpfiger Ausschuß der OAU (bestehend aus
Vertretern Ghanas, Kameruns, Simbabwes, Tunesiens und Ugan-
das), daß 18 Monate vergangen seien, seit die beiden libyschen Ver-
dächtigen zum ersten Mal vor schottischen Richtern in den Nieder-
landen erschienen waren, und bereits weitere fünf Monate seit dem
Beginn des Gerichtsverfahrens verstrichen seien. Moniert wurde,
daß die Sanktionen weiterhin gültig blieben, obwohl der Rat selbst
vorgesehen hatte, daß die Sanktionen aufzuheben sind, sobald die
Verdächtigen vor Gericht erscheinen, und obwohl Generalsekretär
Annan in einem Bericht bestätigt hatte, daß Libyen allen Auflagen
nachgekommen war. Gegenwärtig besteht der ›Ausschuß des Si-
cherheitsrats nach Resolution 748(1992) betreffend die Libysch-
Arabische Dschamahirija‹ noch immer, sind die Sanktionen nur 
suspendiert. Im Dezember 2001 wurde dies noch einmal ausdrück-
lich von dem Ausschuß der OAU kritisiert31.
Will der Sicherheit seine moralische Autorität in Sachen Weltfrie-
den, nachhaltige menschliche Entwicklung, Sicherheit und gute Re-
gierungsführung weiterhin geltend machen, so ist eine Reform die-
ses Gremiums unerläßlich. Wenn er die Unausgewogenheit zugun-
sten der Industrieländer nicht beseitigt, wird diese Autorität weiter
erodieren. In der Tat sehen die meisten OAU-Mitgliedstaaten seit
dem Ende des Kalten Krieges den Rat als willfähriges Instrument der
US-amerikanischen Außenpolitik an. Aus der Sicht der OAU benut-
zen die Vereinigten Staaten den Rat im Rahmen ihrer hegemonialen
Strategie als ein Mittel zur Ausschaltung von Ländern wie Irak oder
Libyen, die ihrerseits eine militante Variante der Blockfreiheit ver-
folgen, die in scharfem Gegensatz zu den Paradigmen einer Welt-
ordnungspolitik, wie sie von den USA betrieben wird, steht. Die Tat-
sache, daß die Vereinigten Staaten sich der Aufhebung der Sanktio-
nen gegen Irak und Libyen immer wieder entgegengestellt haben,
wird daher in OAU-Kreisen als Teil einer umfassenderen Strategie
angesehen, mit der sichergestellt werden soll, daß der Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen die außenpolitischen Prioritäten der einzig
verbliebenen Supermacht in der gegenwärtigen Ära umsetzt.
Die große Herausforderung, die sich im ersten Jahrzehnt des 21.
Jahrhunderts der gesamten Mitgliedschaft der Vereinten Nationen
stellt, besteht darin, einen Weg zu finden, wie der Sicherheitsrat re-
präsentativer wird, ohne daß seine Effektivität darunter leidet. Eine
einfache Aufgabe ist dies nicht.
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Internationale Konflikte, an denen viele verschie-
dene Akteure beteiligt und unterschiedliche Inter-
essen involviert sind, erfordern zunehmend häufig
die koordinierte Aktion mehrer Länder im Auftrag
der gesamten Staatengemeinschaft. Ein Beispiel
bietet die von fünf westlichen Staaten gebildete
›Kontaktgruppe‹, die sich seit 1977 um einen von
allen Beteiligten getragenen Übergang des ehe-
maligen Südwestafrika zur Unabhängigkeit be-
mühte. Am 24. November 1977 traf sie in ihrer so-
zusagen klassischen Besetzung in Gaborone mit
der botswanischen Regierung zusammen: Hans-
Joachim Vergau für die Bundesrepublik Deutsch-
land (2. v.r.), Albert Thabault für Frankreich 
(3. v.r.), Donald McHenry für die Vereinigten
Staaten (4. v.r.), Paul Lapointe für Kanada (6. v.r.)
und James Murray für Großbritannien (7. v.r.).
Verhandlungspartner waren Präsident Seretse
Khama (2. v.l.) und Vizepräsident Quett Ketumile
Masire (1. v.l.).



1 Die Entscheidung zur Gründung der AU wurde von den Staats- und Regierungschefs
der OAU auf einem Sondergipfel am 9.9.1999 in Sirte/Libyen getroffen. Die 36. Or-
dentliche Versammlung der Staats- und Regierungschefs im Juli 2000 in Lomé gab
dann Gelegenheit, die Gründungsakte der AU zu unterzeichnen. Siehe auch Njunga
M. Mulikita, Enhancing African Integration: The African Union Treaty, in: ECA 
News, Vol. III, No. 3 (August-October 2000), S. 17. Die Gründungsakte trat am
26.5.2001 in Kraft, wonach die OAU in eine gut einjährige Übergangsphase einge-
treten ist.

2 UN-Dok. A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992; als Nr. 43 der ›Blauen Reihe‹ der DGVN
erschienen.

3 S/23500 v. 31.1.1992; Text: VN 2/1992 S. 66f.
4 Text: VN 1/1965 S. 32.
5 Michael Bothe / Bernd Martenczuk, Die NATO und die Vereinten Nationen nach

dem Kosovo-Konflikt. Eine völkerrechtliche Standortbestimmung, VN 4/1999 S.
125ff.(127).

6 Konstantinos D. Magliveras / Gino J. Naldi, The African Union – A New Dawn for
Africa?, in: International and Comparative Law Quarterly, Vol. 51, No. 2 (April
2002), S. 415-425(418f.).

7 Organisation de l’Unité Africaine, Charte de l’OUA et Règlements Intérieurs, Addis
Abeba 1992.

8 Constitutive Act of the African Union; im Internet abzurufen unter dieser Kennung:
http://www.oau-oua.org/LOME2000/Africa%20Union%20Constitutive%20Act%
20ENG.htm   Auszugsweise in deutscher Übersetzung abgedruckt in: Internationale
Politik, Nr. 11/2001, S. 78-85.

9 Indessen stand die bezeugte Interventionsneigung einzelner Staaten nicht immer im
Einklang mit der politischen Theorie; siehe Oliver Furley / Roy May (eds.), African
Interventionist States, Aldershot 2001.

10 União Nacional para a Independência Total de Angola.
11 Boutros Boutros-Ghali, Hinter den Kulissen der Weltpolitik. Die UNO – wird eine

Hoffnung verspielt? Bilanz meiner Amtszeit als Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen, Hamburg 2000, S.166.

12 OAU-Erklärung AHG/Decl.1(XXVI), in: UN Doc. A/45/482 v. 6.9.1990.
13 AHG/Decl.1(XXVI) (Anm. 12), Ziff. 11.
14 AHG/Decl.3(XXIX), in: A/48/322 v. 19.8.1993.
15 Siehe hierzu im einzelnen den nachfolgenden Beitrag von Volker Matthies, Regio-

nalisierung der Konfliktbearbeitung in Afrika. Der ›Mechanismus‹ der OAU und die
Zusammenarbeit mit den UN.

16 AHG/Decl.3(XXIX) (Anm. 14), Ziff. 9.
17 AHG/Decl.3(XXIX) (Anm. 14), Ziff. 16.

18 A/52/871-S/1998/318 v. 13.4.1998.
19 Details zur Zusammenarbeit zwischen OAU und UN finden sich in diesem OAU-Do-

kument: Joint OAU/UN Report on Cooperation between the United Nations System
and the Organization of African Unity, UN/OAU/MTG/011/2000/Rev.2 v. 11.4.2000.

20 S/PV. 4128 v. 17 4.2000.
21 Siehe auch Kirsten Schmalenbach, Späte Gerechtigkeit für Lockerbie, VN 1/2000 S.

28f.
22 OAU-Beschluß AHG/Dec.127(XXXIV), in: A/53/179 v. 15.7.1998.
23 S/2000/203 v. 10.3.2000.
24 OAU-Beschluß CM/Dec.521(LXXII), in: A/55/286 v. 15.8.2000.
25 Zusammensetzung: S. 87 dieser Ausgabe.
26 Njunga-Michael Mulikita, Reforming the UN Security Council: What Role for the

OAU?, in: Southern African Political and Economic Monthly, Vol.11, no.11 (Sep-
tember/October 1998), S. 14ff.

27 Annan auf einer Pressekonferenz in New York am 3.4.2000.
28 Einige am Sitz der OAU tätige Diplomaten aus Mitgliedstaaten der SADC führen

(nichtöffentliche) Klage über die Tendenz Südafrikas, unilaterale außenpolische Ent-
scheidungen zu treffen, die negative Auswirkungen auf ihre Länder haben können.
Zu nennen ist etwa das Freihandelsabkommen, das Pretoria 2000 mit der Europäi-
schen Union abschloß, ohne seine SADC-Partner zu konsultieren. Bestrebungen
Südafrikas, einen Ständigen Sitz im Sicherheitsrat zu gewinnen, stehen sie daher
skeptisch gegenüber.

29 Der ivorische Kandidat führte eine großangelegte Imagekampagne (zu der auch eine
beeindruckende Internet-Homepage gehörte) durch. Das einflußreiche Wochenma-
gazin ›Jeune Afrique‹ sorgte für die weite Verbreitung des Kandidatenprofils. Siehe
Cherif Ouazani, Quel Successeur pour Salim?, in: Jeune Afrique No. 2110 (Juin
2001), S. 28f. In einem Kasten ›Amara Essy, Un CV Impressionant‹ sprach sich der
Autor dafür aus, den äußerst erfahrenen Ivorer zum Spitzendiplomaten Afrikas zu
küren. In einem weiteren Kasten ›Theo Ben Gurirab: A la Demande de Mbeki‹ zum
namibischen Außenminister, dem von der SADC gestützten Kandidaten, charakteri-
sierte der Autor diesen als »distanziert und etwas arrogant«.

30 Senegal offerierte die Kandidatur von Ibrahim Fall, eines Beigeordneten Generalse-
kretärs der UN, Guinea schlug Lansana Kouyate, den scheidenden Exekutivsekretär
der ECOWAS, vor, und Côte d’Ivoire präsentierte Amara Essy, den Präsidenten der
49. Ordentlichen Tagung der UN-Generalversammlung (1994/95), der 1996 der von
Frankreich hoch favorisierte Kandidat für die Nachfolge Boutros-Ghalis im Amt des
UN-Generalsekretärs gewesen war. Schließlich zogen Kouyate und Fall ihre Kandi-
datur zugunsten Essys zurück.

31 S/2001/1152 v. 6.12.2001.

Vereinte Nationen 2/2002 51

Regionalisierung der Konfliktbearbeitung in Afrika
Der ›Mechanismus‹ der OAU und die Zusammenarbeit mit den UN VOLKER MATTHIES

Im jüngsten Mitgliedsland der Organisation der Afrikanischen Ein-
heit (OAU) wird in Kürze der Eröffnungsgipfel der Afrikanischen
Union (AU) stattfinden. Vom 1. bis 11. Juli werden die Vertreter des
Kontinents in Durban1 zusammenkommen und die am 25. März 1963
gegründete OAU in eine neue Organisation mit neuem Institutionen-
gefüge – die AU – überleiten2. Die Gründungsakte der AU wurde im
Juli 2000 von den afrikanischen Staats- und Regierungschefs auf
dem OAU-Gipfel von Lomé angenommen. Die Prognosen für die 
AU sind unterschiedlich. Während wohlwollende Beobachter in dem
neuen gesamtafrikanischen Gebilde eine historische Chance für die
Stärkung der Einheit Afrikas sehen und sich ökonomische Integrati-
onsgewinne und politische Stabilisierungseffekte erhoffen, stehen
andere der AU eher skeptisch gegenüber. Sie verweisen auf fehlende
gesellschaftliche, politische und ökonomische Voraussetzungen für
eine funktionsfähige supranationale, den gesamten Kontinent umfas-
sende Union und monieren zudem den eklatanten Mangel an klaren
Bestimmungen, Instrumenten und Mechanismen zur praktisch-poli-
tischen Umsetzung der AU-Gründungsakte.

In ihrem Artikel 4(h) sieht die Gründungsakte der Afrikanischen
Union3 das Recht der Union zur Intervention in die inneren Angele-
genheiten ihrer Mitgliedstaaten vor, »und zwar im Hinblick auf
schwerwiegende Umstände, namentlich: Kriegsverbrechen, Völker-
mord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit«. Nach Art. 9
gehört es zu den Befugnissen und Aufgaben der (aus den Staats- und
Regierungschefs der Mitgliedstaaten oder ihren Vertretern bestehen-
den) Versammlung der Union, »dem Exekutivrat Direktiven hin-
sichtlich der Bewältigung von Konflikten, Kriegen und anderen Not-
lagen sowie der Wiederherstellung von Frieden zu erteilen«. In der
Gründungsakte der AU findet sich kein ausdrücklicher Hinweis auf

den seit 1993 bestehenden OAU-Mechanismus zur Konfliktbearbei-
tung. Das Zentralorgan dieses Mechanismus wird aber auf Beschluß
des OAU-Gipfeltreffens von Lusaka vom Juli 2001 unter die »Orga-
ne der Union« aufgenommen; zugleich soll es einer Überprüfung un-
terzogen werden4. Damit besteht das in der OAU entstandene Ver-
fahren vorerst fort. Insgesamt wird man ohnehin von einer erhebli-
chen Kontinuität bisheriger kollektiver Institutionen, Mechanismen
und Verhaltensmuster ausgehen können.
Immerhin begründen die afrikanischen Staats- und Regierungschefs
die Formierung der AU auch friedenspolitisch, nämlich
»im Bewußtsein der Tatsache, daß die Geißel der Konflikte in Afrika ein
Haupthindernis für die sozioökonomische Entwicklung des Kontinents dar-
stellt und daß die Notwendigkeit besteht, Frieden, Sicherheit und Stabilität als
eine Vorbedingung für die Durchführung unserer Entwicklungs- und Integra-
tionsagenda zu fördern«.

Als friedens- und sicherheitspolitisch relevant sind die folgenden
Grundsätze der Gründungsakte (Art. 4) anzusehen:
� Anerkennung der postkolonialen Grenzen;
� Schaffung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik;
� friedliche Beilegung von Konflikten zwischen den Mitgliedstaaten;
� Nichteinmischung der Mitgliedstaaten in die inneren Angelegenhei-

ten anderer;
� friedliche Koexistenz sowie Recht der Mitgliedstaaten auf ein Leben

in Frieden und Sicherheit;
� »Respekt vor der Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, Verur-

teilung und Ablehnung von Straflosigkeit sowie politischen Mordan-
schlägen, terroristischen Akten und subversiven Aktivitäten«.

In einem deutlichen Spannungsverhältnis zu dem Prinzip der Nicht-
einmischung stehen drei weitere Grundsätze der Gründungsakte:
� das bereits genannte Recht der Union zur Intervention »im Hinblick

auf schwerwiegende Umstände« (Art. 4(h)),
� »das Recht der Mitgliedstaaten, um das Eingreifen der Union zu er-

suchen, um Frieden und Sicherheit wiederherzustellen« sowie die



� »Verurteilung und Ablehnung nicht verfassungsmäßiger Regie-
rungswechsel«.

Afrika gilt seit langer Zeit als ein Kontinent der Kriege. In den letz-
ten 50 Jahren fand hier etwa ein Viertel der weltweit in diesem Zeit-
raum geführten rund 200 Waffengänge statt. Seit den siebziger Jah-
ren geriet Afrika zum Schauplatz einiger der weltweit opferreichsten
Konflikte, und in den neunziger Jahren wurde das Bild vom kriegeri-
schen Kontinent namentlich durch die von einem erschreckenden
Ausmaß an Gewalt begleiteten Zerfallsprozesse in Liberia und So-
malia, in Zaire/Kongo und in Sierra Leone sowie durch den Völker-
mord in Rwanda dramatisch akzentuiert. Weitflächiger Staatszerfall,
langanhaltende Bürgerkriege und die Willkürherrschaft örtlicher
Gewalthaber führten in verschiedenen Regionen Afrikas zu komple-
xen humanitären Katastrophen, zu Fluchtbewegungen, Hungersnot
und Massentötungen. Typische Merkmale des Kriegsgeschehens in
Afrika waren und sind die kriminelle Nutzung des Staates durch die
diesen okkupierenden Gruppen, die Auflösung von Staatlichkeit und
des staatlichen Gewaltmonopols, die zunehmende Privatisierung der
Gewalt in Gestalt von ›Gewaltunternehmern‹ und ›Kriegsherren‹
(warlords) oder von internationalen Sicherheitsunternehmen (Söld-
nertum), die Ausbildung von in weltwirtschaftliche Zusammenhän-
ge integrierten gewalttätigen Bürgerkriegs-Ökonomien, die massen-
hafte Verbreitung von Kleinwaffen, der Einsatz von Kindersoldaten,
die Barbarisierung der Kriegsführung sowie die Diffusion der Ge-
walt im Kontext von räumlich und kriegswirtschaftlich interdepen-
denten regionalen Konfliktkomplexen oder Kriegszonen (so vor al-
lem am Horn von Afrika, in Westafrika, in Zentralafrika und im Ost-
afrikanischen Zwischenseengebiet).

GEWALTKONFLIKTE  UND  IHRE 
FRIEDENSPOLITISCHE  BEARBEITUNG

Die Gründe für das Aufkommen und die Verstetigung endemischer
Gewalt in afrikanischen Krisenzonen lassen sich schwerlich in ei-
nem empirisch gesättigten und schlüssigen Gesamtkonzept erfassen.
Häufig wird auf eine Reihe struktureller Ursachenbündel hingewie-
sen: auf das Erbe des Kolonialismus, auf die Knappheit von Res-
sourcen im Verein mit ihrer ungleichen Verteilung, auf Chancenun-
gleichheit durch Ausschluß konkurrierender Gruppen und exklusive
Machtkonzentration sowie auf die spezifisch afrikanische Form der
Regierungsführung in Gestalt ›neo-patrimonialer Herrschaft‹5. Für
UN-Generalsekretär Kofi Annan ist das

»Wesen der politischen Macht in vielen afrikanischen Ländern ... eine ent-
scheidende Ursache der Konflikte auf dem ganzen Kontinent. Häufig ist es so,
daß bei einem politischen Sieg Wohlstand und Ressourcen, das Recht zur Äm-
terbesetzung, das Prestige und die Vorrechte des Amtes ausschließlich an den
Sieger fallen. Mit diesem Phänomen ist häufig eng ein kollektives Gefühl der
Bevorteilung bzw. Benachteiligung verbunden, das vielfach noch verstärkt
wird durch den Einsatz zentralisierter und in hohem Maße personenorientier-
ter Formen der Staatsführung. ... Unter solchen Gegebenheiten bringt der mul-
tiethnische Charakter der meisten afrikanischen Staaten eine erhöhte Kon-
fliktgefährdung mit sich, was zu einer häufig gewaltträchtigen Politisierung
der Volksgruppenzugehörigkeit führt.«6

Als zentrales Problem friedenspolitischer Konfliktbearbeitung in
Afrika gilt mittlerweile der Zerfall von Staatlichkeit und die Frag-
mentierung der Gesellschaft. Sogenannte Friedensprozesse von oben
auf der Ebene der Haupt- und Staatsaktionen von Politikern, Diplo-
maten und Kriegsherren reichen daher kaum aus. Vielmehr müssen
auch ›Friedensprozesse von unten‹ auf der gesellschaftlichen, kom-
munalen und Graswurzelebene gefördert werden. Als ein schwer-
wiegendes Defizit der Konfliktbearbeitung in Afrika ist auch der
Mangel an vorbeugenden Bemühungen anzusehen. Dies gilt sowohl
für die ursachenorientierte ›strukturelle Prävention‹, die an den tie-
ferliegenden Wurzeln und Nährböden von Gewaltkonflikten ansetzt,
als auch für die ›prozeßorientierte Prävention‹, die in manifesten
Krisensituationen gewaltbereiten Akteuren Einhalt gebieten will.

Oftmals wird regionalen Zusammenschlüssen eine besondere frie-
denspolitische Bedeutung zugemessen. Komparative Vorteile dieser
Art von Konfliktbearbeitung gegenüber der universalistischen Her-
angehensweise seitens der Vereinten Nationen ergäben sich aus der
Homogenität der Interessen und Werte der beteiligten Staaten, aus
deren Regionalexpertise sowie aus dem unmittelbaren Interesse an
einer Konfliktlösung infolge einer direkten Betroffenheit durch das
Konfliktgeschehen. Andererseits kann gerade die räumliche und in-
teressenpolitische Nähe zum Konfliktgeschehen sowie die hegemo-
niale Ambition einer regionalen Vormacht zu parteilicher Ver-
strickung, Einflußsphärenpolitik und zu Mißtrauen bei den Konflikt-
parteien führen und damit einen Friedensprozeß erschweren. Zudem
liegen die üblichen Mängel regionaler Konfliktbearbeitung auf der
Hand: Mangel an Ressourcen, Ineffektivität von Organisationsstruk-
turen, Schwerfälligkeit der Meinungsbildungs- und Entscheidungs-
prozesse, Instrumentalisierung durch regionale Vormächte sowie die
Konkurrenz durch außerregionale Anbieter von Sicherheit und hege-
monialer Konfliktbearbeitung. Auch die OAU litt unter diesen Defi-
ziten sowie unter einem Negativimage. Sie galt inner- und außerhalb
Afrikas vielfach als eine am Status quo orientierte Versammlung von
nicht immer demokratisch legitimierten Staats- und Regierungs-
chefs, die mehr das eigene Wohl als das ihrer Völker im Auge hät-
ten, und im Hinblick auf die Konflikte in Afrika als ein weithin un-
williger und unfähiger Papiertiger. Diese OAU-Schelte ist zwar zum
Teil verständlich und berechtigt, läßt es aber auch an Einsicht in
die Schwierigkeiten internationaler Konfliktbearbeitung fehlen. Seit
dem Ende des Ost-West-Konflikts hat es bei der OAU jedoch eini-
ge Entwicklungen gegeben, die zumindest bessere Voraussetzungen
und Rahmenbedingungen für eine aktivere und konstruktivere Aus-
einandersetzung dieser Organisation mit dem Konfliktgeschehen in
Afrika geschaffen haben7. In den Jahren zuvor vollzog sich die Kon-
fliktbearbeitung in Afrika mehr im Rahmen der OAU als durch die
Organisation selbst. Offensichtlich war allenfalls ein Minimum an
Formalität und Institutionalisierung der Konfliktbearbeitung (etwa
in Gestalt von Ad-hoc-Ausschüssen oder der Mediation durch ein-
zelne oder mehrere Staats- und Regierungschefs) erwünscht. So gab
es keine institutionalisierte, kontinuierliche Befassung mit Konflik-
ten, sondern eine von Fall zu Fall erfolgende Thematisierung meist
zwischenstaatlicher Auseinandersetzungen.

GENESE  DES  KONFLIKT-MECHANISMUS

Nach dem Ende des Kalten Krieges änderte sich diese Situation. Der
Wind des Wandels erfaßte einmal mehr den afrikanischen Konti-
nent. Die Entstehung des ›Mechanismus für die Verhütung, Bewälti-
gung und Beilegung von Konflikten‹ in den Jahren 1990 bis 1993
war Zeichen einer neuen institutionellen Dynamik der OAU in ei-
nem veränderten internationalen und regionalen Umfeld. Afrika
büßte seine geopolitische Bedeutung ein, unterlag einem wachsen-
den Druck westlicher Geberländer (Auflagen zur Förderung von De-
mokratie, Menschenrechten und Marktwirtschaft) und stand unter
dem Eindruck neu ausbrechender, verheerender Bürgerkriege wie
vor allem in Liberia und Somalia. Ein ›neuer Realismus‹ breitete sich
aus. Erstmalig in der Geschichte der OAU wurde der Lösung aller
Konflikte in Afrika höchste Aufmerksamkeit zuteil. In ihrer in Addis
Abeba im Juli 1990 abgegebenen ›Erklärung zur politischen und so-
zioökonomischen Situation in Afrika und zu dem gegenwärtigen
grundlegenden Wandel in der Welt‹ thematisierten die Staats- und
Regierungschefs der OAU den augenfälligen Zusammenhang zwi-
schen Demokratisierungsdefiziten, Menschenrechtsfragen, sozio-
ökonomischen Problemen und destruktiven (Bürger-)Kriegen und
legten ein Bekenntnis zu einer konstruktiven Konfliktbearbeitung
ab8. In den Jahren zwischen 1990 und 1993 kam es zu einem norma-
tiv-konzeptionellen und politisch-organisatorischen Prozeß der An-
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passung der OAU an die gewandelten internationalen und regionalen
Rahmenbedingungen. Am Ende dieses Prozesses stand die Ausbil-
dung eines neuen Zugangs der OAU zur Bearbeitung von Konflikten
und einer neuen, aktiveren Rolle der Organisation als friedenspoliti-
scher Akteur9.
Unter dem Eindruck der Reaktivierung der Vereinten Nationen und
der ›Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa‹
(KSZE) im Kontext der Debatte um eine neue Weltordnung, der in-
ternationalen Diskussion über eine verstärkte Einmischung externer
Akteure auch in innerstaatliche Konflikte und angesichts des mi-
litärischen Eingreifens der westafrikanischen Wirtschaftsgemein-
schaft in den Bürgerkrieg in Liberia kam Bewegung in die afrikani-
sche Debatte über Sicherheit und Frieden. Im Mai 1991 hielt das von
dem vormaligen (und späteren) nigerianischen Präsidenten Obasan-
jo gegründete ›Africa Leadership Forum‹ eine vielbeachtete Konfe-
renz in Kampala ab, die nach dem Vorbild der KSZE eine ›Konfe-
renz über Sicherheit, Stabilität, Entwicklung und Zusammenarbeit in
Afrika‹ (CSSDCA) mit den entsprechenden »vier Kalebassen« vor-
schlug; die OAU machte sich das Projekt später zu eigen10. Der aus
Tansania stammende, engagierte und dynamische OAU-Generalse-
kretär Salim Ahmed Salim plädierte für eine aktivere Rolle der OAU
bei der Konfliktbearbeitung, wobei er sich offensichtlich stark an
dem Vorbild der reaktivierten UN und deren ›Agenda für den Frie-
den‹11 orientierte, die im ersten Halbjahr 1992 von Generalsekre-
tär Boutros Boutros-Ghali im Auftrag des Sicherheitsrats erarbeitet
worden war. Im gleichen Jahr richtete Salim mit Billigung der
Staats- und Regierungschefs innerhalb der Politischen Abteilung des
OAU-Generalsekretariats eine Unterabteilung speziell für die Prä-
vention, das Management und die Lösung von Konflikten ein.
Im Juni/Juli 1992 präsentierte der OAU-Generalsekretär dem Mini-
sterrat und der Versammlung der Staats- und Regierungschefs in Da-
kar einen Bericht mit dem Vorschlag zur Einrichtung eines OAU-
Mechanismus zur Konfliktbearbeitung. Nach lebhafter Debatte nah-
men die Staats- und Regierungschefs diesen Vorschlag »im Prinzip«
an und beauftragten den Generalsekretär mit der Anfertigung einer
Studie zu allen diesen Mechanismus betreffenden Aspekten. Auf der
OAU-Gipfelkonferenz in Kairo vom Juni 1993 legte Salim diese
Studie vor, und das höchste Gremium der OAU befürwortete die
Einrichtung des vorgeschlagenen Mechanismus12. Mit dieser Er-
klärung und der formellen Etablierung des ›Mechanismus für die
Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten‹ der OAU
fand die neue konzeptionelle und institutionelle Dynamik der Orga-
nisation ihren Höhepunkt. Die Konfliktbearbeitung durch die OAU
war von nun an durch mehr Beständigkeit und Institutionalisierung
sowie durch einen neuen Aktivismus der Organisation gekennzeich-
net. Die innerstaatlichen Konflikte und Bürgerkriege standen nun
eindeutig im Zentrum der politischen Aufmerksamkeit. Damit wur-
den zugleich die Normen der Souveränität und Nichteinmischung
deutlich relativiert, jedenfalls flexibilisiert, da man sich zur Einmi-
schung auch in innerstaatliche Konflikte bekannte.

MERKMALE  UND  WIRKUNGSWEISE  
DES  MECHANISMUS

Als politisches Beschlußfassungs- und Leitungsorgan des Mechanis-
mus zur Konfliktbearbeitung wurde das sogenannte Zentralorgan ge-
bildet. Es besteht aus den nach Kriterien der regionalen Repräsenta-
tion und Rotation jährlich neu gewählten Mitgliedern des Präsidiums
der Versammlung der Staats- und Regierungschefs sowie aus den
den alten und neuen OAU-Vorsitzenden stellenden Staaten und hat
15 bis 17 Mitglieder. Es tagt einmal jährlich auf der Ebene der Staats-
und Regierungschefs, zweimal jährlich auf der Ebene der Außenmi-
nister und einmal monatlich auf der Ebene der Ständigen Vertreter bei
der OAU, kann aber auch Sondersitzungen abhalten. Als ausführen-

des, operatives Organ des Mechanismus fungiert der OAU-General-
sekretär mit seinem Sekretariat, insbesondere mit Hilfe der innerhalb
der Politischen Abteilung angesiedelten Unterabteilung für Konflikt-
management. Der Generalsekretär soll unter der politischen Ober-
aufsicht des Zentralorgans und in Konsultation mit den in einen Kon-
flikt involvierten Parteien alle angemessenen Initiativen zur Präven-
tion, zum Management und zur Lösung von Konflikten ergreifen.
Das Anliegen des Mechanismus ist die konstruktive Bearbeitung der
Konflikte in Afrika, die als ein wesentliches Entwicklungshemmnis
angesehen werden. Die OAU habe dabei eine »zentrale Rolle« zu
spielen. Als Schwerpunktaufgabe wird dem Mechanismus die Kon-
fliktprävention zugewiesen (anticipation and prevention of conflicts).
Im Falle bereits manifest gewalttätiger Konflikte soll aber durch zi-
vile und militärische Beobachtungs- und Überwachungsmissionen
von begrenzter Dauer und begrenztem Umfang auch zur Friedens-
schaffung (peacemaking) und Friedenskonsolidierung (peacebuild-
ing) und damit zur Lösung von Konflikten beigetragen werden. Im
Hinblick auf mögliche militärisch gestützte, umfangreichere und
teurere Friedensmissionen blieb man sehr zurückhaltend. Die ge-
nannten Herangehensweisen sollen ja gerade eine massive Konflikt-
eskalation verhindern und größere Friedensmissionen überflüssig
machen. Die Deklaration von 1993 macht aber in ihrer Ziffer 16
deutlich, daß im Falle hochgradiger Konflikteskalation auf die Hilfe
der Vereinten Nationen zurückgegriffen werden soll. Die afrikani-
schen Länder würden sich dann allerdings an entsprechenden UN-
Missionen auf dem Kontinent beteiligen. Diese restriktive Position
spiegelt deutlich die starken Vorbehalte und klar empfundenen Defi-
zite der afrikanischen Staaten hinsichtlich größerer kollektiver mi-
litärischer Interventionen wider.
Allgemein wird die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit der
OAU mit den UN hervorgehoben, unter Verweis auf das die Rol-
le von Regionalorganisationen ansprechende Kapitel VIII der UN-
Charta. Der Mechanismus macht also die Übernahme der Verant-
wortung für die eigenen Konflikte durch die Afrikaner deutlich. Zu-
gleich wird aber den Vereinten Nationen die überwölbende Haupt-
verantwortung für Sicherheit und Frieden in Afrika zugewiesen, ver-
bunden mit der Bereitschaft zur Lastenteilung zwischen OAU und
UN. Darüber hinaus wird von seiten der OAU betont, daß man bei
der Konfliktbearbeitung mit den Anrainerstaaten von Konfliktre-
gionen sowie mit subregionalen Organisationen in Afrika kooperie-
ren will, namentlich mit der Wirtschaftsgemeinschaft der Westafri-
kanischen Staaten (ECOWAS) im Westen, der Entwicklungsge-
meinschaft des Südlichen Afrika (SADC) im Süden und der Zwi-
schenstaatlichen Behörde für Entwicklung (IGAD) im Nordosten
des Kontinents.
Wichtigste Instrumente und Methoden des Mechanismus sind diplo-
matisch-politische Herangehensweisen und Verfahren: die Entsen-
dung von Tatsachenermittlungsmissionen, die Ernennung von Son-
derabgesandten oder Sonderbeauftragten für bestimmte Konflikte
und Konfliktgebiete, die Mandatierung von begrenzten zivilen und
militärischen Beobachtungs- und Überwachungsmissionen sowie das
Bemühen um Vermittlung (mediation) zwischen Konfliktparteien.
Dabei soll die Grundlage aller Aktivitäten immer der Konsens und
die Kooperation mit den Konfliktparteien sein.
Um die operativen Möglichkeiten des Mechanismus zu verbessern,
wird von seiten der Unterabteilung des OAU-Generalsekretariats für
Konfliktmanagement seit einigen Jahren der Aufbau eines ›Zen-
trums für Konfliktmanagement‹ betrieben, das über eine moderne
Infrastruktur und Kommunikationskapazität (unter anderem Lage-
Raum, Dokumentation, Frühwarnsystem) verfügen soll. Doch bei al-
len Fortschritten bei Ausbau, technischer Ausstattung und personel-
ler Besetzung des Zentrums bleibt dessen Standard einstweilen im-
mer noch weit hinter den gesteckten Zielen zurück. Zur Finanzierung
der Ausgestaltung des Mechanismus wurde ein Sonderfonds (auch
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›Friedensfonds‹ genannt) eingerichtet, der sich derzeit aus 6 vH der
regulären OAU-Beiträge sowie zusätzlich aus freiwilligen Zuwen-
dungen afrikanischer und außerafrikanischer Geber speist.
Seit der Etablierung des OAU-Konfliktmechanismus ist dieser –
weit mehr als bekannt – auf verschiedene Weise in den Bereichen der
stillen und präventiven Diplomatie, der Mediation und der Konflikt-
lösung in einer Anzahl von afrikanischen Ländern tätig geworden.
Dies geschah durch die Guten Dienste des OAU-Generalsekretärs,
durch seine Sonderabgesandten und Repräsentanten, durch Tatsa-
chenermittlungsmissionen, durch direkte Kontakte der OAU zu be-
troffenen Regierungen sowie durch Beobachtungs- und Überwa-
chungsmissionen beispielsweise in Burundi, den beiden Kongos, Le-
sotho, Nigeria, Somalia, Sudan und in der Zentralafrikanischen Re-
publik. In der Formierungsphase des OAU-Mechanismus unternahm
die Organisation erhebliche Anstrengungen zur Herstellung und Si-
cherung des Friedens in Rwanda. Unter Mitwirkung der OAU kam
es im Juli 1993 zum Friedensabkommen von Aruscha, zu dessen
Überwachung noch vor dem Eintreffen der Vereinten Nationen von
der OAU 50 Beobachter abgestellt wurden, die später in die Hilfs-
mission der Vereinten Nationen für Rwanda (UNAMIR) eingeglie-
dert wurden. In der Republik Kongo gelang es 1993 dem OAU-Son-
derabgesandten, dem Algerier Mohamed Sahnoun, im Verein mit an-
deren externen Akteuren gefährliche politische Spannungen abzu-
bauen. Gerade dieser Fall der Deeskalation galt als positiver Test des
neuen OAU-Mechanismus und verschaffte diesem Autorität und Re-
spekt. Die OAU unterstützte auch die Aktivitäten der ECOWAS und
der UN in Liberia und später in Sierra Leone, in Angola das Lusaka-
Abkommen und die UNAVEM III sowie im Hinblick auf den Sudan
die Vermittlungsinitiative der IGAD. Ferner ist auf die Entsendung
Sahnouns als gemeinsamer Sonderbeauftragter von OAU und UN
zum Vermitteln in den Krisen im Ostafrikanischen Zwischenseenge-
biet zu verweisen. Seit 1998 bemühte sich die OAU um Vermittlung
zwischen den Streitparteien Äthiopien und Eritrea, die schließlich im
Dezember 2000 zu dem Friedensabkommen von Algier führte. Im
Rahmen des OAU-Konfliktmechanismus wurden auch zwei kleine-
re (zivile und militärische) Beobachtungsmissionen beschlossen und
durchgeführt, die wesentlich zur Herausbildung eigener Verfahrens-
weisen und Einsatzregeln von OAU-Missionen beitrugen. Dies wa-
ren die Mission in Burundi (OMIB) von 1993 bis 1996 und die Mis-
sion auf den Komoren (OMIC) von 1997 bis 1999.

EINE  FRIEDENSPYRAMIDE

Zwischen der OAU und den Vereinten Nationen war bereits nach
dem Ende des Kalten Krieges eine verbesserte Kooperation verein-
bart worden29. In der ›Agenda für den Frieden‹ von 1992 wurde die
OAU mit anderen regionalen Organisationen gemäß Kapitel VIII der
UN-Charta als friedenspolitisch relevante regionale Abmachung in
ihrer Bedeutung für die Konfliktbearbeitung in Afrika aufgewertet.
Ein ehemaliger UN-Untergeneralsekretär, der Sierra-Leoner James
Jonah, war an den Vordiskussionen und damit an der Konzipierung
des OAU-Konfliktmechanismus beteiligt; er hatte auch die Unter-
stützung der UN beim weiteren Ausbau des Mechanismus zuge-
sagt30. Im Umfeld der Vereinten Nationen ist die mit Themen der
Friedenssicherung befaßte Weltfriedensakademie (IPA) in New
York zu nennen, die mit einer Serie von Konferenzen die Etablierung
des OAU-Mechanismus konzeptionell und beratend begleitete31.
Nach der Einrichtung des OAU-Mechanismus (und dem Völker-
mord in Rwanda) rief die UN-Generalversammlung dazu auf, der
OAU beim Aufbau eines Frühwarnsystems und der weiteren Ausge-
staltung des Mechanismus behilflich zu sein32.
In verschiedenen afrikanischen Krisenländern arbeiteten dann UN
und OAU bei der Konfliktbearbeitung eng zusammen, und zwar
durch hochrangig angelegte Konsultationen beider Sekretariate, ko-

54 Vereinte Nationen 2/2002

UN und OAU, ECA und DDR

Eine enge Zusammenarbeit besteht zwischen der Weltorganisation
und ihren afrikanischen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet von Wirt-
schaft und Entwicklung; genannt sei nur die vor zehn Jahren ins Le-
ben gerufene Initiative ›Neue Agenda der Vereinten Nationen für die
Entwicklung Afrikas in den neunziger Jahren‹13. Die Wirtschafts-
kommission der Vereinten Nationen für Afrika (ECA) hat wie die
OAU ihren Sitz in der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba. Die
Sekretariate der UN und der Regionalorganisation OAU halten Kon-
takt; der Generalversammlung legt der UN-Generalsekretär jährlich
einen Bericht über die »Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und der Organisation der Afrikanischen Einheit«14 vor.
Die Generalversammlung nimmt ebenfalls jährlich zu dieser Koope-
ration Stellung15. Die OAU besitzt seit 1965 Beobachterstatus in der
Generalversammlung.
Zunehmend in den Vordergrund der Kooperationsbeziehungen ge-
treten sind Fragen der Konfliktbearbeitung in der Region. Ende Sep-
tember 1997 trat der Sicherheitsrat auf Außenministerebene zusam-
men und befaßte sich mit Frieden und Sicherheit in Afrika; er beauf-
tragte den Generalsekretär mit der Ausarbeitung eines Berichts über
die Konfliktursachen und die Möglichkeiten von Prävention und Be-
wältigung16. Behandelt werden sollte auch die Frage, »wie im An-
schluß an die Beilegung dieser Konflikte die Grundlagen für einen
dauerhaften Frieden und ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum ge-
schaffen werden können«. Den gut ein halbes Jahr später vorgeleg-
ten Bericht des Generalsekretärs17 erörterte der Sicherheitsrat im
Mai 1998 und bekundete
»seine Absicht, beginnend im September 1998 und danach je nach Be-
darf alle zwei Jahre auf Ministerebene zusammenzutreten, um die bei
der Förderung des Friedens und der Sicherheit in Afrika erzielten Fort-
schritte zu bewerten«18.
Zur Überprüfung der Umsetzung der im Bericht enthaltenen Emp-
fehlungen wurde eine aus allen Ratsmitgliedern bestehende Arbeits-
gruppe eingesetzt, zunächst für ein halbes Jahr. Mittlerweile wurde
die Aufgabe der ›Ad-hoc-Arbeitsgruppe für Konfliktprävention und
Konfliktlösung in Afrika‹ genauer definiert19.
Im September 1998 trat der Rat auf Außenministerebene zusam-
men20 und hielt teils noch hochrangiger besetzte Treffen im Januar
2000 – in diesem ›Monat Afrikas‹, der gleichzeitig ein Monat US-
amerikanischer Ratspräsidentschaft war, wurde der Vorsitz zeitwei-
se von Vizepräsident Al Gore respektive Außenministerin Madeleine
Albright wahrgenommen – und Januar 2002 ab. Die Beratung im Ja-
nuar dieses Jahres war durch einen von dem afrikanischen nichtstän-
digen Ratsmitglied Mauritius ausgearbeiteten Fragenkatalog vor-
bereitet worden21. In der abschließenden Erklärung des Präsidenten
wurde unter anderem die Notwendigkeit unterstrichen, »daß die
Vereinten Nationen und die OAU enger zusammenarbeiten und für
eine bessere Koordinierung sorgen«22. Auch die während des Mil-
lenniums-Gipfels im September 2000 auf der Ebene der Staats- und
Regierungschefs stattgehabte Sitzung des Sicherheitsrats hatte die
Bedeutung der Kooperation von UN, OAU und subregionalen Orga-
nisationen hervorgehoben23.
Die Generalversammlung wandte sich ebenfalls den Ursachen der
krisenhaften Entwicklung in zahlreichen Ländern des Kontinents 
zu; ein Kapitel der ›Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen‹
ist der »Deckung der besonderen Bedürfnisse Afrikas« gewidmet24.
Zuvor schon, als Reaktion auf den Bericht des Generalsekretärs vom
April 1998, war auch seitens der Generalversammlung ein afrika-
bezogenes Nebenorgan ins Leben gerufen worden: die ›Allen Mit-
gliedstaaten offenstehende Ad-hoc-Arbeitsgruppe über Konfliktur-
sachen und die Förderung dauerhaften Friedens und einer nachhalti-
gen Entwicklung in Afrika‹25. Allgemein zu beklagen bleibt indes,
»daß zwar einige Anstrengungen zur Verhütung und Beilegung von
Konflikten unternommen wurden, daß diese aber nur selten zu posi-
tiven Ergebnissen geführt haben«26.
Die Unterstützung der Vereinten Nationen, ihrer Spezialorgane und
Sonderorganisationen ist freilich nicht auf die Ebene der Deklaratio-
nen beschränkt. Konkrete Hilfe erhält beispielsweise der ›Mechanis-
mus für die Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten‹
der OAU durch das UNDP27. Auf die Friedenskonsolidierung in der
Konfliktfolgezeit gerichtet ist etwa das Programm für Entwaffnung,
Demobilisierung und Wiedereingliederung (Disarmament, Demo-
bilization and Reintegration, DDR) für die Krisenzone im Herzen
Afrikas28, mit dem in den nächsten fünf Jahren 350 000 Bewaffne-
te demobilisiert und ins Zivilleben eingegliedert werden sollen; fe-
derführend ist hier die Weltbank.



ordinierte Parallelmissionen und die Entsendung gemeinsamer Son-
derbeauftragter. Doch ließen sich die zugesagten Unterstützungslei-
stungen der UN für die OAU vor allem infolge finanzieller und per-
soneller Engpässe zunächst nicht in dem gewünschten Maße ver-
wirklichen. 1998 beschloß der Generalsekretär die Einrichtung eines
Verbindungsbüros der UN bei der OAU in Addis Abeba; es ist das
einzige derartige Büro bei einer Regionalorganisation.
In den beiden folgenden Jahren wurden gemeinsam schwierige Frie-
densprozesse gefördert, so für Äthiopien und Eritrea (Abkommen
von Algier), Burundi und Somalia (diverse Treffen von Sonderabge-
sandten) sowie die Demokratische Republik Kongo (Abkommen
von Lusaka). Großes Interesse am Ausbau afrikanischer Kapazitäten
für Friedensmissionen der UN und im Rahmen entsprechender Ver-
fügungsbereitschaftsabkommen zeigte die Hauptabteilung Friedens-
sicherungseinsätze (DPKO) des UN-Sekretariats. Sie suchte auf der
militärischen Ebene die Kooperation mit der OAU und subregionalen
Organisationen bei Friedensmissionen auf dem Kontinent und trieb
allgemein die Stärkung der afrikanischen Kapazitäten für Friedenssi-
cherungseinsätze voran (unter anderem durch Ausbildungsmaßnah-
men und gemeinsame Übungen sowie durch die Mobilisierung fi-
nanzieller und logistischer Hilfen33). Zu einer engen militärischen
Zusammenarbeit zwischen UN und OAU auf operativer Ebene kam
es im Falle Kongos (Etablierung eines OAU-Beobachtungsmecha-
nismus in Gestalt der Gemeinsamen Militärkommission bei der MO-
NUC auf der Basis des Lusaka-Abkommens) und im Grenzkonflikt
zwischen Äthiopien und Eritrea (Etablierung der OAU-Verbin-
dungsmission OLMEE zur Unterstützung der UNMEE).
Innerhalb Afrikas besteht die subregionale Sicherheitsarchitektur ge-
mäß OAU-Kriterien aus fünf Teilregionen und den entsprechenden
Regionalorganisationen:
� Nordostafrika (IGAD),
� Westafrika (ECOWAS),
� Nordafrika (Union des Arabischen Maghreb, UMA),
� Südliches Afrika (SADC) und
� Zentralafrika (Wirtschaftsgemeinschaft der Zentralafrikanischen

Staaten, ECCAS).
Ursprünglich handelte es sich bei diesen subregionalen Einheiten
wesentlich um ökonomische und politische Kooperationsgebilde,
doch in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre wandelten sich einige
von ihnen – namentlich die ECOWAS (bei der der Prozeß schon
früher eingesetzt hatte), die SADC und die IGAD – konzeptionell
und in Teilen auch institutionell und operativ ansatzweise zu Sicher-
heitsgemeinschaften, die sich verstärkt der kooperativen und kollek-
tiven Konfliktbearbeitung zu widmen begannen. Eine wesentliche
Rolle bei dieser neuen Schwerpunktsetzung spielten subregionale
Vormächte (Südafrika in der SADC und Nigeria in der ECOWAS)
und die internationale Gebergemeinschaft (IGAD). Insbesondere die
ECOWAS und die SADC haben Anstrengungen unternommen, auch
kollektive militärische Kapazitäten auszubauen und zu nutzen. Am
intensivsten hat die OAU mit der ECOWAS bei der Konfliktbearbei-
tung in Westafrika (Liberia und Sierra Leone) kooperiert. Alle sub-
regionalen Gebilde weisen bislang einen mehr oder weniger erhebli-
chen Mangel an institutionalisierter Krisenprävention und Konflikt-
bearbeitung auf; gleiches gilt für Unzulänglichkeiten in den Berei-
chen der Administration, der Finanzen und der Führungsstrukturen.
Zudem sind sie allesamt durch anhaltende politische Spannungen in-
nerhalb ihrer heterogenen Mitgliedschaft gekennzeichnet.
Die Beziehungen der subregionalen Organisationen mit der OAU
sind letztlich weder auf der prozeduralen Ebene (Frage der Autori-
sierung subregionaler Aktivitäten in ihrem Verhältnis zur OAU)
noch auf der substantiellen Ebene (Frage der komplementären Rolle
subregionaler Aktivitäten respektive der Doppelarbeit und mangeln-
den Koordinierung) eindeutig geregelt. Zur Charakterisierung und
Strukturierung des friedenspolitischen Gesamtzusammenhangs von
OAU, UN und subregionalen Einrichtungen in Afrika wird gern das

schöne Bild einer ›Friedenspyramide‹ herangezogen: an ihrer Spitze
befänden sich die Vereinten Nationen mit ihrer überwölbenden Ver-
antwortung für Sicherheit und Frieden in Afrika, den Unterbau stell-
ten die subregionalen Einheiten dar, und der Mittelteil der Pyramide
würde von der OAU gebildet, die geradezu prädestiniert sei für eine
Koordinierung zwischen oben und unten. Kritiker dieses Bildes ei-
ner Friedenspyramide monieren deren allzu hierarchisches Gepräge
und verweisen angesichts sich ausbreitender Staatszerfallsprozesse
in Afrika vor allem auf die brüchige Struktur des ganzen Gebildes,
das ja grundlegend auf zwischenstaatlichen Zusammenschlüssen
und damit letztlich auf der Grundeinheit einzelner, oft instabiler und
zerfallener Staaten basiere.

WEITER  WEG  ZU  EINER  PAX  AFRICANA

Die Bemühungen afrikanischer Akteure, die Konflikte auf ihrem
Kontinent in eigener Regie zu bearbeiten, werden seit einigen Jahren
von verschiedenen außerafrikanischen Partnern unterstützt. Nach
dem Debakel in Somalia und nach dem nicht verhinderten Völker-
mord in Rwanda 1994 mischten sich bei den westlichen Mächten im
Sicherheitsrat Frustrationen mit Schuldgefühlen. Man war immer
weniger bereit, sich multilateral oder bilateral in afrikanische Kon-
flikte zu verstricken, schon gar nicht mit eigenen Soldaten. Zugleich
wurde aber die Verantwortung erkannt, bei zunehmender eigener
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Die Grundlinien der deutschen Außenpolitik rief Bundesaußenminister Josch-
ka Fischer auf dem Festakt zum 50-jährigen Bestehen der DGVN in Erinne-
rung. Er wies darauf hin, daß eine »kooperative internationale Ordnungspo-
litik« nur mit den Vereinten Nationen möglich ist, und bezeichnete die Millen-
niums-Erklärung der Weltorganisation als Leitfaden verantwortlicher Poli-
tik. Fischer würdigte die positive Rolle der DGVN; diese habe über Grenzen
der politischen Lager und wissenschaftlichen Disziplinen »all jene zusam-
mengeführt ..., die sich in Deutschland den Zielen der Vereinten Nationen 
verpflichtet wußten und wissen«.



Zurückhaltung zumindest zum Ausbau der Fähigkeit afrikanischer
Staaten und Organisationen zur eigenständigen Konfliktbearbeitung
beizutragen, also zu einer Regionalisierung und Afrikanisierung.
Solche Maßnahmen erstreckten sich sowohl auf die Stärkung des
OAU-Mechanismus und die von subregionalen Organisationen wie
auch vor allem auf den Aufbau afrikanischer militärischer Fähigkei-
ten. Hier engagierten sich Frankreich, Großbritannien und die Verei-
nigten Staaten, freilich zunächst mit rivalisierenden, von ihren je-
weiligen Interessen geprägten Ansätzen. Ab Mai 1997 traten sie mit
ihrer gemeinsamen ›P-3-Initiative‹ in einen Dialog mit den Afrika-
nern ein.
In den letzten Jahren ist zunehmend vor einer allzu starken militä-
rischen Orientierung der Programme außerafrikanischer Geber zum
Ausbau der afrikanischen Eigenkapazität gewarnt worden. Diese
Programme seien nicht so angelegt, um die wesentlichen Defizite
afrikanischer Militärapparate zu beheben; auch sei der Verdacht
nicht von der Hand zu weisen, daß entsprechend ausgebildete Ein-
heiten letzten Endes eher der inneren Repression oder den hegemo-
nialen Ambitionen eines Landes dienten als Zwecken der Friedenssi-
cherung in Afrika. Friedenspolitisch dringlicher, kostengünstiger
und machtpolitisch weniger heikel als großdimensionierte Militärka-
pazitäten seien Unterstützungsprogramme im Bereich vornehmlich
ziviler Konfliktbearbeitung.
Dies lenkt den Blick wieder auf die Beobachtungs-, Überwachungs-
und Vermittlungsmissionen (mit zivilem und militärischem Perso-
nal) der OAU und anderer afrikanischer Institutionen. Festhalten läßt
sich, daß der OAU-Mechanismus die Rahmenbedingungen für eine
angemessene Reaktion der afrikanischen Staatengemeinschaft auf
die Konflikte in Afrika wesentlich verbessert hat. Er kann als Aus-
druck des Willens und der – noch immer recht begrenzten – Fähig-
keit der afrikanischen Staaten zu einer aktiveren, verantwortungs-
volleren und eigenständigeren kollektiven Konfliktbearbeitung gel-
ten. Angesichts der Zurückhaltung außerafrikanischer Akteure ha-
ben die Afrikaner allerdings aus ihrer Not auch eine Tugend gemacht
und die primäre, wenn auch nicht die höchste Verantwortung für die
Konflikte auf ihrem Kontinent übernommen. Letztere verbleibt auch
weiterhin bei den Vereinten Nationen. Die OAU hat mittlerweile ein
klares Mandat für innerstaatliche Konflikte, also den bis 1990 weit-
gehend aus der Sicht der Organisation ausgeblendeten Haupttypus
des Konfliktgeschehens in Afrika. Erst recht gilt dies für die künfti-
ge AU. Angesichts der anhaltenden Ressourcenschwäche der afrika-
nischen Regionalorganisation nimmt sich der geplante weitere Aus-
bau des Konfliktmechanismus allerdings noch wie Zukunftsmusik
aus. Besonders im Bereich der Finanzen ist nicht erkennbar, ob sich
die AU fortan aus der Abhängigkeit von außerafrikanischen Geldge-
bern lösen kann. Auch im Zuge von Regionalisierungsprozessen und
angesichts der Herausbildung von subregionalen Vormächten sollte
die OAU/AU der zentrale Fokus afrikanischer Konfliktbearbeitung
bleiben, ihr politisches Mandat beibehalten und die Koordination in-
ner- und außerafrikanischer Initiativen (als eine Art von Auftragge-
ber) übernehmen.
Bei den Bemühungen der OAU um Konfliktbearbeitung geht es in
der Regel um eher bescheidene Beiträge zur kurzfristigen Deeskala-
tion und Eindämmung von bereits manifesten Konflikten als um de-
ren umfassende, ursachenorientierte und dauerhafte Lösung. Die
Präventivdiplomatie der OAU ist daher wesentlich als eine prozeß-
orientierte und weniger als eine strukturorientierte Prävention zu ver-
stehen. Dies liegt angesichts knapper Mittel, der Staatszerfallspro-
zesse, der politischen Brisanz und der sozioökonomischen Dimensi-
on zahlreicher Konflikte auf der Hand. Als zwischenstaatliche Orga-
nisation betreibt die OAU vor allem Friedensprozesse von oben, al-
so auf der Ebene des Staates, der Regierungen, der Diplomaten, Po-
litiker und Kriegsherren. Viel wäre erreicht, wenn die Maßnahmen
der OAU dabei – im Verein mit anderen afrikanischen und außerafri-

kanischen Akteuren – zumindest zu einer friedenspolitischen Kon-
flikttransformation auch auf der gesellschaftlichen Ebene beitragen
würden. Hierzu müßten allerdings die bisher bescheidenen Ansätze
zur Kooperation mit der afrikanischer Zivilgesellschaft – mit nicht-
staatlichen Organisationen, Frauengruppen, akademischen Einrich-
tungen, kirchlichen Gruppen und Medien – weitaus stärker ausge-
baut werden. Zweifellos sind die Handlungsmöglichkeiten der OAU
als einzelner Akteur eng begrenzt. Daher muß sie bemüht sein, Syn-
ergieeffekte durch eine intelligente Arbeitsteilung und Koordina-
tion mit anderen zu erzielen. Dies gilt insbesondere für hocheskalier-
te, gewalttätige Konflikte wie in Somalia, Rwanda, Kongo oder zwi-
schen Äthiopien und Eritrea, während sie in Fällen politischer Span-
nungen geringerer Intensität vergleichsweise bessere Chancen hat.
Die Formel »Afrika den Afrikanern« ist zwar durchaus plausibel und
begrüßenswert, darf aber der internationalen Gemeinschaft nicht als
billiger und zynischer Vorwand dafür dienen, sich nach herben Ent-
täuschungen aus Afrika zurückzuziehen und die Menschen des Kon-
tinents sich selbst zu überlassen. Denn eine Pax Africana wird noch
lange auf sich warten lassen.
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Mit den Einsätzen ihrer Blauhelmsoldaten entwickelten die Verein-
ten Nationen während des Ost-West-Konflikts ein neuartiges Instru-
ment, das auf der Zustimmung der Konfliktparteien aufbaute und ei-
ne Stabilisierung vorläufig beruhigter Konfliktkonstellationen errei-
chen sollte. Interessanterweise hat diese herkömmliche, konsensori-
entierte Art der Friedenssicherung in der Zeit der Blockkonfronta-
tion in Afrika keine Rolle gespielt. Unter den 15 Operationen, die
zwischen 1948 und 1988 weltweit durchgeführt wurden, gab es nur
eine Mission auf diesem Kontinent: den Einsatz der Vereinten Natio-
nen im Kongo (Opération des Nations Unies au Congo, ONUC), mit
dem zwischen 1960 und 1964 bis zu 20 000 Mann ins vormalige Bel-
gisch-Kongo entsandt wurden. Obwohl die völkerrechtliche Legiti-
mation dieses Engagements äußerst umstritten war, stellte es doch
de facto eine Zwangsmaßnahme dar. Der Kongo-Einsatz wurde all-
gemein sehr skeptisch beurteilt; zudem gerieten die Vereinten Natio-
nen in seinem Verlauf in eine schwere Zerreißprobe. Diese Negativ-
erfahrungen waren zu einem guten Teil dafür verantwortlich, daß
sich die UN ein Vierteljahrhundert lang nicht mehr mit Blauhelmen
auf dem afrikanischen Kontinent engagierten.

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts änderte sich die Lage auch
auf dem Gebiet der Friedenssicherung grundlegend; Afrika wurde
»zu einem Hauptschauplatz der friedenssichernden Operationen der
Weltorganisation«1. Insgesamt 15 Friedenseinsätze waren in der 
Dekade von 1989 bis 1998 in neun unabhängigen afrikanischen Staa-
ten (Angola, Liberia, Mosambik, Rwanda, Sierra Leone, Somalia,
Tschad, Uganda, Zentralafrikanische Republik) sowie den Territori-
en Namibia und Westsahara auf den Weg gebracht worden. In den
Jahren 1999 und 2000 kamen mit einer großangelegten Mission in
Sierra Leone, dem neuen Kongo-Einsatz und der Friedensmission im
Konflikt zwischen Äthiopien und Eritrea drei neue Missionen hinzu.
Das Spektrum reichte dabei von ›traditionellen‹ Missionen, die auf
dem Konsens der Konfliktparteien beruhten und begrenzte Aufga-
ben übernahmen (vor allem die Überwachung von Waffenstillstän-
den), über ›komplexe‹, mehrdimensionale Einsätze bis hin zu ro-
busten Friedensoperationen und ›humanitären Interventionen‹. Die
Blauhelmeinsätze erlebten in Afrika eine regelrechte Konjunktur; sie
machten in den neunziger Jahren etwa die Hälfte der neu beschlosse-
nen UN-Operationen aus. Zugleich war ab Mitte des letzten Jahr-
zehnts angesichts zahlreicher Rückschläge eine Ernüchterung fest-
zustellen, die die Einrichtung weiterer Missionen (etwa in Burundi
und in der Republik Kongo) verhinderte oder immer wieder hinaus-
zögerte (so in der Demokratischen Republik Kongo). Von den 15
derzeit bestehenden Blauhelmmissionen sind nur noch vier in Afri-
ka stationiert (Äthiopien/Eritrea, Demokratische Republik Kongo,
Sierra Leone, Westsahara).
Welchen Funktionswandel haben die Friedensoperationen in den
afrikanischen Konflikten der neunziger Jahre durchlaufen, wie wirk-
ten sie sich auf Konfliktverlauf und Friedensregelungen aus? Was
waren die zentralen Probleme und die daraus resultierenden Lehren?
Haben die Erfahrungen der neunziger Jahre im Sinne eines institu-
tionellen Lernprozesses Folgen für die Mandatierung, Planung und
Durchführung aktuell laufender Operationen in Afrika gezeitigt?
Diesen Fragen soll hier nachgegangen werden2.

1. Funktionswandel und Effektivität der Friedensoperationen

In der ersten Dekade nach dem Ende der bipolaren Weltordnung
(1989-1998) spielten zunächst die Blauhelmeinsätze im Südlichen

Afrika (Namibia, Angola, Mosambik) eine wichtige Rolle. Große
Aufmerksamkeit fanden zudem die Missionen in Somalia und Rwan-
da – Länder, die durch Krieg, Staatszerfall oder gar Genozid geprägt
waren. Weitere, geringer dimensionierte Einsätze fanden in der West-
sahara, im Grenzstreit zwischen Libyen und Tschad, in Liberia, Sier-
ra Leone sowie der Zentralafrikanischen Republik statt.

1.1 Die Blauhelmeinsätze im Südlichen Afrika

Die Unterstützungseinheit der Vereinten Nationen für die Über-
gangszeit (United Nations Transition Assistance Group, UNTAG),
der erste Blauhelmeinsatz nach dem Ost-West-Konflikt in Afrika,
begleitete zwischen April 1989 und März 1990 erfolgreich den Über-
gang Namibias in die Unabhängigkeit. Die Mission umfaßte mehr
als 6 000 Personen. Trotz einiger organisatorischer Defizite (zu nen-
nen ist insbesondere die schleppende Stationierung) war die UN-
TAG konzeptionell innovativ, insofern sie die traditionelle Art der
Friedenssicherung der UN in Entkolonisierungsprozessen mit einer
Vielzahl ziviler Elemente verband (so der Vorbereitung von Wahlen
und der Kontrolle der Polizei). Die UNTAG kann insofern als Vor-
läuferin mehrdimensionaler Blauhelmeinsätze gelten.
Eng mit der politischen Lösung für Namibia verbunden war die Ve-
rifikationsmission der Vereinten Nationen für Angola (United Na-
tions Angola Verification Mission, UNAVEM I). Sie überwachte zwi-
schen Januar 1989 und Mai 1991 den vereinbarungsgemäß vollzoge-
nen Abzug der kubanischen Truppen aus Angola. Dieser traditionell
konzipierte kleine Blauhelmeinsatz ließ das zentrale Problem Ango-
las selbst ungelöst: das Fehlen einer tragfähigen Friedensvereinba-
rung zwischen der Regierung und der Rebellenorganisation UNITA
(União Nacional para a Independência Total de Angola). Erst das Bi-
cesse-Abkommen vom Mai 1991 wandte sich diesem innerstaatli-
chen Konflikt zu. Es sah die Demobilisierung der Bürgerkriegsteil-
nehmer, die Bildung einer neuen nationalen Armee und die Abhal-
tung von Wahlen vor. Die spät einbezogenen Vereinten Nationen
sollten diesen Prozeß mit der UNAVEM II überwachen – einer Mis-
sion, die mit 350 Militärbeobachtern und rund 130 Zivilpolizisten
nur unzureichend ausgestattet war. Der Friedensprozeß scheiterte
nach den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen vom September
1992, heftige Kämpfe mündeten in eine humanitäre Katastrophe.
Fast zeitgleich mit den Wahlen in Angola war unter Vermittlung ei-
ner katholischen Laienbruderschaft in Rom am 4. Oktober 1992 der
Krieg in einer anderen ehemals portugiesischen Kolonie beigelegt
worden. Der Schatten, den die Ereignisse in Angola auf Mosambik
warfen, bewirkte ein besonders konzentriertes Engagement der in-
ternationalen Gemeinschaft. Die Operation der Vereinten Nationen
in Mosambik (Opération des Nations Unies en Mozambique, ONU-
MOZ) wurde keineswegs als eine Art Spareinsatz, sondern mit etwa
6 500 Soldaten umfangreich dimensioniert. Es war dabei nicht zu-
letzt der umsichtigen und energischen Leitung des Italieners Aldo
Ajello zu verdanken, daß die ONUMOZ zwischen Dezember 1992
und Dezember 1994 ihre wesentlichen Aufgaben erfüllte: die Demo-
bilisierung und Entwaffnung der Bürgerkriegskämpfer und die Über-
wachung der Wahlen vom Oktober 1994. Es gab im Nachhinein be-
rechtigte Kritik an der Zivilpolizei-Komponente, der Integration ei-
ner humanitären Komponente (UNOHAC) in die Mission und der
Art, wie die Bewertung der Parlaments- und Präsidentschaftswahlen
als »frei und fair« zustande gekommen war. Entscheidend war aber,
daß durch das internationale Engagement der politische Schwung
des Friedensprozesses erhalten blieb.
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Im Februar 1995 versuchten die UN, das Erfolgsmodell der ONU-
MOZ auch auf den angolanischen Bürgerkrieg zu übertragen. Mit
dem Abkommen von Lusaka vom November 1994 hatten die Kon-
fliktparteien unter UN-Vermittlung eine neue Friedensvereinbarung
erzielt. Die UNAVEM II wurde daraufhin im Februar 1995 in die
UNAVEM III umgewandelt und auf bis zu 7 000 Soldaten ausge-
weitet. Die mit Ablauf der Mission im Juni 1997 verzeichneten Fort-
schritte bei der politischen Konfliktregelung und der Demobilisie-
rung blieben jedoch brüchig. Insbesondere die UNITA, die sich aus
dem illegalen Diamantenverkauf finanziert, verstieß immer wieder
gegen Vereinbarungen. Der mehrdimensional ausgelegte Einsatz
konnte auf diese Provokationen nicht angemessen reagieren. Zur
Durchsetzung der Abmachungen, vor allem bei der Kontrolle des
von der UNITA gehaltenen Gebiets und der Entwaffnung, wären ei-
ne schwere Bewaffnung und ein Mandat unter Kapitel VII der UN-
Charta nötig gewesen. Hierfür fehlten jedoch politischer Wille, Res-
sourcen und Risikobereitschaft der entscheidenden Akteure. Die
Nachfolgeoperation zur UNAVEM III, die Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Angola (Missão de Observação das Nações
Unidas em Angola, MONUA), konnte mit ihren rund 1 000 Soldaten
und Polizisten nicht verhindern, daß das Land immer weiter in eine
neue Kriegsrunde abglitt.

1.2 Einsätze im Angesicht von Staatszerfall und Völkermord

In Somalia agierte die Weltorganisation in einer Situation des Staats-
zerfalls. Unterschiedlichste Fraktionen, die sich auf Clanloyalitäten
stützten und von machtbewußten Kriegsherren (warlords) geführt
wurden, lieferten sich in dem Land am Horn von Afrika erbitterte
Kämpfe. Die im April 1992 entsandte Operation der Vereinten Na-
tionen in Somalia (United Nations Operation in Somalia, UNOSOM
I), die zunächst nur 50 Militärbeobachter umfaßte und später aufge-
stockt wurde, war von Mandat, Zusammensetzung und Ausstattung
her in keiner Weise den Realitäten vor Ort angemessen.
Nachdem das menschliche Leid über die westlichen Medien in West-
europa und Nordamerika bekannt geworden war, reagierte die inter-
nationale Gemeinschaft mit einer ›humanitären Intervention‹. Zu-
nächst autorisierte der Sicherheitsrat am 3. Dezember 1992 mit 
seiner Resolution 7943 die Entsendung einer 30 000 Soldaten star-
ken multinationalen Truppe, um »ein sicheres Umfeld für die huma-
nitären Hilfsmaßnahmen in Somalia zu schaffen«. Dieser Vereinte
Eingreifverband (Unified Task Force, UNITAF) stand unter Füh-
rung der Vereinigten Staaten; er wurde im Mai 1993 durch rund 
20 000 Blauhelmsoldaten unter UN-Oberbefehl (UNOSOM II) ab-
gelöst. Bei der UNOSOM II handelte es sich um den ersten Einsatz
von Friedenstruppen, der mit einem Mandat zur Durchsetzung unter
Kapitel VII ausgestattet war. Seine Wirksamkeit muß sehr kritisch
eingeschätzt werden. In Mogadischu konnte die Lage zwar vorüber-
gehend stabilisiert werden. Doch verlagerte dies die Kämpfe zum
Teil nur in andere Landesteile. Vor allem aber geriet die Operation
ab Frühjahr 1993 immer weiter auf eine schiefe Bahn: Die UN wur-
den nach der Tötung von 23 pakistanischen Blauhelmsoldaten am 
5. Juni 1993 selbst zur Kriegspartei, als sie auf Druck der USA zur
Verfolgung des Kriegsherrn Aidid übergingen und die humanitären
Zielsetzungen zeitweise aus dem Auge verloren. Als dann im Okto-
ber 1993 amerikanische Soldaten ums Leben kamen, ihre Leichen
durch die Straßen von Mogadischu geschleift wurden und entspre-
chende Fernsehbilder um die Welt gingen, bereiteten die USA und in
der Folge auch die anderen Staaten einen mehr oder minder geordne-
ten Rückzug vor.
Die für die westliche Öffentlichkeit einschneidenden und lähmenden
Erfahrungen am Horn von Afrika sollten kurze Zeit später auf das
UN-Engagement in Zentralafrika erhebliche Rückwirkungen haben.
Die internationale Gemeinschaft antwortete auf den Völkermord der

hundert Tage in Rwanda 1994 und die völlige Destabilisierung der
Region in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre mit Unentschlos-
senheit, Paralyse und teilweise sogar Ignoranz4. Ebensowenig war
sie in der Lage, angemessen auf die Folgen der Entwicklungen in
Rwanda für Zaire/Kongo zu reagieren.
Ähnlich wie in Angola und Somalia setzte die Weltorganisation in
Rwanda zunächst ein traditionelles Instrument ein: 81 Militärbeob-
achter sollten im Rahmen der Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen für Uganda und Rwanda (United Nations Observer Mission
Uganda-Rwanda, UNOMUR) ab Juni 1993 überprüfen, ob die Rwan-
dische Patriotische Front (RPF) von Uganda her unterstützt werde.
Der eigentliche Konflikt ging jedoch um die Macht in Rwanda. 
Dabei begingen Regierungsorgane und ihnen verbundene Milizen 
in zunehmendem Maße politisch und ethnisch motivierte Massaker.
Mit dem Friedensabkommen von Aruscha zwischen der damaligen
Regierung und der RPF, das am 3. August 1993 unter tansanischer
Vermittlung abgeschlossen wurde, wurde zwar die Frage der Macht-
teilung auf dem Papier gelöst, die Gewalteskalation im Lande selbst
jedoch nur unzureichend berücksichtigt. Die zur Überwachung der
Vereinbarung eingesetzte Hilfsmission der Vereinten Nationen für
Rwanda (United Nations Assistance Mission for Rwanda, UNA-
MIR) war vor diesem Hintergrund falsch angelegt. Mit ihrem Man-
dat und ihrer begrenzten Ausstattung war sie auf eine Nachkriegs-
situation ausgerichtet, wurde aber in einer Phase der Gewalteskalati-
on stationiert. Während des Völkermords wurde die UNAMIR sogar
verkleinert. Und der verspätete Beschluß in der Resolution 918 vom
17. Mai 1994, eine 5 500 Mann umfassende humanitäre Schutztrup-
pe zu entsenden, wurde erst nach monatelanger Verzögerung umge-
setzt. Der Rwanda-Einsatz war damit ein Beispiel für eine unterlas-
sene humanitäre Hilfeleistung der Vereinten Nationen. Statt dessen
autorisierte der Sicherheitsrat am 22. Juni 1994 mit Resolution 929
die äußerst umstrittene französische ›Operation Türkis‹. Auch wenn
sie einige humanitäre Erfolge im Südwesten des Landes erzielen
konnte, hat sich die Operation auf Grund ihrer impliziten politischen
Botschaft (Unterstützung des früheren Regimes) und der Folgewir-
kungen – in Gestalt des Treibens der Bahutu-Milizen in den von den
Vereinten Nationen unterhaltenen Flüchtlingslagern im Osten des da-
maligen Zaire – auf die Konfliktdynamik in Zentralafrika verschär-
fend ausgewirkt.

1.3 Zusammenspiel von UN und ECOWAS in Westafrika

Unter den weiteren Friedensmissionen, die die Vereinten Nationen
in der ersten Dekade nach dem Ost-West-Konflikt in afrikanischen
Ländern durchführten, sollen an dieser Stelle nur die Einsätze in Li-
beria und Sierra Leone behandelt werden, da die Vereinten Nationen
hier zeitweise ein neues Modell der Friedenssicherung erprobten: die
Überwachung und Begleitung einer in der Subregion Westafrika auf-
gestellten Interventionstruppe durch UN-Beobachter.
Im August 1990 hatte die Wirtschaftsgemeinschaft der Westafri-
kanischen Staaten (Economic Community of West African States,
ECOWAS) mit der Militärbeobachtergruppe der ECOWAS (ECO-
WAS Monitoring Group, ECOMOG) in den liberianischen Bürger-
krieg eingegriffen, als Rebellenführer Charles Taylor acht Monate
nach Kriegsbeginn kurz vor der Einnahme der Hauptstadt Monrovia
stand. Nachträglich legitimierte der Sicherheitsrat den Einsatz und
unterstützte ihn am 19. November 1992 mit Resolution 788 durch die
Verhängung eines Waffenembargos. Auf der Grundlage der Verein-
barung von Cotonou zwischen den Konfliktparteien vom Juli 1993
autorisierte der Sicherheitsrat zudem am 22. September 1993 mit Re-
solution 866 die Beobachtermission der Vereinten Nationen in Libe-
ria (United Nations Observer Mission in Liberia, UNOMIL) mit ei-
ner Größe von bis zu 368 Militärbeobachtern, die mit der Begleitung
und Überwachung der ECOMOG eine Art Doppelfunktion ausfüllte.
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Nach vielen Anläufen kam es am 19. August 1995 sowie am 17. Au-
gust 1996 zu den Vereinbarungen von Abuja (Abuja I und II), die den
Weg für eine vorläufige Konfliktbeilegung bereiteten. Nach Wahlen,
aus denen Rebellenführer Taylor als Sieger hervorging, verließ die
UNOMIL im September 1997 das Land.
Der ECOMOG-Einsatz wurde von zahlreichen Beobachtern als Bei-
spiel für eine ›afrikanische Friedenssicherung‹ angesehen, die an die
Stelle von UN-Truppen treten könne. Indes gab die Bilanz der Ope-
ration wenig Anlaß zu der Annahme, daß hier ein Zukunftsmodell er-
probt wurde. Zwar war es ein Verdienst der ECOMOG, ein sicheres
Umfeld für die Wahlen vom Juli 1997 geschaffen zu haben. Doch
kann dies nicht die Erfahrung ausgleichen, daß das Konzept der
ECOMOG inkohärent und widersprüchlich, ihr Auftreten hochpro-
blematisch war. Der ursprünglich als eher traditionelle Friedensope-
ration mandatierte Einsatz setzte schon bald umfangreichen militäri-
schen Zwang ein, bis hin zu einzelnen Bombardements aus der Luft.
Zugleich verhinderte die ECOMOG (zum Teil mit Gewalt) die Ver-
sorgung des von Taylor kontrollierten Territoriums, das zeitweise
bis zu neun Zehntel des Landes umfaßte. War die Mission mit dem
Mandat des Helfers und Schlichters gestartet, so wurden Teile der
ECOMOG später zu Profiteuren und Plünderern und verhielten sich
kaum anders als die sonstigen Kriegsparteien.
Vereinte Nationen und ECOWAS wiederholten das in Liberia prak-
tizierte Modell ›subregionaler‹ Friedenssicherung unter UN-Beob-
achtung zeitweise im Nachbarland Sierra Leone, wo seit 1991 ein
Bürgerkrieg das Land erschütterte. Dieser war eng mit den Ereignis-
sen in Liberia verflochten. Dies zeigte sich nicht zuletzt darin, daß
die dortige sogenannte Revolutionäre Einheitsfront (Revolutionary
United Front, RUF) anfangs maßgeblich von Charles Taylor unter-
stützt worden war; es handelt sich um eine Rebellenorganisation un-
ter Führung von Foday Sankoh, die sich durch den Handel mit Dia-
manten und Tropenhölzern finanziert und weder vor dem Einsatz
von Kindersoldaten noch vor brutalen Verstümmelungen von Zivili-
sten zurückschreckt. Der Sicherheitsrat verhängte am 8. Oktober
1997 mit Resolution 1132 zunächst ein Öl- und Waffenembargo und
beauftragte die ECOWAS mit dessen Umsetzung. Ende Oktober
1997 schlossen die in Guinea befindliche Exilregierung des demo-
kratisch gewählten Präsidenten Ahmed Tejan Kabbah und eine aus
Armee und Rebellen gebildete Junta eine Friedensvereinbarung, de-
ren Umsetzung durch ECOMOG-Truppen und UN-Militärbeobach-
ter garantiert werden sollte. Nach einer massiven Offensive im Fe-
bruar 1998 setzte die ECOMOG Kabbah am 10. März 1998 wieder
als Präsidenten ein. Am 13. Juli 1998 autorisierte der Sicherheitsrat
mit Resolution 1181 die Beobachtermission der Vereinten Nationen
in Sierra Leone (United Nations Observer Mission in Sierra Leone,
UNOMSIL), die am 30. November 1998 fünf Polizisten, 15 Soldaten
und 41 Beobachter umfaßte und ähnliche Aufgaben wie UNOMIL
ausführen sollte.
Der Erfolg der ECOMOG-Offensive vom Februar 1998 erwies sich
freilich als Pyrrhussieg. Denn die Rebellen hatten sich nur zurückge-
zogen, um das Land mit einer neuen Terrorkampagne zu überziehen.
Nach erneuten Kämpfen schlossen Regierung und RUF unter Ver-
mittlung des Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs, des Ugan-
ders Francis G. Okelo, am 7. Juli 1999 in Lomé ein Abkommen, das
maßgeblich auf Druck der Vereinigten Staaten und Großbritanniens
zustande kam5. Bei der Umsetzung unternahmen die Vereinten Na-
tionen mit Resolution 1270 des Sicherheitsrats vom 22. Oktober
1999 die Hauptrolle. Mit einer autorisierten Stärke von 6 000, später
sogar von bis zu 20 500 Personen löste die Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (United Nations Mission in Sierra Leone,
UNAMSIL) die UNOMSIL ab. Die ECOMOG-Operation wurde ab-
gewickelt; sie war den beteiligten Staaten zu teuer geworden und 
in der Subregion auch politisch umstritten gewesen. Damit war das
Modell einer subregionalen Friedenssicherung mit internationaler

Begleitung vorerst beendet. Zugleich erwies sich die UNAMSIL je-
doch als ineffektiv und hochproblematisch. So wurden im Frühjahr
und Sommer 2000 mehrere Blauhelmsoldaten von der RUF getötet
und mehrere Hundert zeitweise entführt, die nur unter der fragwür-
digen Vermittlung Taylors freikamen. Diese Krise machte deutlich,
daß in prekären Situationen nicht die UN-Truppen, sondern unab-
hängig von ihnen agierende britische Spezialkräfte die entscheiden-
de Rolle vor Ort spielten. Die Unwirksamkeit dieser UN-Mission hat
– insbesondere in Großbritannien – eine lebhafte Debatte darüber
entfacht, ob nicht kommerzielle Söldnerunternehmen, wie sie zeit-
weise von der Regierung Sierra Leones engagiert worden waren, als
Ergänzung oder Ersatz für multilaterale Friedensoperationen einge-
setzt werden sollten6.

2. Probleme, Lehren und konzeptionelle Herausforderungen

Die Friedenseinsätze der Vereinten Nationen in den neunziger Jah-
ren litten – von wenigen Ausnahmen abgesehen – unter erheblichen
Problemen bei Auftragserteilung, Planung, Rekrutierung und Durch-
führung. Dies gilt für alle Weltregionen, hatte aber in Afrika mitun-
ter besonders dramatische Ausmaße: die Mandate waren zumeist un-
klar oder unangemessen. Im Hintergrund stand die Tatsache, daß die
Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats häufig nicht bereit waren,
wirklich effektive Operationen zu autorisieren – Missionen, die poli-
tisch heikel gewesen wären und Kosten verursacht hätten. In solchen
Fällen erwiesen sich die Aufträge bereits nach kurzer Zeit als nicht
praxistauglich und wurden mitunter ad hoc während einer laufenden
Operation geändert. Der Planung der Einsätze lagen oftmals mangel-
hafte Daten und Analysen zugrunde; der tatsächliche Bedarf vor Ort
wurde in der Regel unterschätzt.
Das übliche Verfahren der Rekrutierung und Aufstellung von Blau-
helmtruppen war unzulänglich. Die Truppen konnten oftmals nicht
nachfrageorientiert, entsprechend ihrer Qualifikation und Eignung,
ausgewählt werden; vielmehr mußte der Generalsekretär auf das un-
zureichende Angebot derjenigen Staaten zurückgreifen, die bereit
waren, Soldaten zur Verfügung zu stellen. Die Aufstellung und Sta-
tionierung der Truppen dauerte selbst unter günstigen Bedingungen
(Namibia, Mosambik) mehrere Monate – zu lange, um rasch und ent-
schlossen zur Umsetzung von Abkommen beitragen zu können.
Eine zentrale Ursache der Schwierigkeiten ist, daß die Vereinten Na-
tionen im militärischen Bereich nicht über eigene Ressourcen verfü-
gen und auch keinen verläßlichen Zugriff auf die Kapazitäten von
Mitgliedstaaten haben. Das UN-Sekretariat stützt sich bei Friedens-
operationen auf ein System der Verfügungsbereitschaftsabkommen.
Dieses wurde zwar organisatorisch verbessert, doch besteht seine
Hauptschwäche fort: Die Angebote reichen gerade bei komplexen
Einsätzen nicht aus, um die benötigten Kompetenzen und Kapazitä-
ten abzudecken. Außerdem sind die grundsätzlichen Zusagen zur
Verfügungsbereitschaft nicht verbindlich. Dies zeigte sich drastisch
im Falle Rwandas. Im Mai 1994 hatte der Sicherheitsrat beschlossen,
die UNAMIR auf 5 500 Soldaten aufzustocken. Doch fand sich unter
den Staaten, die bis dahin entsprechende Arrangements getroffen
hatten, zunächst kein einziges Land, das bereit gewesen wäre, zu-
sätzliche Truppen für die Vereinten Nationen in das Krisengebiet zu
schicken.
Bei der Durchführung der Operationen hat schließlich die interna-
tionale Zusammensetzung verschiedenste Probleme hervorgebracht.
Dies beginnt mit technischen Fragen; oftmals sind die logistischen
Voraussetzungen der verschiedenen Kontingente sehr unterschied-
lich und unzureichend. Die Verbände sind nicht aufeinander einge-
spielt, was vor allem bei komplexen Einsätzen Schwierigkeiten nach
sich zieht. So konnten die UN-Missionen im Afrika südlich der Sa-
hara wie auch in anderen Regionen (so im ehemaligen Jugoslawien)
nur selten bei veränderten Umständen oder in kritischen Situationen

Vereinte Nationen 2/2002 59



kohärent und angemessen reagieren. Neben der eher technisch-ope-
rativen Komponente hat die internationale Zusammensetzung gera-
de in riskanten Einsätzen auch eine politische Dimension, denn die
Einsatzfähigkeit der verschiedenen Kontingente ist häufig an innen-
politische Faktoren des Heimatlands gebunden; dies ist insbesonde-
re bei einem steigenden nationalen Interesse an der Operation pro-
blematisch. In Somalia und Rwanda wurde die einheitliche Befehls-
struktur geradewegs unterlaufen. Manche Kontingente sprachen sich
hinsichtlich möglicher Handlungsstrategien zunächst mit ihren na-
tionalen Ministerien ab. Der jeweilige Oberkommandierende der
UN-Mission wurde dann zwischen den Anweisungen des General-
sekretärs und den Vorgaben, die nationale Kontingente aus ihren
Hauptstädten erhielten, zerrieben.
Die in den neunziger Jahren unternommenen Versuche, den Charak-
ter internationaler Friedenseinsätze in der Grauzone zwischen neu-
traler Friedenserhaltung und militärischer Gewaltanwendung in
Richtung ›robuster Friedensoperationen‹ zu verändern, sind in der
Praxis afrikanischer Kriege und Konflikte zunächst gescheitert. Der
Somalia-Einsatz geriet zum Debakel; ebenso muß die ECOMOG-In-
tervention in Liberia als hochproblematisch gewertet werden. Den-
noch wird es in aller Regel keine Rückkehr zur traditionellen Frie-
denssicherung mit begrenzten Zielen wie insbesondere der Über-
wachung von Waffenstillständen geben. Die Verdienste traditionel-
ler Blauhelmeinsätze sind unbestritten: Vertrauensbildung zwischen
den Konfliktparteien, Herstellung internationaler Öffentlichkeit bei
der Konfliktbewältigung, Hüterfunktion bei der Einhaltung von Waf-
fenstillstandsabkommen. Diese Funktionen sind auch heute noch
notwendig, wie etwa die mit den Resolutionen 1312 und 1320 des Si-
cherheitsrats vom 31. Juli beziehungsweise 15. September 2000 er-
richtete Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien and Eritrea
(United Nations Mission in Ethiopia and Eritrea, UNMEE) zeigt.
Doch hat die traditionelle Friedenssicherung offenkundige Gren-
zen, die in Afrika besonders deutlich hervortreten. Gerade in den 
Anfangsphasen des UN-Engagements in Angola (UNAVEM I, II),
Rwanda (UNAMIR) und Somalia (UNOSOM I) wurde offensicht-
lich, daß kleine, konsensorientierte, auf die Vereinbarung von Waf-
fenstillständen fixierte Einsätze den neuen Situationen nicht ange-
paßt und von daher wenig wirksam waren. Genau diese Erkenntnis
löste ja die Suche nach Alternativen aus. Vor diesem Hintergrund
kann die Konsequenz aus den bisherigen Erfahrungen nur sein, ein
der Situation angemessenes Mandat zu formulieren und die Ausstat-
tung von Friedensmissionen darauf auszurichten. Dabei wird es eine
strikte Trennung zwischen Friedenssicherung (peacekeeping) und
Friedenserzwingung (peace enforcement) nicht geben können. Wohl
aber kann ein Friedenseinsatz von vornherein mit einer klaren Stra-
tegie und robusten Einsatzregeln versehen werden, durch die er bei
einer Gewalteskalation vor der hilflosen Alternative des Zuschauens
oder Abziehens bewahrt wird – eine Forderung, die auch der Bra-
himi-Bericht erhebt7. Am ehesten erfolgversprechend dürften dabei
mehrdimensionale Operationen sein, die zwar robust ausgestattet und
mandatiert sind, in der Praxis aber dem insbesondere durch Großbri-
tannien geprägten Konzept der erweiterten Friedenssicherung (wider
peacekeeping) folgen – also durch ein ständiges Bemühen um Kon-
sens auf den verschiedenen politischen und regionalen Ebenen zu ver-
hindern suchen, in ein kriegerisches Geschehen verwickelt zu werden.

3. Konsequenzen für aktuelle Friedensmissionen?

Hat die internationale Gemeinschaft aus den Erfahrungen und Leh-
ren der neunziger Jahre bereits erste Konsequenzen für die Autori-
sierung und Ausstattung von Friedensoperationen der Vereinten Na-
tionen gezogen? Die aktuell laufenden und neu beschlossenen Mis-
sionen können einen gewissen Aufschluß hierüber geben. Zunächst
ist die UNMEE zu nennen, die der Sicherheitsrat nach Beendigung

des Krieges zwischen Äthiopien und Eritrea genehmigt hatte. Die et-
wa 4 200 Personen starke Blauhelmoperation soll die Waffenstill-
standsvereinbarung überwachen, die die beiden feindlichen Nach-
barn am 18. Juni 2000 in Algier unterzeichnet hatten und der am 12.
Dezember des gleichen Jahres ein förmlicher Friedensvertrag folgte.
Dieser Einsatz hat relativ hohe Erfolgschancen. Freilich steht die
Probe aufs Exempel noch aus, denn es bleibt abzuwarten, ob die
Konfliktparteien sich an die Schiedsentscheidung vom 13. April
2002 über den Grenzverlauf halten werden und ob sich in den betrof-
fenen Ländern innenpolitischer Widerstand gegen das Ergebnis for-
miert. Der Propagandakrieg, den sich beide Seiten im unmittelbaren
Anschluß an die Entscheidung und noch vor der endgültigen Vor-
Ort-Demarkation der Grenze lieferten, deutet auf ein auch in Zu-
kunft angespanntes Verhältnis hin. Außerdem muß beachtet werden,
daß die UNMEE angesichts der zwischenstaatlichen Konfliktstruk-
tur eher die Ausnahme als die Regel für die Herausforderungen im
beginnenden 21. Jahrhundert darstellt. Der dominante Konflikttypus
ist vielmehr der regionalisierte Bürgerkrieg, bei dem Krieg, Staats-
zerfall und eine zunehmende Privatisierung der Gewalt oftmals Hand
in Hand gehen.
Als entsprechend kompliziert erweist sich das UN-Engagement in
Sierra Leone und im Kongo. Die UNAMSIL hatte von Beginn an ein
doppeltes Problem: sie stützte sich auf das fragwürdige Lomé-Ab-
kommen vom 7. Juli 1999, das den Konfliktparteien weitgehende
Amnestie einräumte und nicht auf einem wirklichen Friedenswillen
der RUF basierte. Zweitens waren die Truppen nicht in der Lage,
sich in einem gewalthaltigen Umfeld selbst zu verteidigen – ge-
schweige denn, Zivilisten zu schützen. Entsprechend skeptisch
äußerte sich die Brahimi-Kommission zu diesem Einsatz. Ange-
sichts der Entführung von UN-Soldaten hielt sie fest:
»Einer Mission wie beispielsweise der UNAMSIL in Sierra Leone wären die
Schwierigkeiten, die sie im Frühjahr 2000 hatte, wahrscheinlich erspart ge-
blieben, wenn sie Truppen zur Verfügung gehabt hätte, die so kampfstark ge-
wesen wären wie die derzeit im Rahmen der Kosovo-Truppe (KFOR) dienen-
den Friedenssicherungskräfte. Die Sachverständigengruppe ist davon über-
zeugt, daß die Militärplaner der NATO nicht zu einem Einsatz in Sierra Leo-
ne bereit gewesen wären, wenn ihnen nur die 6 000 anfänglich genehmigten
Soldaten zur Verfügung gestanden hätten. In Anbetracht der derzeitigen Ten-
denzen ist jedoch die Wahrscheinlichkeit eines der KFOR vergleichbaren Ein-
satzes in Afrika in naher Zukunft sehr gering.«8

Für eine Gesamteinschätzung der Mission ausschlaggebend wird wohl
sein, wie die für Mai 2002 angesetzten Wahlen in Sierra Leone ver-
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1 Volker Matthies, Zwischen Erfolg und Fehlschlag. Die Friedensmissionen der Ver-
einten Nationen in Afrika, VN 3/1995 S. 105ff.(105).

2 Der vorliegende Text präsentiert ausschnittartig einige Ergebnisse der umfangrei-
chen Untersuchung des Verfassers, UN-Friedenssicherung in Subsahara-Afrika: Mög-
lichkeiten und Grenzen multilateraler Konfliktbearbeitung in regionalisierten Bür-
gerkriegen (i.E.). Dort findet sich eine ausführliche Auseinandersetzung mit der ein-
schlägigen Literatur, weshalb an dieser Stelle auf bibliographische Verweise weitge-
hend verzichtet wird. Über die Frage militärischer Friedenssicherung hinaus enthält
die Schrift eine Erörterung der konzeptionellen und völkerrechtlichen Grundlagen
multilateraler Friedenssicherung, die eingehende Analyse ausgewählter Fallbeispie-
le sowie eine vergleichende Auswertung des nichtmilitärischen Krisenmanagements
im Afrika südlich der Sahara.

3 Text: VN 2/1993 S. 65f. – Sämtliche nachfolgend zitierten Resolutionen des Sicher-
heitsrats sind in deutscher Sprache in dieser Zeitschrift veröffentlicht worden.

4 Vgl. Hildegard Schürings, Versagen im Angesicht des Völkermords. Die unabhängi-
ge Untersuchung zur Verantwortlichkeit der internationalen Gemeinschaft in Rwan-
da 1994, VN 2/2000 S. 53ff.

5 Kritisch wurde dabei vor allem ein Passus beurteilt, der den Kriegsparteien trotz 
massivster Menschenrechtsverletzungen Straffreiheit einräumte; vgl. Avril J.M. 
McDonald, Sierra Leone’s Uneasy Peace: The Amnesties Granted in the Lomé
Peace Agreement and the United Nations’ Dilemma, in: Humanitäres Völkerrecht,
13. Jg. (2000) H. 1, S. 11-26.

6 Auf die äußerst kontrovers diskutierte und in seiner Relevanz in Deutschland oft
noch unterschätzte Frage des Einsatzes solcher ›militärischer Privatunternehmer‹
(private military companies) kann hier nicht eingegangen werden. Einen exzellenten
Überblick bieten Jakkie Cilliers / Peter Mason (eds.), Peace, Profit or Plunder? The
Privatisation of Security in War-Torn African Societies, Halfway House / South 
Africa (Institute for Security Studies) 1999.

7 UN Doc. A/55/305-S/2000/809 v. 21.8.2000. – Siehe auch Ekkehard Griep, Neue
Maßstäbe für die UN-Friedensmissionen. Der Brahimi-Bericht und seine Folgen: ei-
ne Bestandsaufnahme, S. 61ff. dieser Ausgabe.

8 Brahimi-Bericht (Anm. 7), Ziff. 106.
9 Brahimi-Bericht (Anm. 7), Ziff. 56.



laufen und ob sie dem Land in den Folgemonaten nennenswerte Fort-
schritte in Richtung politischer Stabilität bringen.
Noch stärker gefährdet als die UNAMSIL ist der UN-Einsatz in der
Demokratischen Republik Kongo. Der Sicherheitsrat verständigte
sich am 30. November 1999 in seiner Resolution 1279 auf die Ent-
sendung von etwa 500 Militärbeobachtern, die das Friedensabkom-
men von Lusaka überwachen sollten. In diesem hatten sich die ver-
schiedenen internen und externen Konfliktparteien am 10. Juli 1999
auf einen Waffenstillstand sowie auf eine Entmilitarisierung und
Stabilisierung der Lage geeinigt. Nachdem das Lusaka-Abkommen
noch einmal bekräftigt worden war, votierte der Sicherheitsrat am
24. Februar 2000 mit Resolution 1291 einstimmig dafür, zusätzlich 
5 000 Soldaten unter Kapitel VII zu entsenden. Das Mandat und die
Handlungsmöglichkeiten der Mission der Vereinten Nationen in der
Demokratischen Republik Kongo (Mission de l’Organisation des
Nations Unies en République démocratique du Congo, MONUC)
blieben aber begrenzt. So war der Schutz von Zivilpersonen nur vor-
gesehen, wenn sie »unmittelbar von körperlicher Gewalttätigkeit be-
droht sind« – vorausgesetzt, solches trägt sich an den Standorten der
Soldaten zu. Da die Blauhelmsoldaten leicht selbst zum Ziel von
Übergriffen und Entführungen werden können, wurde die sukzessi-
ve Stationierung von der Kooperationsbereitschaft der Konfliktpar-
teien abhängig gemacht. Diese ist jedoch nicht verläßlich gegeben.
Gerade ein derartiges Verhalten – die Koppelung der UN-Präsenz an
den oftmals nur simulierten Friedenswillen der Kriegsparteien – hat-
te sich schon in Rwanda als fatal erwiesen. Sollte der äußerst brüchi-
ge innerkongolesische Dialog scheitern, könnte es erneut zu um-
fangreichen Gewalthandlungen kommen. Die Lage der Blauhelmträ-
ger wäre angesichts der Größe und Unübersichtlichkeit des Landes

mindestens ebenso prekär wie 1994 in Rwanda. Denn es ist unmit-
telbar evident, daß 5 000 bis 6 000 Soldaten in einem Land von der
Größe Westeuropas wenig ausrichten können.
Der Beschluß des Sicherheitsrats zur Kongo-Mission wirft grundle-
gende Fragen zur Lernbereitschaft respektive zum politischen Wil-
len seiner wichtigsten Mitglieder auf, zu effektiver Friedenssiche-
rung beizutragen. Die Strategie des Rates ist wohl als Kompromißlö-
sung zu verstehen. Einerseits soll dem Vorwurf vorgebeugt werden,
die Konflikte der Armen würden leichthin übersehen, zugleich aber
wird der nur äußerst begrenzten Bereitschaft der westlichen Staa-
ten zu einem ernsthaften Engagement im Kongo Rechnung getra-
gen. Der Beschluß widerspricht insofern einer zentralen Leitlinie,
die die Brahimi-Kommission dem Sicherheitsrat im August 2000 ins
Stammbuch geschrieben hatte: »Die Sachverständigengruppe legt
dem Rat nahe, lieber kein Mandat für eine Mission zu erteilen, als 
sie mit unklaren Anweisungen in ein Gefahrengebiet zu entsen-
den.«9

Kurzum: Sowohl im Falle Sierra Leones als auch im Falle des Kon-
go wurden Friedenseinsätze genehmigt, bei denen die Truppen ange-
sichts von Ausstattung, Qualifikation und Umfang nicht den Anfor-
derungen vor Ort entsprachen. Trotz zahlreicher Evaluierungen und
Berichte folgt mithin die tatsächliche Planung und Aufstellung von
UN-Friedensoperationen noch immer nicht den weithin akzeptierten
Lehren und Empfehlungen, sondern nach wie vor vorrangig politi-
schen Opportunitätserwägungen der politisch einflußreichsten und
ökonomisch wie militärisch mächtigsten Mitglieder des Sicherheits-
rats. Die operativen und politischen Gestaltungsspielräume, die in ei-
nem solch engen Rahmen verbleiben, sind in der Regel zu klein, um
einen nachhaltigen Beitrag zur Friedenssicherung leisten zu können.
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Neue Maßstäbe für die UN-Friedensmissionen
Der Brahimi-Bericht und seine Folgen: eine Bestandsaufnahme EKKEHARD GRIEP

Lakhdar Brahimi, Sonderbeauftragter des UN-Generalsekretärs für
Afghanistan und früherer algerischer Außenminister, hat seit vielen
Jahren herausgehobene Aufgaben für die Weltorganisation ausge-
führt; häufig hatten sie unmittelbaren Bezug zu den UN-Friedens-
missionen. Im März 2000 berief Generalsekretär Kofi Annan eine
Expertengruppe unter Brahimis Vorsitz; ihr Auftrag war, eine um-
fassende Überprüfung der Aktivitäten der Vereinten Nationen im 
Bereich von Frieden und Sicherheit vorzunehmen und auf dieser
Grundlage Vorschläge für eine zukunftsorientierte Weiterentwick-
lung der Friedenssicherungseinsätze zu unterbreiten. Im August des
gleichen Jahres legte der Generalsekretär der Generalversammlung
und dem Sicherheitsrat den Ergebnisbericht1 dieser ›Sachverständi-
gengruppe für die Friedensmissionen der Vereinten Nationen‹2 vor.
Das in der englischen Fassung mehr als 70 Seiten umfassende Do-
kument wurde vom Sicherheitsrat3, der im Rahmen des Millenniums-
Gipfels auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs zusammen-
trat, und der Generalversammlung4 im September 2000 ausdrück-
lich begrüßt; der Rat und auch die Generalversammlung stellten zu-
dem eine rasche Prüfung der 57 vorgelegten Empfehlungen in Aus-
sicht. Der ›Brahimi-Bericht‹ hat seither die Diskussion um eine kon-
zeptionelle Weiterentwicklung der Friedenseinsätze der UN maß-
geblich bestimmt.
Nach den Terrorschlägen des 11. September 2001 haben die Fragen
von Weltfrieden und internationaler Sicherheit eine neue Dimension
erhalten. Herkömmliche Konzepte und Strategien wurden relativiert
und überlagert – politisch, planerisch und operativ – von Maßnah-

men gegen den internationalen Terrorismus. Gleichwohl sind die
UN weiterhin mit Friedensmissionen in Krisenregionen engagiert,
und auch künftig dürften Mandate für Friedenssicherungseinsätze
der Vereinten Nationen erteilt werden. Insofern ist ein sorgfältiger
Blick auf die Verwirklichung der mit dem Namen Brahimis verbun-
denen Reformvorschläge angebracht.

Das Geflecht der Rahmenbedingungen

Zum Zeitpunkt der Berufung der Sachverständigengruppe wirkte ei-
ne lebhafte Diskussion um die Legitimität humanitärer Interventio-
nen noch immer nach. Als Generalsekretär Annan es im September
1999 – mit aktuellem Bezug zum Kosovo-Konflikt, aber auch mit
Blick auf die tragischen Geschehnisse in Rwanda 1994 – als wesent-
liche Herausforderung für die Vereinten Nationen bezeichnete, mas-
sive und systematische Menschenrechtsverletzungen auch innerhalb
nationaler Grenzen nicht zu tolerieren5, hat dieses Bekenntnis kei-
neswegs zu ungeteilter Zustimmung der Mitgliedstaaten geführt. Als
die Sachverständigengruppe unter Vorsitz Brahimis nur wenige Mo-
nate später ihre Arbeit aufnahm, schien die Aussicht, durch in Reak-
tionsvermögen und Professionalität deutlich kraftvollere Friedenssi-
cherungseinsätze der UN könnte mancher Konflikt rasch ›internatio-
nalisiert‹ werden, für viele eher Anlaß zur Besorgnis denn zur Hoff-
nung zu sein6.
Ein weiterer, die Leistungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit der Frie-
denssicherung überlagernder Faktor waren die während vieler Jahre



angehäuften Beitragsrückstände (vor allem der Vereinigten Staaten)
gegenüber den Vereinten Nationen. Die Annahme, Finanzierungs-
schwierigkeiten in der Friedenssicherung durch eine rein ›techni-
sche‹ Reform beseitigen zu können, wäre nicht realistisch gewesen.
Die Verwirklichung jeder grundlegenden Umgestaltung ist – was al-
len Beteiligten bewußt sein mußte – auch auf finanzielle Mittel an-
gewiesen. Gleichzeitig bedeutete dies aber, daß die USA – der mit et-
wa 60 vH aller Außenstände größte Schuldner der UN – einbezogen
werden mußten. Ohne eine verbesserte Zahlungsmoral Washingtons
würde eine grundlegende Reform der Friedenssicherung Makulatur
bleiben. Vor dem Hintergrund des stark innenpolitisch motivierten
amerikanischen Zahlungsverhaltens wurde der im Dezember 2000,
wenige Monate nach Vorlage des Brahimi-Berichts, erzielte Kom-
promiß über die Beitragsfestsetzung7 von vielen Beobachtern als
Durchbruch gewertet. Der Bericht war gewiß nicht allein ausschlag-
gebend für diese Einigung, hat allerdings den US-Unterhändlern

weitere gute Argumente geliefert, die Ernsthaftigkeit der Bemühun-
gen um eine UN-Reform den Entscheidungsträgern in Washington
zu vermitteln. Dem Brahimi-Bericht dürfte hier eine politisch-at-
mosphärische Wirkung zugekommen sein.
Während die Sachverständigengruppe ihre Reformvorschläge ent-
wickelte, wurde der Weltöffentlichkeit durch die Ereignisse in Sier-
ra Leone ein weiteres Mal drastisch und aktuell vor Augen geführt,
daß tatsächlich Handlungsbedarf bestand. Die Geiselnahme 300 sam-
bischer Blauhelmsoldaten der UNAMSIL durch Rebellen war dabei
nur ein Indiz für die begründete Befürchtung, die Glaubwürdigkeit
der Friedenssicherung sei erneut gefährdet. Bei Vorlage des Brahi-
mi-Berichts wirkte diese demütigende Erfahrung noch nach.
Nicht zuletzt war es Generalsekretär Annan selbst, der durch eine
schonungslos offene und selbstkritische Aufarbeitung der Rolle der
Weltorganisation während des Völkermords in Rwanda und im Zu-
sammenhang mit dem Massaker in Srebrenica dazu beigetragen hat,
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Kernaussagen des Brahimi-Berichts

Um den gegenwärtigen und künftigen Anforderungen an die Friedens-
missionen der Vereinten Nationen gewachsen zu sein, ist aus Sicht
der Experten neben einer wirksameren Konfliktprävention die Mo-
dernisierung der Planungs- und Vorbereitungsverfahren sowie mehr
Effizienz bei der Durchführung der Friedenssicherungseinsätze erfor-
derlich. Mit ihren Empfehlungen stellen sie politische Forderungen
auf und mahnen eine strategische Vorgehensweise an, zielen aber
auch auf eine Verbesserung der organisatorischen, personellen und
materiellen Rahmenbedingungen. Ohne diplomatische Umschweife
werden die Hauptadressaten des Berichts – UN-Mitglieder und UN-
Sekretariat – zu raschem und energischem Handeln aufgefordert. Die
Mitgliedstaaten sollen ihren Beschlüssen Taten folgen lassen und
adäquate Ressourcen für die erfolgversprechende Durchführung von
Friedensmissionen bereitstellen. Das Sekretariat soll sich durch ver-
bessertes Management und strukturelle Veränderungen an die Aufga-
benstellungen anpassen.
Der Bericht nennt drei Grundvoraussetzungen für den Erfolg künfti-
ger komplexer Friedensmissionen:
� eine tragfähige politische Unterstützung durch die UN-Mitglie-
der,
� die rasche Entsendung robust ausgestatteter – also für den tat-
sächlichen Gebrauch militärischer Mittel vorbereiteter – Friedens-
truppen und
� eine umfassende Strategie der Friedenskonsolidierung (peace-
building) für das jeweilige Krisengebiet.
Alle Einzelvorschläge werden diesen Kernforderungen untergeord-
net.
Neben der an den Sicherheitsrat gerichteten Forderung nach »klaren,
glaubwürdigen und erfüllbaren Mandaten« für UN-Friedensmissio-
nen hebt der Bericht erneut die Bedeutung robuster Einsatzgrundsät-
ze (rules of engagement) hervor. Da es zudem in der Vergangenheit
oft an zielgerichteter Informationsverdichtung gemangelt hat, wird
zur verbesserten Entscheidungsvorbereitung (also für die Phase der
Erarbeitung von Mandaten) die Schaffung einer von den Leitern der
Hauptabteilungen Politische Angelegenheiten (Department of Politi-
cal Affairs, DPA) und Friedenssicherungseinsätze (Department of
Peacekeeping Operations, DPKO) des UN-Sekretariats gemeinsam
verwalteten Arbeitseinheit für Information und strategische Analyse
angeregt. Als Standardverfahren für die Planung und Unterstützung
von Friedensmissionen wird jeweils die Bildung integrierter Arbeits-
stäbe (Integrated Mission Task Forces, IMTF) vorgeschlagen, in de-
nen alle betroffenen Teile des UN-Systems vertreten sind.
So wie angemahnt wird, Entscheidungen zugunsten neuer, komplexer
Friedensmissionen gründlich abzuwägen (mit der Folge jeweils spe-
ziell zugeschnittener Einstiegsstrategien), wird gefordert, Missionen
der Friedenssicherung (peacekeeping) nur dann zu beenden, wenn
parallel bereits Erfolge in der Friedenskonsolidierung (peacebuild-
ing) zu verzeichnen sind wie zum Beispiel der Aufbau einer Rechts-
ordnung. Da aber »ein sicheres, selbsttragendes Umfeld« im Regel-
fall erst durch eine Friedenssicherungsoperation geschaffen wird,
sieht man beide Aufgaben als untrennbar miteinander verbunden an.
Zur Stärkung der Fähigkeit der UN, Strategien der Friedenskonsoli-
dierung zu entwickeln, wird die Einrichtung einer ›Pilotgruppe für
Friedenskonsolidierung‹ in der DPA vorgeschlagen. Als Schwer-

punktaufgaben für die Wiederaufbauphase in der Konfliktfolgezeit
werden dabei der Menschenrechtsschutz und die Beachtung rechts-
staatlicher Grundsätze hervorgehoben.
Ausführlich befaßt sich der Bericht mit der Fähigkeit der Vereinten
Nationen zur »raschen Verlegbarkeit« von Friedensmissionen und
fordert in diesem Zusammenhang unter anderem die generelle Fest-
schreibung und Beachtung fester Fristen bis zum Erreichen der vol-
len Operationsfähigkeit im Krisengebiet nach der Erteilung des Man-
dats durch den Sicherheitsrat. Diese sollen maximal 30 Tage bei ›tra-
ditionellen‹ Einsätzen (beispielsweise Beobachtermissionen) und
höchstens 90 Tage bei ›komplexen‹ Friedensmissionen (etwa zum
Wiederaufbau staatlicher Strukturen wie in Osttimor oder im Koso-
vo) betragen; im Falle der 90-Tage-Frist für komplexe Operationen
sollte die Führungszentrale (mission headquarters) bereits nach 15
Tagen funktionsfähig sein. Darüber hinaus wird den Mitgliedstaaten
vorgeschlagen, durch die Verfügbarmachung bestimmter (nationaler)
Komponenten mehrere (multinationale) Friedenstruppenverbände in
Brigadestärke sowie Unterstützungsverbände zu bilden und diese im
Rahmen des bereits seit 1994 bestehenden Systems der Verfügungs-
bereitschaftsabkommen (United Nations Standby Arrangements Sy-
stem, UNSAS) den Vereinten Nationen anzubieten. Außerdem soll-
ten für die Planung und Vorbereitung neuer Friedensmissionen (eben-
falls im Rahmen des UNSAS) weltweit etwa 100 Offiziere sowie
rund 100 Polizisten innerhalb von sieben Tagen abrufbar sein sowie
Justiz- und Menschenrechtsexperten »in ausreichender Zahl« bereit-
stehen.
Auch die Effizienz der logistischen Unterstützung von Friedensmis-
sionen mißt der Bericht am Maßstab der schnellen Verfügbarkeit. So
wird als erster Übergangsschritt auf dem Weg zur Entwicklung einer
globalen Strategie der logistischen Unterstützung (global logistics
support strategy) vorgeschlagen, die Anzahl der sofort verfügbaren,
für die Anfangsphase von Friedenssicherungseinsätzen in der Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen (United Nations Logistics Base,
UNLB) in Brindisi (Italien) bereitgehaltenen Anfangsausstattungs-
sätze (mission start-up kits) von zwei auf mindestens fünf zu erhöhen.
Zusätzlich soll der Generalsekretär, sobald sich eine neue Friedens-
mission abzeichnet (also bereits vor der Erteilung eines Mandats
durch den Sicherheitsrat), über bis zu 50 Mill US-Dollar aus dem 
Reservefonds für Friedenssicherungsmaßnahmen (Peacekeeping Re-
serve Fund) verfügen dürfen. Alle Ausschreibungs- und Beschaf-
fungsverfahren der UN sollten grundlegend mit der Zielrichtung über-
prüft werden, neue Operationen schnell funktionsfähig zu machen.
Schließlich sollte in stärkerem Umfang die haushaltsmäßige Verant-
wortung auf die einzelne Friedensmission vor Ort delegiert werden
(einschließlich einer Ausweitung ihrer Beschaffungsbefugnis für Auf-
träge von derzeit 200 000 auf bis zu 1 Mill Dollar).
Eindringlich wird angemahnt, die in New York für die Friedensmis-
sionen erbrachten Managementleistungen vor allem der DPKO nicht
länger als eine nur zeitweise wahrgenommene Neben-, sondern viel-
mehr als eine Kernaufgabe der Vereinten Nationen zu betrachten und
damit ihre Finanzierung grundsätzlich über den ordentlichen Zwei-
jahreshaushalt zu veranlassen. Trotz der insgesamt noch immer ange-
spannten Haushaltslage der UN wäre dies, verglichen mit der bisheri-
gen Finanzierung über den stärker von Schwankungen abhängigen
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt, ein Schritt zu mehr Haushalts-
solidität. Bislang wurden etwa 85 vH der für die DPKO benötigten 
Finanzmittel über den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt (peace-
keeping support account) bewilligt.



daß den UN das Bemühen um Glaubwürdigkeit – gerade im Hinblick
auf ihre Friedensmissionen – abgenommen werden kann. Die Ab-
schlußberichte zu Rwanda und Srebrenica lagen Ende 1999 vor8 und
waren inhaltlich Wegbereiter der Sachverständigengruppe, deren
Ziel letztlich die Schaffung eines neuen Vertrauens in die Fähigkeit
der UN zur Friedenssicherung ist.

Die Mitgliedstaaten:
Bereitstellung von Haushaltsmitteln als Vertrauensvorschuß

Seitens der Mitgliedstaaten wurde der Brahimi-Bericht auf zwei
Ebenen – unter politischen und Haushalts-Gesichtspunkten – debat-
tiert und auf seine Realisierbarkeit geprüft.
Unmittelbar nach der Verabschiedung der Millenniums-Erklärung9

begann die Beratung der Brahimi-Vorschläge im zuständigen Ne-
benorgan der Generalversammlung, dem auch unter dem Kürzel 
›C-34‹ bekannten Sonderausschuß für Friedenssicherungseinsätze
(Special Committee on Peacekeeping Operations)10. Anfangs waren
Vorbehalte gegenüber den westlichen Ländern spürbar, denen unter-
stellt wurde, sie wollten den Brahimi-Bericht als ein Instrument zur
Durchsetzung eigener Interessen in der Dritten Welt nutzen; aller-
dings wurde zunehmend deutlich, daß es hier nicht um einen Nord-
Süd-Konflikt ging. Während der Sonderausschuß seine Beratungen
erst im Sommer 2001 – weitgehend mit Zustimmung – beendete,
schlugen die zuständigen Haushaltsgremien, vor allem der Beraten-
de Ausschuß für Verwaltungs- und Haushaltsfragen (ACABQ), auf
Grund begründeten Sofortbedarfs noch vor Ende des Jahres 2000 der
Generalversammlung eine Anhebung des Personalbestands für das
UN-Sekretariat vor. Nach dieser später mit ›Brahimi I‹ bezeichneten
Haushaltsrunde genehmigte die Generalversammlung schließlich
auf ihrer 55. Tagung im Dezember 2000, vier Monate nach Vorlage
des Brahimi-Berichts, allein für die DPKO 93 neue Stellen. Diese
frühe Mittelbewilligung stellte einen ersten sichtbaren Erfolg dar.
Die UN-Mitglieder bestanden zudem auf einer beschleunigten Per-
sonalauswahl für die neu zu besetzenden Dienstposten. Trotz dieser
dann auch erfolgten Straffung des Verfahrens ließ sich die Frist für
die weltweite Ausschreibung der angebotenen Positionen nicht auf
weniger als zwei bis drei Monate reduzieren – eine Rahmenbedin-
gung, die bei aller Dringlichkeit des Personalbedarfs doch etwas
Schwung aus dem Rekrutierungsprozeß zu nehmen schien. Immer-
hin hat sich die DPKO bis zur endgültigen Besetzung der neuge-
schaffenen Stellen mit zeitlich befristeten Übergangslösungen (Zeit-
verträgen) beholfen.
Allerdings hatte die Großzügigkeit damit zunächst ein Ende. Für die
Bewilligung weiterer zusätzlicher Stellen, die durchaus notwendig
gewesen wäre, um den Brahimi-Forderungen Genüge zu tun, forder-
te das C-34 den Generalsekretär zur Vorlage eines umfassenden Be-
richts auf, der die über den Sofortbedarf hinausgehenden notwendi-
gen Reformen im Bereich der Friedenssicherung präzise definieren
sollte. Nachdem der Generalsekretär seinen Bericht vorgelegt hat-
te11, gingen die Vertreter des UN-Sekretariats in die mit dem Ar-
beitsbegriff ›Brahimi II‹ versehene nächste Haushaltsrunde mit einer
Gesamtforderung nach weiteren 216 neuen Stellen, von der allein
auf die DPKO 129 Stellen entfallen sollten. Argumentiert wurde mit
der Notwendigkeit, strukturell bedingte organisatorische Schwächen
zu überwinden; als erforderlich wurden etwa die Verbesserung der
internen Koordinationsmechanismen, die Erhöhung der Planungs-
kapazitäten und die Verbesserung der Unterstützungsleistungen der
DPKO für die einzelnen Friedensmissionen bezeichnet12. Bewilligt
hat die Generalversammlung auf ihrer 56. Ordentlichen Tagung im
Dezember 2001 schließlich 91 neue Dienstposten.
Daß darüber hinaus die Einwilligung zur Schaffung weiterer Stellen
zu erwarten ist, wird erkennbar aus der Tatsache, daß zwei Kernvor-
schläge Brahimis bislang nicht berücksichtigt wurden, obwohl sie

politisch gewollt sind: sowohl für die Schaffung einer strategischen
logistischen Reserve (am Ort der bereits bestehenden UNLB in Brin-
disi) wie auch für die Verbesserung der Kapazitäten zur raschen Ver-
legbarkeit (rapid and effective deployment capabilities) werden im
Zuge der nächsten Haushaltsrunde gesonderte Vorschläge vorge-
legt.
Mit der Bewilligung und Etablierung von insgesamt 184 neuen Stel-
len in der DPKO binnen zwei Jahren (2000: 93, 2001: 91) ist nicht
nur ein beachtlicher quantitativer Zuwachs verbunden, der den Per-
sonalumfang dieser Hauptabteilung von 350 auf 534, also um mehr
als die Hälfte, vergrößert hat und allein deswegen zu besonderen or-
ganisatorischen und administrativen Maßnahmen in der Übergangs-
phase zwingt. Offenkundig ist, daß die mit der Bereitstellung von
Haushaltsmitteln einhergehende personelle Entlastung für die DPKO
ohne den Brahimi-Bericht nicht zustande gekommen wäre.
Mit dem Personalzuwachs soll auch eine Verbesserung der Manage-
mentkultur einhergehen. Die UN-Mitglieder haben darüber hinaus in
den Haushaltsgremien zum Ausdruck gebracht, daß die nun bewil-
ligten zusätzlichen Ressourcen unter Vorbehalt stehen, also zu ei-
nem späteren Zeitpunkt auf den Prüfstand der Wirksamkeit müssen.
So wird angeregt, im Jahre 2004 den tatsächlich erreichten Grad der
Strukturreform zu überprüfen.
Bei aller Anerkennung des Brahimi-Berichts hat es auch einige Kri-
tikpunkte gegeben, die insbesondere von Entwicklungsländern vor-
getragen wurden. Sie erhalten dadurch besonderes Gewicht, daß sie
auf ganz konkreten Erfahrungen mit UN-Friedensmissionen in Kri-
senregionen gründen. So hätte man sich von dieser Seite eine stär-
kere Betonung der Zusammenarbeit mit Regionalorganisationen ge-
wünscht; zutreffend wird darauf hingewiesen, daß die im Brahimi-
Bericht angebotenen ›technischen‹ Lösungen nicht zur Lösung poli-
tischer Probleme (die häufig die Konfliktursachen seien) ausreichen.
Durchgängig ist die von Entwicklungsländern vorgebrachte Kritik
jedoch konstruktiver Art; deutlich ist die Absicht zu erkennen, die
Brahimi-Vorschläge, gestützt auf eigene Erfahrungen, bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln.

Das UN-Sekretariat:
Ja zu Brahimi – aber Schritt für Schritt

Der erste Report des Generalsekretärs über die Umsetzung des Be-
richts der Sachverständigengruppe13 war eher eine Absichtserklä-
rung im Blick auf die künftige Implementierung als ein wirklicher
Sachstandsbericht zur Verwirklichung der vorgeschlagenen Re-
formmaßnahmen14. Realistischerweise konnte nur zwei Monate
nach Veröffentlichung des Brahimi-Berichts wohl nicht mehr erwar-
tet werden, zumal Bandbreite und Substanz der Vorschläge auch im
Sekretariat manche Überraschung hervorgerufen hatten. Inhaltlicher
Schwerpunkt war die verbesserungswürdige Reaktionsfähigkeit der
Vereinten Nationen (rapid and effective deployment), was der Prio-
ritätensetzung des Brahimi-Berichts entspricht. Deutlich wird die
Forderung nach zeit- und kostensparenden, generell anzuwendenden
Standardverfahren (standard practice) auf solchen Gebieten unterstri-
chen, wo bis heute lediglich von Fall zu Fall Ad-hoc-Maßnahmen er-
griffen werden (beispielsweise mit der Entsendung von Evaluierungs-
teams in Entsendestaaten zur Überprüfung des Ausbildungsstands
potentieller Friedenstruppen). Bereits in diesem Zwischenbericht deu-
tet sich allerdings eine gewisse Reserviertheit im Hinblick auf die
Forderungen Brahimis an, soweit sie die bestehende Aufgabenver-
teilung innerhalb des Sekretariats in Frage stellen. Offenheit für ein
wirklich grundlegendes Infragestellen bislang praktizierter, bürokra-
tisch eingeübter Managementverfahren ist in diesem Bereich jeden-
falls nicht erkennbar.
Im wesentlichen aber werden die Kernforderungen des Brahimi-Be-
richts bekräftigt, inhaltlich präzisiert, teils weiterentwickelt und nach
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Möglichkeit in konkrete Handlungsanweisungen übersetzt. So wird
beispielsweise die Entwicklung von Anforderungsprofilen für Spit-
zenpositionen in Friedensmissionen in Aussicht gestellt und für 
das Führungspersonal ein verbindlicher Einweisungs- und Vorbe-
reitungsstandard festgelegt.
Der Brahimi-Bericht wird dabei nicht isoliert bewertet, sondern häu-
fig im Zusammenhang mit Forderungen des C-34 gesehen und in
dessen Untersuchungs- und Handlungsrahmen positioniert. Diese,
wenn man so will, Relativierung der Brahimi-Vorschläge ist zwar
sinnvoll im Sinne der Vermittlung des Gesamtzusammenhangs aller
bereits ergriffenen Initiativen zur Verbesserung der Friedenssiche-
rung und zur Vermeidung sich überschneidender Maßnahmen. Deut-
lich wird aber, daß das Sekretariat in erster Linie reagiert. Das Feh-
len einer beherzteren, eigenständigen Positionsbestimmung des Se-
kretariates rechtfertigt die Notwendigkeit des Brahimi-Berichts nur
zu deutlich.
Charakteristisch für diesen Zwischenbericht des Generalsekretärs ist
seine dort vielfach wiederholte Absicht, zusätzliche Ressourcen zu
erbitten; eindringlicher kann die Ressourcenknappheit der Friedens-
sicherung in den unterschiedlichsten Handlungsfeldern kaum illu-
striert werden. Zugleich wird damit der unmittelbare Zusammen-
hang zum wenige Tage später erschienenen zweiten einschlägigen
Bericht des Generalsekretärs15 hergestellt, der den Mittelbedarf de-
tailliert erläutert und in dem die politischen Vorschläge ihre materi-
elle Entsprechung finden. Allein die Tatsache, daß der Generalse-
kretär eine nachträgliche zusätzliche Bewilligung erheblicher Mittel
für die Friedensmissionen fordert, ist für das Haushaltsverfahren der
Vereinten Nationen ein äußerst ungewöhnlicher Vorgang, der ohne
den Brahimi-Bericht nicht vorstellbar gewesen wäre. In diesem Zu-
sammenhang ist die Feststellung von Bedeutung, daß es aus Sicht
des Sekretariats zunächst lediglich darum gehen konnte, den drin-
gendsten Bedarf der DPKO zu befriedigen und die Voraussetzun-
gen für eine grundlegende Verstärkung und Umstrukturierung dieser
Hauptabteilung zu schaffen. Der Generalsekretär hob ausdrücklich
hervor, daß die Frage der verbesserten Reaktionsfähigkeit – eine der
Kernforderungen des Brahimi-Berichts – an dieser Stelle bewußt
nicht thematisiert wurde.
Im Prozeß der weiteren Befassung mit den Brahimi-Empfehlungen
hat insbesondere die DPKO externen Sachverstand in Anspruch ge-
nommen. So wurde Anfang 2001 ein Beratungsunternehmen damit
beauftragt, den Zustand der internen Managementkultur zu analysie-
ren und Empfehlungen dazu vorzulegen. Untergeneralsekretär Jean-
Marie Guéhenno, der Leiter der DPKO, hat im Frühjahr 2001 auf die
ohnehin veranlaßten internen Managementreformen hingewiesen,
nicht ohne in beeindruckender Offenheit zu bekennen, der durch Bra-
himi ausgelöste Erwartungsdruck gebe zwar willkommenen Rücken-
wind, allerdings seien substantielle Fortschritte bei der Implementie-
rung der Brahimi-Vorschläge noch nicht zu verzeichnen.
Die Empfehlungen der externen Berater der DPKO fanden dann teil-
weise Eingang in den umfassenden Implementierungsbericht des
Generalsekretärs vom Juni des gleichen Jahres16. Diesen Bericht zur
Verbesserung der Planungs-, Durchführungs- und Unterstützungs-
mechanismen der Friedensmissionen bezeichnet der Generalsekretär
als das Ergebnis einer »erstmals in die Tiefe gehenden ... Manage-
ment-Untersuchung«. Damit wird der auf dieser Ebene aufgestaute
Analyse- und Reformbedarf eingestanden; zugleich zeigt der Bericht
konsequent auch konkrete Perspektiven für die Weiterentwicklung
der Friedenssicherung der Vereinten Nationen auf. Nach etwas mehr
als neun Monaten lag nun eine substantielle Antwort des Sekretariats
auf Brahimi vor.
Diese Positionsbestimmung folgt konzeptionell den Richtungsemp-
fehlungen Brahimis und nimmt auch hier seine inhaltlichen Forde-
rungen im wesentlichen auf. Zielgerichtet und durchaus auch inno-
vativ werden Handlungsoptionen entwickelt, so zu Umfang und Aus-

gestaltung der logistischen strategischen Reserve oder zur Abgren-
zung der Verantwortlichkeiten zwischen der DPKO und der Haupt-
abteilung Presse und Information (Department of Public Informa-
tion, DPI). In zwei Teilbereichen vertritt der Generalsekretär aller-
dings eine dezidiert vom Brahimi-Bericht abweichende Auffassung.
Während Brahimi noch die bewußte Delegation der Beschaffungs-
autorität innerhalb des Sekretariats auf die DPKO und idealerweise
bis in die einzelne Friedensmission hinein anregt, sieht das Sekre-
tariat in der Weiterentwicklung und Verbesserung der bestehenden
Beschaffungsverfahren den geeigneteren Weg. Wenn Brahimi da-
von gesprochen hat, daß »in jeder Bürokratie Widerstände gegen
Veränderungen zu erwarten sind«, dann bewahrheitet sich diese
Feststellung hier in reinster Form.
Die zweite Abweichung bezieht sich auf die Forderung des Brahimi-
Berichts, Entscheidungsträgern im UN-System eine verbesserte, ver-
läßlichere Datenbasis zur Verfügung zu stellen. Zu diesem Zweck
wird die Schaffung einer neuen Arbeitseinheit für die strategische In-
formationsgewinnung und -aufbereitung angeregt: eines ›ECPS-Se-
kretariats für Information und strategische Analyse‹ (ECPS17 Infor-
mation and Strategic Analysis Secretariat, EISAS). Dem hält der Ge-
neralsekretär den Gegenvorschlag einer deutlich kleineren, organisa-
torisch unabhängigen Einheit entgegen, die gleichwohl mit Analyse
und Strategieentwicklung beauftragt wäre und auch als Sekretariat
des ECPS dienen könnte. Der von Brahimi angeregte ›große Wurf‹ –
die Schaffung einer grundlegend neuen, weitgehend autonom arbei-
tenden Organisationseinheit zur strategischen Informationsverarbei-
tung – ist nicht gewollt Am Beispiel des EISAS läßt sich die gene-
relle Schwierigkeit illustrieren, Maßnahmen (auch hinsichtlich der
Organisationsstruktur) zu realisieren, die sich eher durch ihren
präventiven Charakter auswirken, also in der Qualität der Vorberei-
tung von Entscheidungen zur Geltung kommen.
Von großer Bedeutung für die Arbeitsfähigkeit des Sekretariats im
Bereich der Friedenssicherung ist die bei der unter dem Begriff 
›Brahimi II‹ bekanntgewordenen Runde der Haushaltsberatungen
erreichte Aufstockung des Personals. Die vom Generalsekretär vor-
gelegten Vorschläge waren auf den Prüfstand gestellt und in der
Mehrzahl – teils in modifizierter Form – gebilligt worden; so wurden
für die chronisch überlastete Personalabteilung der DPKO, in der
Tausende von Bewerbungen nicht ordnungsgemäß bearbeitet wer-
den konnten, 29 zusätzliche Stellen bewilligt. Auch hinsichtlich der
Auswertung abgeschlossener Friedensmissionen oder der Beratungs-
tätigkeit auf dem Gebiet des Strafrechts wurden mit der Schaffung
neuer Dienstposten qualitative Akzente gesetzt.

Der Sicherheitsrat:
Warten auf das geeignete Szenario

Nachdem der Sicherheitsrat bereits während des Millenniums-Gip-
fels den Bericht der Sachverständigengruppe ausdrücklich begrüßt
hatte18, verabschiedete er gut zwei Monate später eine bemerkens-
werte Entschließung zu ihren Empfehlungen19. Politische Signifi-
kanz erhält diese Resolution durch Selbstverpflichtungen, die sich
der Sicherheitsrat in bisher nicht gewohnter Weise auferlegt: In einer
mit dem Brahimi-Bericht identischen Wortwahl legt er sich unter an-
derem darauf fest, künftigen Friedensmissionen »klare, glaubwür-
dige und erfüllbare Mandate« zu erteilen, und »verpflichtet sich si-
cherzustellen, daß die mandatsmäßigen Aufgaben von Friedens-
sicherungseinsätzen der Situation vor Ort gerecht werden«, also we-
der eine Unter- noch eine Überforderung im jeweiligen Krisenge-
biet bedeuten. Darüber hinaus wird die Notwendigkeit einer Ab-
schreckungskomponente für Friedensmissionen ausdrücklich aner-
kannt, was ebenfalls als ein Hinweis auf den materiellen Gehalt
künftiger Mandate verstanden werden kann. Der Sicherheitsrat be-
kräftigt – wohl auch im eigenen Interesse – die Forderung nach einer
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verbesserten Informations- und Analysefähigkeit im UN-Sekretariat
und begrüßt den Vorschlag zur Schaffung von IMTF; beide Aspekte
spielen für die fundierte Vorbereitung von Mandaten auf seiten des
Sekretariats eine Rolle. Schließlich hebt auch der Sicherheitsrat die
hohe Bedeutung einer raschen Verlegbarkeit für den Erfolg von Frie-
densmissionen hervor und bietet dem Generalsekretär hierzu seine
ausdrückliche Unterstützung an (etwa durch die Erteilung spezieller
Mandate in der Planungsphase). Ausdrücklich fordert der Rat dazu
auf, die durch den Brahimi-Report vorgegebenen zeitlichen Fristen
für die Herstellung der Einsatzbereitschaft von Friedensmissionen
einzuhalten.
Während die vom Sicherheitsrat beschlossenen Grundsätze den For-
derungen Brahimis weitgehend entsprechen, ist – mangels Einrich-
tung neuer Friedenssicherungseinsätze der UN seit Erscheinen des
Brahimi-Berichts – eine Bewertung bisher tatsächlich beschlossener
Mandate kaum möglich. Gleichwohl hat der Rat – so durch den wie-
derholten Auftrag an die UNTAET, »mit robusten Maßnahmen« auf
Bedrohungen in Osttimor zu reagieren20 – seine Bereitschaft doku-
mentiert, politische Verantwortung für die Glaubwürdigkeit der Ver-
einten Nationen im Krisengebiet zu übernehmen. Dieses Bekenntnis
zu einer gewissen Robustheit des Mandats läßt sich gleichermaßen
bei der UNAMSIL erkennen; nach der zunächst noch allgemein ge-
haltenen Bekräftigung einer angemessenen Stärkung von Struktur,
Fähigkeit, Ressourcen und Mandat im Dezember 2000 beschloß der
Rat einige Monate später, den militärischen Anteil der Mission in
Sierra Leone auf 17 500 Mann zu erhöhen21. Auch die Autorisierung
der Entsendung von bis zu 4 200 Soldaten in das Grenzgebiet zwi-
schen Äthiopien und Eritrea und die Beauftragung der UNMEE mit
der Überwachung eines Waffenembargos unter Kapitel VII der UN-
Charta22 ist im Sinne der Brahimi-Vorschläge.
Dem Sicherheitsrat läßt sich nach diesem Augenschein die Bereit-
schaft attestieren, für richtig befundene Empfehlungen Brahimis in
die Mandate zu integrieren. Dennoch steht die eigentliche Nagelpro-
be für den Rat noch aus, bis eine neue, gar ›komplexe‹ Operation un-
ter der politischen und operativen Führung der Vereinten Nationen
etabliert wird. Dann wäre der Rat auch gehalten, durch seine Man-
datierung unmißverständlich eine klare Führungsstruktur festzule-
gen, wie dies der Brahimi-Bericht fordert. Zum ersten umfassenden
Anwendungsfeld könnte ein Friedenseinsatz der UN in Afghanistan
werden, möglicherweise als mittelfristige Folgeoperation zur ISAF23.
Brahimi wäre als Sonderbeauftragter des Generalsekretärs für Af-
ghanistan mit der Umsetzung seiner eigenen Vorschläge vor Ort kon-
frontiert.
Auch wenn die Entsendung einer UN-geführten Friedensmission
nach Afghanistan derzeit als unwahrscheinlich gilt, gibt es durchaus
Präzedenzfälle aus der jüngeren Vergangenheit. In Osttimor erfolgte
in der Konfliktfolgezeit die Übergabe der Verantwortung von einer
multinationalen ›Koalition der Fähigen und Willigen‹ – der austra-
lisch geführten INTERFET, mit der sich die ISAF vergleichen läßt –
an die UNTAET, eine UN-Mission mit starker militärischer und zi-
vilpolizeilicher Komponente. Für das komplementäre und koopera-
tive Nebeneinanderbestehen einer (militärisch starken) multinatio-
nalen Friedenstruppe und einer UN-Friedensmission (ohne militäri-
sche, allerdings mit starker Polizeikomponente) stehen seit einigen
Jahren die Beispiele Bosnien-Herzegowina und Kosovo24.

Der Generalsekretär:
weitere politische Akzentsetzung

Während sich UN-Mitglieder und Sekretariat um konkrete Möglich-
keiten der Implementierung des Brahimi-Berichts bemühten, hat Ge-
neralsekretär Kofi Annan durch zwei parallel ausgesandte inhaltli-
che Signale das politische Gesamtklima weiter beeinflußt und die
Rahmenbedingungen verdichtet. Er forderte die Mitgliedstaaten da-

zu auf, seine Bemühungen um die Umsetzung des Brahimi-Berichts
zu unterstützen und insbesondere das Sekretariat zu stärken.
Zum einen ordnet Annan die Friedenssicherung als eines der verfüg-
baren Instrumente in die Bemühungen der UN um Konfliktpräventi-
on ein. Der Sicherheitsrat solle Elemente der Friedenskonsolidierung
in die Mandate der Friedensmissionen integrieren25. Die zunehmend
wichtige präventive Wirkung zivilpolizeilicher Aktivitäten, etwa
durch den Aufbau der örtlichen Polizei, sei hier ein geeigneter An-
satzpunkt.
Daneben nutzte Annan eine grundsätzliche Stellungnahme zur Schluß-
phase von Friedenssicherungseinsätzen (exit strategy)26, um auf die
Notwendigkeit einer qualitativ hochwertigen Informations- und
Analysekapazität des Sekretariats hinzuweisen, ohne allerdings den
EISAS-Vorschlag Brahimis direkt anzusprechen. Dennoch ist An-
nans Botschaft klar: Der Sicherheitsrat sei, wenn er angemessene
und erreichbare Mandate beschließen wolle, auf fundierte und strate-
gisch aufbereitete Informationen angewiesen.

Ermutigende Schritte, bleibende Aufgaben

›Brahimi‹ steht für einen Qualitätssprung in der Friedenssicherung
der UN. Das nüchterne Aufzeigen politischer, struktureller und orga-
nisatorischer Schwächen war ein Signal, das dem Bericht der Sach-
verständigengruppe beachtliche Aufmerksamkeit im System der
Vereinten Nationen wie in der internationalen Öffentlichkeit zuteil
werden ließ. Obgleich die Identifizierung des einen oder anderen im
Bericht angesprochenen Schwachpunkts keine grundlegend neue Er-
kenntnis darstellt, besteht das Verdienst der Experten in einem so
umfassenden wie differenzierten Ansatz, der alle Bewertungen aus-
richtet an der Frage, wie die Vereinten Nationen ihre Glaubwürdig-
keitslücke im Bereich der Friedenssicherung schließen können. Bra-
himi selbst hat dabei das strategische Design vorgegeben. Daß auf
der Grundlage seiner Empfehlungen eine schrittweise Zusammen-
führung von Anspruch und Wirklichkeit möglich ist, hat die Ent-
wicklung der letzten eineinhalb Jahre vor allem in der DPKO gezeigt.
Vieles wurde, getragen von politischer Akzeptanz, auf den Weg ge-
bracht, manches konzeptionell und praktisch bereits verwirklicht. So
sind IMTF heute im Sekretariat Standard für die Planung und Be-
gleitung von Friedensmissionen, im Haushaltsansatz der Friedenssi-
cherungseinsätze steht ein fester Betrag für Sofortmaßnahmen zur
Verfügung, und die Planungsverfahren für Friedensmissionen wur-
den professionalisiert. Die Frist von 30 beziehungsweise 90 Tagen
für die Etablierung neuer Operationen ist eine Auflage bei der Ent-
wicklung einer globalen Strategie für die Logistik, und im Rahmen
der Umstrukturierung der DPKO wurde die Komponente Erfah-
rungsauswertung gestärkt, ebenso die Stellung des Zivilpolizeibera-
ters. Nicht zuletzt, auch dies war eine Empfehlung Brahimis, hatte
der Generalsekretär durch die sofortige Anforderung zusätzlicher
Haushaltsmittel einen unverzüglichen Personalzuwachs in Gang ge-
setzt. Die schrittweise Implementierung findet dabei nicht unter La-
borbedingungen statt, denn zur gleichen Zeit haben 15 Friedensmis-
sionen mit rund 35 000 Soldaten, 8 000 Polizisten und Tausenden
von Mitarbeitern in Zivil ihre Mandate in die Praxis umzusetzen.
Im UN-Sekretariat ist Aufbruchstimmung spürbar. Wenn angesichts
der erheblichen Personalaufstockung innerhalb der DPKO heute
gleichwohl auch von Wachstumsschmerzen gesprochen wird, deutet
dies zwar auf einen gewissen Zeitbedarf bis zum Abschluß der nun
begonnenen personellen und organisatorischen Anpassungsprozesse
hin; es sollte aber nicht als Indiz für wirkliche Hindernisse bei der
Implementierung mißverstanden werden. Denn die Verantwortlichen
machen ihren ernsthaften Handlungs- und Gestaltungswillen immer
wieder deutlich.
Der Generalsekretär stellt in seinem jüngsten Umsetzungsbericht27

vier Aufgabenfelder heraus, denen man sich nun, nachdem die wich-
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tigsten Weichen gestellt worden seien, verstärkt zuwenden könne
und müsse:
� dem Aufbau strategischer Materialreserven,
� der Verstärkung der UNLB in Brindisi,
� dem weiteren Ausbau des UNSAS28 und
� der Ausgestaltung einer weltweit anwendbaren Personalstrategie.
Auch für den Brahimi-Bericht gilt die griffige Formel, die Annan im
Hinblick auf die Bemühungen um eine umfassende Reform der Ver-
einten Nationen prägte: Reform ist kein Ereignis, sondern ein Pro-
zeß. Es konnte nicht erwartet werden, daß die Anstöße der Sachver-
ständigengruppe – sachlich begründet und mit den Vorstellungen der
Mitgliedstaaten weitgehend kompatibel – erschöpfend und unmittel-
bar realisiert werden. Die Entscheidungen der letzten Zeit machen
deutlich, daß neben vielen bereits ergriffenen Initiativen andere noch
auf den Praxistest warten (darunter auch die Verlagerung der im Se-
kretariat anfallenden Kosten der Friedenssicherung auf den regulä-
ren Haushalt). Unstreitig steht aber die Friedenssicherung der UN ein-
einhalb Jahre nach Vorlage des Brahimi-Berichts insgesamt auf ei-
nem solideren Fundament als zuvor. Es ist kaum vorstellbar, daß oh-
ne diesen Impuls derart viele Neuerungen qualitativer und quantita-
tiver Art in solch kurzer Zeit erreicht worden wären. Allein der Per-
sonalzuwachs im DPKO um 184 neue Mitarbeiter spricht für sich.
Die Vorlage des Berichts kurz vor dem Millenniums-Gipfel war
zweifellos ein begünstigender Faktor. Insgesamt läßt sich der Brahi-
mi-Bericht heute als ein Schlüsseldokument der Friedenssicherung
bezeichnen, das auch für die deutsche UN-Politik zu einem aner-
kannten Referenzpunkt geworden ist.
Nach dem in der Sache und in bezug auf Politik und Haushalt insge-
samt konstruktiven Zusammenwirken der UN-Mitglieder mit dem
Sekretariat gilt es nun, den Schwung beizubehalten. Dabei bleibt auf
der Seite der Mitgliedstaaten – neben der personellen, materiellen
und finanziellen Unterstützung – die wichtigste Ressource für Erfol-
ge in der Friedenssicherung ihr politischer Wille zum Handeln. Der Er-
folg des Brahimi-Berichts wird daran zu messen sein, ob er das Be-
wußtsein der Entscheidungsträger erreicht hat. Es sieht ganz danach aus.

1 UN Doc. A/55/305-S/2000/809 v. 21.8.2000. – Der Bericht ist in deutscher Fassung
in der Übersetzung des Deutschen Übersetzungsdienstes der Vereinten Nationen als
Nr. 82 der ›Blauen Reihe‹ der DGVN erschienen. Im Internet kann er unter dieser
Kennung abgerufen werden: http://www.un.org/Depts/german/sr/sr_sonst/a55305.pdf
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Zu seinem fünften Besuch als Generalsekretär der
Vereinten Nationen hielt sich Kofi Annan vom 27.
Februar bis zum 1. März 2002 in Deutschland auf.
Auf dem Programm standen in Berlin Gespräche
mit dem Bundespräsidenten, dem Bundeskanzler,
dem Außenminister und anderen Ministern sowie
mit den Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses
des Parlaments. Erstmals hielt ein UN-Generalse-
kretär eine Rede vor dem Plenum des Bundestags;
die deutsche Haltung zur Weltorganisation be-
zeichnete Annan dabei als konstruktiv und großzü-
gig, erst recht vor dem Hintergrund dessen, »daß
Deutschland einmal als ›Feindstaat‹ betrachtet
wurde und daß wegen der Teilung Deutschlands
im Kalten Krieg die Bundesrepublik mehr als 20
Jahre warten mußte, bis sie Mitglied der Vereinten
Nationen werden konnte«. – Im Bild: Bundestags-
präsident Wolfgang Thierse empfängt am 28. Fe-
bruar den Generalsekretär und Frau Nane Annan
im Reichstagsgebäude.
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Anhaltende Blockade

HANS GÜNTER BRAUCH

Abrüstungskonferenz: Keine Einigung über
Arbeitsprogramm – Streitpunkt Weltraum-
rüstung – USA gegen jede Beschränkung ih-
rer Raketenabwehr

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans
Günter Brauch, Beharrliches Treten auf der
Stelle, VN 2/2001 S. 63, fort.)

Die Flaute, die ab 1997 bei der Abrüstungskon-
ferenz (CD) zu beobachten war, hielt auch im
Jahre 2001 an. Das Gremium (Zusammenset-
zung: S. 88 dieser Ausgabe) trat in Genf wie-
der zu drei Sitzungsperioden zusammen: vom
22. Januar bis zum 30. März, vom 14. Mai bis
zum 29. Juni und vom 30. Juli bis zum 14. Sep-
tember 2001. Dabei lösten sich Kanada, Chile,
China, Kolumbien, Kuba und Ecuador in der
Präsidentschaft ab. 
In seiner vom Generaldirektor des Büros der
Vereinten Nationen in Genf verlesenen Eröff-
nungsbotschaft erinnerte Generalsekretär Kofi
Annan an die Millenniums-Erklärung, in der
sich die UN-Mitgliedstaaten verpflichteten, auf
den Abbau der Massenvernichtungswaffen –
insbesondere der Nuklearwaffen – hinzuarbei-
ten, sowie an die Erklärung des Gipfeltreffens
der Mitglieder des Sicherheitsrats, welche die
Bedeutung der Abrüstung nach dem Ende von
Konflikten betonte. Zugleich machte Annan auf
den Widerspruch zwischen den Absichtser-
klärungen und der Unfähigkeit, die festgefahre-
nen Abrüstungsverhandlungen in Genf wieder
in Gang zu bringen, aufmerksam. Als vordring-
liche Aufgabe der Staaten bezeichnete es der Ge-
neralsekretär, ihren fehlenden politischen Wil-
len, zu Fortschritten im Abrüstungsbereich zu
gelangen, zu überwinden. Aber auch 2001 ver-
hallten diese Ermahnungen und Wünsche un-
gehört. Mit dem Amtsantritt der Bush-Admini-
stration haben sich die Erfolgsaussichten der
multilateralen Abrüstungsbemühungen im UN-
Rahmen weiter verschlechtert.

I. Zu Beginn der ersten Sitzungsperiode wurde
die Tagesordnung von 2000 übernommen; sie
besteht aus den Verhandlungsthemen
� nukleare Abrüstung,
� Verhinderung eines Nuklearkriegs,
� Verhinderung eines Rüstungswettlaufs im 

Weltraum,
� negative Sicherheitsgarantien für Nicht-

kernwaffenstaaten,
� neue Massenvernichtungswaffen,
� umfassendes Abrüstungsprogramm und
� Rüstungstransparenz.
Den jeweiligen Konferenzpräsidenten gelang es
nicht, einen Konsens der 66 Teilnehmerstaaten

über ein Arbeitsprogramm zu erzielen. Der Ver-
treter Rußlands versuchte ebenfalls vergeblich,
in informellen Konsultationen einen Konsens
über die Einsetzung von Ausschüssen zur nu-
klearen Abrüstung und zur Verhinderung eines
Rüstungswettlaufes im Weltraum (PAROS) zu
erreichen.

II. In der zweiten Verhandlungsrunde entschied
die CD mit ihrem ersten Beschluß in drei Jah-
ren, drei Sonderkoordinatoren einzusetzen, wel-
che die Tagesordnung, die Mitgliedschaft und
die Arbeitsmethoden überprüfen sollten. Beru-
fen wurden Günter Seibert aus Deutschland (Ta-
gesordnung), Petko Draganov aus Bulgarien
(Mitgliedschaft) und Prasad Kariyawasam aus
Sri Lanka (Arbeitsmethoden).
Bei dem Arbeitsprogramm konnte wiederum
keine Einigung erzielt werden. Nach Ansicht des
chinesischen Konferenzpräsidenten Hu Xiaodi
standen sich zwei Positionen kompromißlos ge-
genüber: während die eine Schule die Aufnah-
me von Verhandlungen nur über einen Vertrag
zur Einstellung der Herstellung von spaltbarem
Material forderte und lediglich Gespräche, aber
keine Verhandlungen zur Nuklearabrüstung und
zur Verhinderung eines Rüstungswettlaufes im
Weltraum akzeptieren wollte, verlangte eine
zweite Gruppe Verhandlungen zu allen drei Ver-
handlungsgegenständen gleichzeitig.
Am 30. Mai 2001 brachte Rußland einen Vor-
schlag für Verhandlungsmandate zu Fragen der
nuklearen Abrüstung und zur PAROS ein, der
die Einsetzung von zwei Ad-hoc-Ausschüssen
vorsah. China legte ein Arbeitspapier über
»mögliche Elemente des zukünftigen interna-
tionalen rechtlichen Instruments für eine Ver-
hinderung einer Aufrüstung im Weltraum« vor.
Außerhalb der Abrüstungskonferenz führten die
Niederlande informelle Sondierungsgespräche
über Verhandlungen mit dem Ziel eines Ver-
trags zur Beendigung der Herstellung von spalt-
barem Material.

III. Auch in der dritten Runde konnten sich die
Vertreter der 66 Staaten nicht auf ein Arbeits-
programm einigen, und auch den drei Sonder-
koordinatoren gelang es nicht, ihren Arbeitsauf-
trag zu erfüllen. Der kubanische Präsident der
Abrüstungskonferenz nannte als Hauptgründe
für die anhaltende Blockade die »unflexiblen
Positionen einiger Länder«, die Fortschritte im
Bereich der nuklearen Abrüstung und bei der
PAROS behinderten, sowie den zunehmenden
Unilateralismus auch in Verhandlungen zu ganz
anderen Themen.
China forderte ein Festhalten am Multilateralis-
mus im Abrüstungsbereich und die Bewahrung
der strategischen Stabilität durch ein Festhalten
am Vertrag über Systeme zur Abwehr ballisti-
scher Flugkörper. Kurz darauf bezeichnete der
Vertreter der Vereinigten Staaten ebendiesen
ABM-Vertrag als ein Relikt, das seinen Nutzen
verloren habe. An seiner Stelle sei ein neuer Si-
cherheitsrahmen erforderlich, der eine Raketen-
abwehr nicht behindere. Die USA seien bei ei-

ner Aufnahme von Verhandlungen über die Ein-
stellung der Produktion von spaltbarem Materi-
al zu Erkundungsgesprächen zu Weltraumfra-
gen und zur Nuklearabrüstung bereit. Indien
hingegen befürwortete die Einsetzung eines
Ad-hoc-Ausschusses zur Aufnahme von Ver-
handlungen über ein Übereinkommen zur nu-
klearen Abrüstung.
Am letzten Tag der dritten Sitzungsrunde – kurz
nach dem terroristischen Angriff auf die USA,
der auch in Genf zu Bekundungen des Mitge-
fühls mit dem amerikanischen Volk führte – be-
tonte der aus Ecuador stammende Konferenz-
präsident, die Lähmung des multilateralen Ab-
rüstungsprozesses könne nur auf einer höheren
politischen Ebene überwunden werden.

Der Leerlauf bei der Genfer Abrüstungskonfe-
renz soll bei einigen Staaten schon zu Überlegun-
gen geführt haben, ihr mit Abrüstungsfragen be-
faßtes Personal in Genf zu reduzieren oder ihre
Botschafter bei der CD ganz zurückzuziehen, bis
sich eine erfolgversprechendere Periode abzeich-
net. Jedenfalls befindet sich die multilaterale Ab-
rüstungsdiplomatie nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts in einer schweren Krise, da sie
sich in den letzten Jahren nicht einmal auf ein
Arbeitsprogramm einigen konnte. Bis zum Ende
der Amtszeit der Regierung Bush dürfte kaum mit
einer Wiederbelebung der multilateralen Abrü-
stungsbemühungen zu rechnen sein. Ob der Pro-
liferation der Massenvernichtungswaffen, kon-
ventionellen Waffen und Kleinwaffen ohne völ-
kerrechtlich verbindliche Normen und Verifika-
tionsregime, nur mit unilateralen Maßnahmen
der einzigen verbliebenen Supermacht, begeg-
net werden kann, darf bezweifelt werden. �

Uneingelöste Universalität
HANS GÜNTER BRAUCH

Teststoppvertrag: Konferenz zur Förderung
seines Inkrafttretens – Weiterhin ablehnen-
de Haltung der USA – Appell Joschka Fi-
schers

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans
Günter Brauch, Risiken und Nebenwirkungen,
VN 1/1999 S. 18f., fort.)

In der Folge der Kubakrise vom Oktober 1962
wurde im Sommer 1963 innerhalb weniger Wo-
chen ein Vertrag über den begrenzten Stopp von
Kernwaffentests von den Vereinigten Staaten,
der Sowjetunion und Großbritannien ausgehan-
delt und als erster Rüstungskontrollvertrag von
den drei Staaten ratifiziert. Mit ihm wurden
Kernwaffentests in der Atmosphäre untersagt.
Erst 33 Jahre später wurde der Vertrag über 
das umfassende Verbot von Nuklearversuchen
(Comprehensive Test-Ban Treaty, CTBT; kurz:
umfassender Teststoppvertrag) am 24. Septem-
ber 1996 zur Unterzeichnung im Sekretariat der
Vereinten Nationen aufgelegt. Mit dem Über-
einkommen über eine chemische Abrüstung von
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1993 war der CTBT der zweite multilaterale
Rüstungskontroll- und Abrüstungsvertrag, der
von der Genfer Abrüstungskonferenz in den
neunziger Jahren ausgehandelt wurde.

I. Bis Ende 2001 wurde dieser Vertrag von 
89 Staaten ratifiziert; unterzeichnet haben ihn
165 Länder. Der Vertrag tritt 180 Tage nach der 
Hinterlegung aller Ratifikationsurkunden der
44 Staaten in Kraft, deren Beitritt nach den Ver-
tragsbestimmungen wegen des Standes ihrer nu-
kleartechnischen Forschung erforderlich ist. Aus
diesem Kreise der Staaten, die über Atomwaf-
fen beziehungsweise Kernreaktoren verfügen,
hatten bis zum gleichen Zeitpunkt 31 Staaten 
ratifiziert und 41 unterzeichnet; bisher nicht 
unterzeichnet haben Indien, die Demokratische
Volksrepublik Korea und Pakistan. Darüber hin-
aus haben folgende zehn Staaten den Vertrag
bisher nicht ratifiziert: Algerien, Ägypten, Chi-
na, Kolumbien, Kongo (Demokratische Repu-
blik), Israel, Iran, Indonesien, die Vereinigten
Staaten und Vietnam. Von den Atommächten
haben Frankreich und Großbritannien am 6. April
1998 und hat Rußland am 30. Juni 2000 ratifi-
ziert. Der US-amerikanische Senat hat Anfang
Oktober 1999 eine Ratifikation abgelehnt.
Drei Jahre nach Auflegung des umfassenden
nuklearen Teststoppvertrags fand vom 6. bis 8.
Oktober 1999 in Wien auf Grundlage von Art.
XIV, Abs. 2 des Vertrags eine erste Konferenz
statt, um über eine Forcierung des Inkrafttretens
des CTBT zu beraten. Zum Abschluß dieses
Treffens nahmen die Vertreter der Staaten, die
den Vertrag bis dahin unterzeichnet beziehungs-
weise ratifiziert hatten, eine Schlußerklärung an,
in der sie im Einklang mit Artikel XIV im Kon-
sens entschieden, welche Maßnahmen in Über-
einstimmung mit dem Völkerrecht ergriffen wer-
den könnten, um den Ratifikationsprozeß zu be-
schleunigen und ein möglichst baldiges Inkraft-
treten zu ermöglichen. Sie forderten insbeson-
dere die in dem Vertrag genannten Besitzer von
Atomwaffen und Kernreaktoren auf, den Ver-
trag zu unterzeichnen und zu ratifizieren.
Seit September 1996 hat Indien sechs und Pa-
kistan vier Kernwaffentests durchgeführt; alle
Versuche erfolgten im Mai 1998. Beide Staa-
ten gaben später an, sie wollten keine weiteren
Kernwaffentests mehr durchführen, und erklär-
ten ihre Bereitschaft, ein Inkrafttreten des Ver-
trags nicht zu verzögern.

II. Zur Vorbereitung einer zweiten Konferenz
fand sich vom 24. bis 26. April 2001 in Wien die
CTBT-Vorbereitungskommission zu ihrer 14.
Runde zusammen. Sie befaßte sich mit Haus-
halts- und Verifikationsfragen sowie mit einem
Bericht des Exekutivsekretärs der zur Umset-
zung des Vertrags geschaffenen Organisation
für das umfassende Verbot von Nuklearversu-
chen (CTBTO) in Wien, des Deutschen Wolf-
gang Hoffmann, zum Stand des Aufbaus des In-
ternationalen Überwachungssystems. Auf der
15. Tagung der Vorbereitungskommission im
August 2001 bekräftigten die Vereinigten Staa-
ten ihre Ablehnung des CTBT und kündigten
an, daß sie ihren finanziellen Beitrag reduzieren
und auf das in seinem Rahmen errichtete In-
ternationale Überwachungssystem beschränken
werden.
Vom 11. bis 13. November 2001 fand am Sitz

der Vereinten Nationen auf Einladung des UN-
Generalsekretärs nach Art. XIV, Abs. 3 eine
zweite Konferenz statt, die das Inkrafttreten des
Vertrags erleichtern sollte. Wegen des Terror-
angriffs auf New York war die ursprünglich für
den 25. bis 27. September geplante Tagung um
einige Wochen verschoben worden.
Insgesamt nahmen die Vertreter von 108 Signa-
tarstaaten an der Konferenz unter dem Vorsitz
des mexikanischen stellvertretenden Außenmi-
nisters Miguel Marin Bosch teil. Ohne eine vor-
herige Information der Abrüstungsabteilung des
UN-Sekretariats blieben die USA dieser Konfe-
renz fern. Libyen – das 1996 neben Bhutan und
Indien in der UN-Generalversammlung noch
gegen die Annahme des Vertrags gestimmt hat-
te – kündigte während der Konferenz seinen
Beitritt an.
Wenngleich die meisten Staaten die Arbeit der
Vorbereitungskommission unterstützten, wur-
den keine konkreten Vorschläge für eine Er-
leichterung des Inkrafttretens des CTBT unter-
breitet. Der deutsche Außenminister Joschka
Fischer betonte, der Vertrag müsse wegen sei-
nes praktischen Wertes und als wichtiges politi-
sches Signal so bald wie möglich in Kraft treten.
Deutschland appelliere an alle Staaten der Grup-
pe der 44, den CTBT möglichst bald zu unter-
zeichnen und zu ratifizieren. Die beiden Atom-
mächte USA und China sollten den Vertrag ra-
tifizieren und damit einen Beitrag dazu leisten,
daß er universelle Geltung erlangen kann.
Während der Konferenz hinterlegten mit Ecua-
dor, Nauru und Singapur drei weitere Staaten
ihre Ratifikationsurkunden. Die Vertreter Viet-
nams und Kolumbiens kündigten an, sie würden
den Vertrag bald ratifizieren, womit die für das
Inkrafttreten erforderlichen Ratifikationen auf
11 sinken werden. Am letzten Tag des Treffens
wurde von den teilnehmenden Staaten einmütig
eine Schlußerklärung angenommen, in der sie
die Bedeutung eines universellen, überprüf-
baren und umfassenden Teststoppvertrags als
wichtiges Instrument im Bereich der nuklearen
Abrüstung und Nichtweitergabe von Kernwaf-
fen hervorhoben. �

Vergebliche Vorarbeit

HANS GÜNTER BRAUCH

B-Waffen-Übereinkommen: Fünfte Überprü-
fungskonferenz – Jahrelange erfolglose Ver-
handlungen – Vertagung auf Herbst 2002 –
Bekräftigung des Unilateralismus der USA

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/1997
S. 25ff. fort.)

Der frevlerische Einsatz von Milzbrandbakteri-
en in den Vereinigten Staaten unmittelbar nach
den terroristischen Angriffen auf New York und
Washington hat die Gefahren der biologischen
Waffen und die Schwierigkeit eines Schutzes
der Bevölkerung gegen derartige Angriffe kri-
mineller Akteure verdeutlicht. Auch wenn die
Spuren der eingesetzten Milzbrandsporen nicht
zu den Urhebern der Terrorschläge des 11. Sep-
tember führten, sondern auf eine Erzeugung 
in den USA selbst hindeuten, wurde auf er-
schreckende Art und Weise deutlich, welches

Gefahrenpotential hier gegeben ist. Nicht von
ungefähr ist schließlich der Einsatz bakteriolo-
gischer (biologischer) und chemischer Waffen
seit dem Genfer Protokoll von 1925 durch das
Völkervertragsrecht und – nach Ansicht der
meisten Völkerrechtler – auch durch das Völ-
kergewohnheitsrecht in internationalen Kon-
flikten untersagt. Als erstes multilaterales Abrü-
stungsabkommen wurde 1972 die Konvention
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung
und Lagerung von bakteriologischen (biologi-
schen) und Toxinwaffen und über ihre Vernich-
tung (kurz: B-Waffen-Konvention, BWK) an-
genommen, die 1975 in Kraft trat. Ende 2001 
hatte sie 144 Vertragsparteien.

I. In den Jahren 1981, 1986, 1991 und 1996
fanden die ersten vier Überprüfungskonferen-
zen der BWK statt. 1991 wurde eine Gruppe
von Regierungsexperten berufen (VEREX), um
aus wissenschaftlicher und technischer Sicht
mögliche Verifikationsmaßnahmen zu identifi-
zieren und zu bewerten. Im September 1994 ei-
nigten sich die Vertragsparteien bei einer Son-
derkonferenz auf die Einsetzung einer Ad-hoc-
Gruppe, die ein rechtlich verbindliches Verifi-
kationsregime entwickeln und aushandeln soll-
te. 1996 wurden die erreichten Fortschritte dis-
kutiert und die Ad-hoc-Gruppe beauftragt, ih-
re Arbeit bis spätestens zur Fünften Überprü-
fungskonferenz abzuschließen. Von September
1994 bis Ende 2000 hielt die Ad-hoc-Gruppe
insgesamt 21 Tagungen ab.
Im Februar 2001 befaßte sich die Ad-hoc-
Gruppe mit der 15. Version des vollständigen
Entwurfs eines Protokolls für ein rechtlich ver-
bindliches Verifikationsregime. In Gesprächen
des Vorsitzenden Tibor Toth (Ungarn) und der
ihm zuarbeitenden ›Freunde des Vorsitzenden‹
wurden unter anderem Definitionsfragen, ob-
jektive Kriterien, Schritte zur Vertragseinhal-
tung, Untersuchungsmaßnahmen sowie Fragen
der Vertraulichkeit, des Sitzes der geplanten in-
ternationalen Organisation, der Einsetzung ei-
ner Vorbereitungskommission und eines Ab-
kommens mit dem Gastland erörtert. Botschaf-
ter Toth führte auch zahlreiche bilaterale Kon-
sultationen zu technischen Detailfragen.
Am 30. März 2001 legte Toth einen vollstän-
digen Text des Protokollentwurfs vor, der mit
Kompromißvorschlägen versuchte, die noch un-
geklärten Fragen zu lösen. Neben der Präambel
enthielt dieser Entwurf Definitionen, Vorschrif-
ten zu der für die Umsetzung des Protokolls zu
schaffenden Organisation, zu Maßnahmen zur
Vertragseinhaltung, zu Exportkontrollen und zu
Strafen bei Vertragsverstößen. Dieser Text löste
teilweise zustimmende (EU, Schweiz, Südafri-
ka), aber auch viele kritische (China, Iran, Ku-
ba, Libyen, Pakistan, Rußland) Kommentare
aus. Am 22. Mai 2001 versuchte Toth in einem
Gespräch mit Vertretern der Vereinigten Staa-
ten, die Unterstützung Washingtons für seinen
Vertragsentwurf zu gewinnen. Die Regierungs-
vertreter lehnten diesen jedoch als unzurei-
chend ab.
Zustimmung kam hingegen vom Europäischen
Parlament, das am 14. Juni 2001 in einer Re-
solution alle Staaten aufforderte, den Entwurf
mitzutragen und ein Höchstmaß an Flexibilität
zu zeigen, um eine Annahme des Verifikations-
Protokolls zur BWK zu ermöglichen.
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II. Ihre 24. Verhandlungsrunde über ein Veri-
fikationsprotokoll führte die Ad-hoc-Gruppe
vom 23. Juli bis zum 17. August 2001 in Genf
durch; 60 Vertragsparteien und drei Unterzeich-
nerstaaten nahmen teil. Zu Beginn äußerten et-
wa 50 Staaten – unter ihnen auch Indien, Kuba
und Iran – ihre Absicht, den Entwurf Toths als
endgültigen Text anzunehmen.
Aber am 25. Juli lehnte die amerikanische Re-
gierung sowohl den Vertragsentwurf als auch
generell ein rechtlich verbindliches Protokoll
zur BWK grundsätzlich ab. Damit wurden die
verbliebenen Hoffnungen auf eine Annahme
des Protokollentwurfs zunichte gemacht. Es ge-
lang der Ad-hoc-Gruppe am Ende dieses Tref-
fens auch nicht, sich auf einen Vertragstext für
die Fünfte Überprüfungskonferenz zur BWK zu
einigen.
Am 4. September 2001 enthüllte die ›New York
Times‹, die US-Regierung wolle gewisse Aspek-
te ihre B-Waffen-Programms verheimlichen, ins-
besondere die Simulation einer Produktionsan-
lage für Biowaffen, den Test einer nur unvoll-
ständig ausgestatteten Bakterienbombe und ei-
ne Blaupause für eine gentechnisch veränderte
Sorte des Milzbranderregers, die gegen gebräuch-
liche Impfstoffe resistent sei. Die ablehnende
Position Washingtons blieb auch nach dem ter-
roristischen Angriff des 11. September und nach
der kriminellen Verbreitung von Milzbrandspo-
ren in einer Anzahl von Briefsendungen unver-
ändert. Am 1. November 2001 forderte Präsi-
dent George W. Bush wirksame Schritte gegen
derartige Aktivitäten durch die Schaffung ent-
sprechender strenger Straftatbestände in der na-
tionalen Gesetzgebung, die Annahme von UN-
Verfahren für die Untersuchung von Beschul-
digungen über einen Einsatz von B-Waffen,
verbesserte internationale Maßnahmen zur Ein-
dämmung von Krankheiten, die Entwicklung
eines ethischen Kodex der Wissenschaftler und
einen verantwortungsbewußten Umgang mit
Einsatz, Modifikation und Transport pathoge-
ner Organismen.

III. Ungeachtet der internationalen Lage und
der Sonderposition der USA fand die Fünfte
Überprüfungskonferenz der BWK vom 19. No-
vember bis zum 7. Dezember 2001 in Genf un-
ter dem Vorsitz von Tibor Toth statt. An ihr
nahmen 91 der 144 Vertragsparteien teil.
Nach Erklärungen des UN-Generalsekretärs und
des Konferenzpräsidenten beschuldige der im
US-Außenministerium für Rüstungskontrolle
und internationale Sicherheit zuständige Vize
John Bolton Irak, Iran, die Demokratische Volks-
republik Korea, Libyen, Syrien und Sudan so-
wie das Al-Qaida-Netzwerk, sie stellten eine
Bedrohung hinsichtlich eines Einsatzes von B-
Waffen dar. Die BWK habe diese nicht am Er-
werb von biologischen Waffen gehindert, ge-
nausowenig wie der Protokollentwurf dies lei-
sten könne. Ansonsten wiederholte Bolton die
Vorschläge Präsident Bushs vom 1. Novem-
ber.
Die Vertreter zahlreicher Staaten zeigten sich
über den Ausgang der 24. Verhandlungsrunde des
Ad-hoc-Ausschusses enttäuscht. China wandte
sich gegen unterschiedliche Standards bei der
Implementierung des Vertragswerks und gegen
unilateralistische Ansätze. Die meisten Staaten
setzten sich für eine Stärkung der BWK ein; ei-

nige unterstützten auch die amerikanischen Vor-
schläge als zusätzliche Maßnahmen. Ungeach-
tet der Ablehnung eines Verifikationsprotokolls
seitens der Vereinigten Staaten wurden zahlrei-
che konkrete Vorschläge unterbreitet, die sich
am bisherigen Verhandlungsstand orientierten.

IV. Bis zum letzten Konferenztag hatten sich
die Vertragsparteien auf 95 vH des Textes einer
Schlußerklärung geeinigt. Strittig blieben unter
anderem die Positionen zu den Arbeitsergebnis-
sen der Ad-hoc-Gruppe. Als Teil der Bemühun-
gen um Schadensbegrenzung vertagte sich die
Konferenz ohne Annahme eines Schlußdoku-
ments auf den kommenden Herbst; vom 11. bis
22. November 2002 wird sie erneut zusammen-
treten, um eine Einigung über die Erklärung zu
erzielen.
Der Grund ist nicht zuletzt darin zu sehen, daß
die Vereinigten Staaten als einziges Land völlig
überraschend und ohne vorherige Information
ihrer Verbündeten kurz vor dem Ende der Über-
prüfungskonferenz für eine formelle Beendi-
gung der Verhandlungen der Ad-hoc-Gruppe
plädiert hatten. Sie schlugen statt dessen vor,
daß die Vertragsstaaten der BWK sich jährlich
in einem neuen Gremium treffen sollten, um die
Umsetzung der zuvor beschlossenen Maßnah-
men zu überprüfen und neue Maßnahmen zu
erörtern. Mit diesem Vorschlag hatte die ameri-
kanische Delegation allerdings sowohl bei den
Blockfreien als auch bei den EU-Staaten Miß-
fallen ausgelöst und die mehrjährigen intensi-
ven Bemühungen um ein Verifikationsprotokoll
in der Ad-hoc-Gruppe zunichte gemacht. Durch
den einseitigen Schritt der Regierung Bush wird
die europäisch-amerikanische Zusammenarbeit

bei der BWK erschwert und das westliche La-
ger gespalten. Die Ereignisse des 11. September
und die Milzbrandattacken in den USA hatten
somit zu keiner Rückkehr zu einem multilate-
ralen Verhandlungsansatz geführt, sondern die
unilaterale Strategie Washingtons nur noch be-
kräftigt.
Wenige Tage später, am 12. Dezember 2001,
erklärte Präsident Bush die einseitige Kündi-
gung des ABM-Vertrages von 1972. Diese Ent-
scheidung, die von UN-Generalsekretär Kofi
Annan sehr kritisch bewertet wurde, wird – ähn-
lich wie das Projekt eines nationalen Raketen-
abwehrsystems (NMD) – nicht ohne Rückwir-
kungen auf die anderen multilateralen Foren und
Verhandlungen auf dem Gebiet der Abrüstung
in den kommenden Jahren bleiben. �

Kostengünstige Minen
HANS GÜNTER BRAUCH

›Besonders grausame Waffen‹: Zweite Über-
prüfungskonferenz des Übereinkommens –
Ausweitung des Vertragswerks auf innere
Konflikte – ›Intelligente‹ Waffen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/1997
S. 24f. fort.)

65 der damals 88 Vertragsparteien nahmen an
der Zweiten Überprüfungskonferenz der Ver-
tragsstaaten des Übereinkommens über das Ver-
bot oder die Beschränkung des Einsatzes be-
stimmter konventioneller Waffen, die übermäßi-
ge Verletzungen verursachen oder unterschieds-
los wirken können (kurz: UN-Waffenübereinkom-
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Sein Interesse an der ehemaligen Bundeshauptstadt als Tagungsstätte und Sitz verschiedener Einrich-
tungen der Vereinten Nationen machte Generalsekretär Kofi Annan dadurch deutlich, daß er am ersten
Tag seines diesjährigen Deutschlandbesuchs der Besiegelung der ›Vereinbarung über die Ansiedlung in-
ternationaler Einrichtungen in Bonn und das Internationale Kongreßzentrum Bundeshaus Bonn‹ im Ber-
liner Schloß Bellevue, dem Amtssitz des Bundespräsidenten, beiwohnte. Die Möglichkeiten für die Ab-
haltung größerer UN-Veranstaltungen in Bonn sollen durch die Errichtung eines neuen Konferenzgebäu-
des verbessert werden. Unterzeichner waren für den Bund die Bundesminister der Finanzen sowie für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen, für das Land Nordrhein-Westfalen der Ministerpräsident und für die
Bundesstadt Bonn die Oberbürgermeisterin und der Stadtdirektor. – Im Bild (v.l.n.r.): Bundesumweltmi-
nister Jürgen Trittin, Bundestagsvizepräsidentin Anke Fuchs, Generalsekretär Kofi Annan, Oberbürger-
meisterin Bärbel Dieckmann, Bundespräsident Johannes Rau und Bundesfinanzminister Hans Eichel.



men) in Genf vom 11. bis 21. Dezember 2001
teil. Der Konferenz, der Les Luck aus Australi-
en vorsaß, gingen drei Tagungen ihres Vorbe-
reitungsausschusses sowie eine Runde offener
Konsultationen voraus.

I. Das UN-Waffenübereinkommen vom 10. Ok-
tober 1980 war am 10. April 1981 in New York
zur Unterzeichnung aufgelegt worden und trat
am 2. Dezember 1983 in Kraft. Die ersten drei
Protokolle wurden 1980 mit der Konvention an-
genommen: das Protokoll I über nicht entdeck-
bare Splitter, das Protokoll II zu Verbot oder
Beschränkung des Einsatzes von Minen und an-
deren Vorrichtungen zu Land sowie das Proto-
koll III zu Verbot oder Beschränkung des Ein-
satzes von Brandwaffen. Während der Ersten
Überprüfungskonferenz (1995/96) wurden das
Protokoll IV zu Laserblendwaffen und das Pro-
tokoll II in ergänzter Fassung angenommen.
Als einziger NATO-Staat hat die Türkei das
UN-Waffenübereinkommen nur unterzeichnet,
aber nicht ratifiziert, und ist auch keinem der
vier Protokolle beigetreten. Die USA ratifizier-
ten nur die beiden ersten Protokolle und Frank-
reich alle außer dem dritten Protokoll. Im Na-
hen und Mittleren Osten haben die meisten
Konfliktparteien einen Beitritt zu diesem Ver-
trag bisher abgelehnt.
Der Vorbereitungsausschuß hatte mehrere Vor-
schläge von Vertragsstaaten sowie des Interna-
tionalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK)
erörtert. Sie beinhalteten unter anderem eine
Ausdehnung des Wirkungsbereichs auf inner-
staatliche Konflikte sowie Fragen der Vertrags-
einhaltung, der explosiven Hinterlassenschaf-
ten von Kriegen (wie zum Beispiel Splitterbom-
ben), der Minen gegen Fahrzeuge sowie der
Waffen und Munition mit kleinem Kaliber.
In ihrer Schlußerklärung vom 21. Dezember
2001 kamen die Vertragsparteien dann überein,
den Artikel 1 der Konvention dahin gehend 
zu ergänzen, daß diese auch auf innerstaatliche
Konflikte ausgeweitet werden soll. Der Grund
ist die Zunahme derartiger Konflikte, die ernste
humanitäre Probleme verursachen. Diese Aus-
weitung tritt in Kraft, sobald 20 Vertragsstaaten
diese ratifiziert haben (und gilt dann nur für die
Staaten, welche die Vertragsausweitung ratifi-
zieren). Bisher bezieht sich nur das Protokoll II
zu Minen auch auf innerstaatliche Konflikte.
Keine Übereinstimmung konnte zu einem ame-
rikanisch-dänischen Vorschlag erzielt werden,
der ein fünftes Protokoll zu dem UN-Waffen-
übereinkommen hinsichtlich einer Beschrän-
kung des Einsatzes von Minen, die gegen Fahr-
zeuge gerichtet sind, anregte. Vor allem der Ver-
treter Chinas wandte sich aus Gründen der na-
tionalen Sicherheit gegen diese Initiative. Der
Vorschlag hatte sich nicht grundsätzliche gegen
diesen Minentyp ausgesprochen, sondern Selbst-
zerstörungs- und Deaktivierungsmechanismen
für diese Waffen gefordert, was für China und
andere Entwicklungsländer aus Kostengründen
unakzeptabel war, die sich solche ›intelligenten‹
Waffen nicht leisten können. Im Kompromiß
einigten sich die Vertragsparteien auf die Ein-
setzung einer Gruppe von Regierungsexperten,
die 2002 dreimal tagen soll, um nach Wegen für
den Umgang mit explosiven Hinterlassenschaf-
ten von Kriegen und mit Anti-Fahrzeug-Land-
minen zu suchen.

Ferner wurden von den Vertragsparteien fol-
gende Aktivitäten vereinbart:
� Konsultationen über mögliche Optionen, um
die Zustimmung zur Konvention und ihren Pro-
tokollen zu erhöhen,
� Einladung an die Vertragsparteien, Exper-
tengruppen für die Erörterung kleinkalibriger
Waffen und Munition einzuberufen, und
� die Abhaltung eines Treffen der Vertrags-
staaten am 12./13. Dezember 2002 in Genf, um
über Fortschritte bei den verschiedenen The-
menbereichen zu sprechen.

II. Im Rahmen dieser Überprüfungskonferenz
zum UN-Waffenübereinkommen fand am 10.
Dezember 2001 auch die dritte jährliche Konfe-
renz der Vertragsstaaten zu Protokoll II (Verbot
oder Beschränkung des Einsatzes von Minen
und anderen Vorrichtungen zu Land) von 1980
statt, das am 3. Mai 1996 erweitert worden war
und am 3. Dezember 1998 in der ergänzten Fas-
sung in Kraft trat. Im Dezember 2001 zählte die-
ses Protokoll 63 Vertragsstaaten. Die Staaten-
vertreter und ein Sprecher der Internationalen
Kampagne zum Verbot der Landminen (ICBL)
betonten die Notwendigkeit einer universellen
Gültigkeit des Protokolls II. 38 der 63 Vertrags-
staaten hatten einen Jahresbericht zur Umset-
zung des Protokolls vorgelegt.
Außerhalb des Vertragswerks des UN-Waffen-
übereinkommens ist das ›Übereinkommen über
das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von Anti-Per-
sonen-Minen und über deren Vernichtung‹ von
1997 angesiedelt. Es war entstanden, nachdem
die Erste Überprüfungskonferenz des Waffen-
übereinkommens keine Einigung über ein um-
fassendes Verbot der sogenannten Schützenmi-
nen hatte erzielen können (vgl. Hans Günter
Brauch, Aufwind in Ottawa, VN 4/1998 S.
143f.). �

Aufbau abgeschlossen

BENNO PILARDEAUX

Umwelt: 5. Vertragsstaatenkonferenz der
Konvention gegen Desertifikation – Neben-
organ zur Umsetzung beschlossen – Wissen-
schaftliche Beratung reformiert – Öffnung
der GEF in Vorbereitung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Benno 
Pilardeaux, Bekämpfung von Bodenzerstörung
und Armut, VN 2/2001 S. 63ff., fort.)

Mittlerweile 179 Vertragsstaaten (Stand: 1. April
2002) zählt das 1996 in Kraft getretene Über-
einkommen der Vereinten Nationen zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen
Ländern, insbesondere in Afrika (UNCCD). Die
Fünfte Konferenz der Vertragsstaaten des UN-
CCD, die vom 1. bis 13. Oktober 2001 in Genf
stattfand, stand ganz im Zeichen institutionel-
ler Reformen und Neuerungen (Schlußdoku-

ment: UN Doc. ICCD/COP(5)/11/Add.1 v. 13.
11.2001).
Die wichtigsten Entscheidungen betrafen die Ein-
richtung eines neuen Nebenorgans, des ›Aus-
schusses zur regionalen Umsetzung des Über-
einkommens‹ (Committee for the Regional Im-
plementation of the Convention, CRIC), und die
Reform des ›Ausschusses für Wissenschaft und
Technologie‹ (Committee on Science and Tech-
nology, CST). In ihrem Beschluß über den
Zweijahreshaushalt 2002/03 einigten sich die
Vertragsstaaten auf eine Steigerung des Bud-
gets für das in Bonn ansässige UNCCD-Sekre-
tariat (das derzeit 43 Mitarbeiter hat) um 16,5
vH auf 17,9 Mill Euro. Das Tauziehen um das
Haushaltsvolumen verdeutlichte einmal mehr
das unterschiedliche Verständnis, das Nord und
Süd vom UNCCD haben: Während die meisten
Industrieländer den Schwerpunkt der Umset-
zung in der traditionellen bi- und multilateralen
Zusammenarbeit sehen, dringen die Entwick-
lungsländer auf eine Stärkung internationaler
Strukturen, etwa des CRIC, der Regionalbüros
(Regional Coordination Units) oder des soge-
nannten Globalen Mechanismus. Daß es den In-
dustriestaaten dabei in erster Linie um Grund-
satzfragen und weniger um die Höhe der tat-
sächlichen Zahlungen ging, zeigte sich daran,
daß sich die Belastung der einzelnen Vertrags-
parteien auf Grund der Ratifizierung der Kon-
vention durch die Vereinigten Staaten trotz der
Budgeterhöhung verringert.

I. Die wichtigste Änderung in der Struktur des
UNCCD ist die Einrichtung des CRIC. Damit
zieht das UNCCD institutionell mit der Klima-
rahmenkonvention (UNFCCC) gleich, die eben-
falls über ein Nebenorgan zur Umsetzung ver-
fügt. Aufgabe des CRIC wird es sein, die Ver-
wirklichung der Ziele des UNCCD regelmäßig
zu überprüfen und zu bewerten. Der CRIC soll
einmal jährlich bis zu 14 Tage zusammentreten.
Da die Diskussion aller Staatenberichte erfah-
rungsgemäß insgesamt sechs Wochen dauern
würde, rückt das Mandat des CRIC von der Ein-
zelbewertung dieser Berichte ab. Statt dessen
wurde das Sekretariat damit beauftragt, jeweils
eine vorläufige Zusammenstellung und Analyse
zu verfassen, so daß sich der Ausschuß mit den
übergreifenden Fragen der Umsetzung befassen
kann. Die erste Tagung wird vom 18. bis 29.
November 2002 in Bonn stattfinden.
An der Schaffung des CRIC war vor allem den
Entwicklungsländern gelegen; ihr stimmten vie-
le Industriestaaten nur mit Vorbehalten zu, da
der zusätzliche Nutzen dieses Gremiums für die
Umsetzung des UNCCD eher skeptisch beur-
teilt wird. Daher soll spätestens auf der 7. Ver-
tragsstaatenkonferenz, also 2005, auf Grundla-
ge der bis dahin gemachten Erfahrungen das
Mandat des CRIC überprüft werden. Ob mit
diesem neuen Gremium tatsächlich eine umfas-
sende Überprüfung und Bewertung der Wirk-
samkeit des UNCCD gelingt, bleibt abzuwarten
und hängt vor allem von der Gestaltung des Be-
wertungsprozesses ab.
Ein anderes Konfliktfeld sind die vom Sekre-
tariat eingerichteten Regionalbüros (Regional
Coordination Units) zum Beispiel in Mexiko-
Stadt, Bangkok und Abidjan, die vor Ort die
Umsetzung der Ziele des UNCCD unterstützen
sollen. Bisher wurde eine Finanzierung dieser
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Büros durch das Kernbudget seitens der Indu-
strieländer verhindert (sie werden derzeit durch
Treuhandmittel finanziert), da diese ohne Man-
dat der Vertragsstaatenkonferenz eingerichtet
wurden. Viele Industrieländer sehen die Auf-
gabe des globalen Instruments UNCCD nicht
darin, Strukturen auf regionaler oder nationa-
ler Ebene einzurichten und zu finanzieren. In
Genf wurde die Einrichtung dieser Regional-
büros förmlich zur Kenntnis genommen und
beschlossen, über Arbeitsinhalte und Finanzie-
rung in der kommenden Verhandlungsrunde zu
beraten. Erfahrungsgemäß ist ihre künftige In-
stitutionalisierung damit absehbar.

II. Die im Jahre 2000 begonnene Debatte um
eine Reform der wissenschaftlichen Beratung
des UNCCD fand mit den Beschlüssen der 5.
Vertragsstaatenkonferenz ihren vorläufigen Ab-
schluß. Die Arbeitsweise des CST blieb indes
von der Reform unberührt, vielmehr wurden Än-
derungen in der wissenschaftlichen Unterstüt-
zung dieses Ausschusses vereinbart. Bisher soll-
ten die wissenschaftlichen Beiträge in maximal
drei parallel arbeitenden Ad-hoc-Arbeitsgrup-
pen mit bis zu je 12 Mitgliedern geleistet wer-
den. Diese wurden – mit einem verlängerbaren
Mandat – vom CST jeweils für ein Jahr beru-
fen.
Statt der Ad-hoc-Arbeitsgruppen wird es nun
eine ›Expertengruppe‹ mit bis zu 25 Mitglie-
dern geben, deren Mandat vom CST jeweils bis
zu vier Jahren ausgedehnt werden kann. Ob mit
dieser Reform die wissenschaftliche Beratung
des UNCCD verbessert werden kann, bleibt ab-
zuwarten, da die eigentlichen Probleme nicht
angegangen werden. Die Schwächen des CST
und seiner Arbeitsgruppen lagen bisher darin,
daß
� die Themen vom überwiegend politisch be-
setzten CST zu allgemein und zu wenig pro-
blemorientiert gestellt wurden,

� die Auswahl der Kandidaten für die Ad-
hoc-Arbeitsgruppen nur bedingt rein wissen-
schaftlichen Kriterien folgte und kaum inter-
national anerkannte Experten gewonnen wer-
den konnten,
� umfassende Überblicksberichte und Bewer-
tungen durch die relativ kleinen Ad-hoc-Ar-
beitsgruppen kaum geleistet werden konnten,
� eine wissenschaftliche Diskussion im CST
bisher kaum möglich war und
� die eigentliche Stärke des CST nicht ge-
nutzt wurde, nämlich eine Brückenfunktion
zwischen Wissenschaft und Politik einzuneh-
men.
Trotz der beschriebenen strukturellen Mängel
entstanden im Rahmen von Ad-hoc-Arbeits-
gruppen auch vereinzelt sehr beachtenswerte wis-
senschaftliche Berichte, wie etwa des ›Stän-
digen Zwischenstaatlichen Ausschusses über
Dürre und Desertifikation‹ (CILSS) zu den In-
dikatoren der Bodendegradation in Trockenge-
bieten. Ob die Ergebnisse des Berichts systema-
tisch in den UNCCD-Umsetzungsprozeß einge-
bunden werden, bleibt abzuwarten.
Eine vermehrt diskutierte Alternative ist die, die
wissenschaftliche Beratung des UNCCD nach
dem Beispiel der Klimarahmenkonvention zu
gestalten. In diesem Kontext ist der unabhängi-
ge Zwischenstaatliche Ausschuß über Klima-
änderungen (IPCC) beratend tätig. Der CST
hätte bei dieser Variante, ähnlich wie der ent-
sprechende Ausschuß der UNFCCC, die Funk-
tion eines Vermittlers zwischen Wissenschaft
und Politik. Ein in Genf von der ›Gruppe der 77‹
vorgelegter Entscheidungsentwurf zur Einrich-
tung eines ›Zwischenstaatlichen Ausschusses
über Land und Böden‹ durch das UNEP und die
FAO wurde aus formalen Gründen jedoch nicht
verabschiedet.

III. Die meisten Delegierten begrüßten die seit
langem von den Entwicklungsländern geforder-

te und jetzt in Vorbereitung befindliche Einrich-
tung eines eigenen Förderbereichs für die Be-
kämpfung der Desertifikation bei der von der
Weltbank, dem UNEP und dem UNDP getra-
genen Globalen Umweltfazilität (GEF). Über
diesen neuen Schalter wird voraussichtlich im
Oktober 2002 vom Verwaltungsrat der GEF
entschieden. Damit wird die Bodendegradation
in Trockengebieten auch von der GEF als glo-
bales Problem anerkannt. Lange gab es die Auf-
fassung, daß die globalen Bezüge eher indirekt
sind und sowohl die Wirkungen als auch der
Handlungsbedarf sich im wesentlichen auf die
einzelstaatliche Ebene beschränken. Die GEF
unterstützt die Entwicklungsländer (und teil-
weise auch osteuropäische Transformationslän-
der) aber nur bei Maßnahmen zur Bewältigung
globaler Umweltveränderungen und erstattet 
dabei die sogenannten Zusatzkosten (incremen-
tal costs). Daher wurden für das UNCCD bis-
her direkt keine Mittel durch die GEF bereitge-
stellt.
Trotz dieser Neuerung wird der ›Globale Me-
chanismus‹ des UNCCD (mit derzeit 14 Mitar-
beitern) weiterhin bestehen bleiben. Er hat die
Aufgabe, über vorhandene Mittel zu informie-
ren. Aus der Sicht vieler Praktiker nimmt dieser
auch nach der Öffnung der GEF für die Deserti-
fikationsbekämpfung eine unverzichtbare Funk-
tion ein, da viele Länder mit der Suche und Be-
antragung neuer Finanzierungsquellen überfor-
dert sind. Dies wird sich durch den direkten Zu-
gang zu GEF-Mitteln verstärken, da das An-
tragsverfahren als aufwendig und kompliziert
bekannt ist. Dabei müssen die Empfängerstaa-
ten die Mehrkosten nachweisen, die bei der Be-
kämpfung als global eingestufter Umweltpro-
bleme entstehen.
Der Globale Mechanismus ist das Ergebnis ei-
nes Interessenkonflikts zwischen Industrie- und
Entwicklungsländern. Bei der Aushandlung des
UNCCD ging es aus der Sicht der Industrielän-
der darum, einen eigenen Finanzierungsmecha-
nismus für das UNCCD analog zur GEF zu ver-
hindern. Begründet wurde dies mit dem Hin-
weis auf bestehende Instrumente der bi- und
multilateralen Zusammenarbeit, über die die
Bekämpfung der Desertifikation seit langem fi-
nanziert wird. Angesichts dieser Konfliktlage
war es kaum verwunderlich, daß seit der Ein-
richtung des Globalen Mechanismus immer
wieder ein Streit um die Deutung seiner Aufga-
ben entstand. Aus der Sicht der Entwicklungs-
länder war der Globale Mechanismus das Fi-
nanzierungsinstrument des UNCCD, die Indu-
strieländer betonten dagegen seine Funktion als
Informationsinstrument. Mit der Öffnung der
GEF wird dieser Deutungsdisput nun endgültig
begraben. Der Zugang zur GEF hat indes vor al-
lem symbolischen Wert, da indirekt bereits seit
1996 Maßnahmen zur Desertifikationsbekämp-
fung finanziert werden können, wenn Klima-
oder Biodiversitätsschutz betroffen sind. Der ei-
gentliche Gewinn liegt darin, daß bei Bestehen
eines eigenen Förderbereiches die Staatenbe-
richte durch die GEF finanziert werden.

IV. Während der Phase der Konferenz, an der
die Fachminister teilnahmen, wurde erstmals
auch ein offener Dialog über den Beitrag des
UNCCD zur Armutsbekämpfung geführt. Die
Ergebnisse der Debatte fließen in die Vorberei-
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tung des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung ein, der vom 26. August bis zum 4. Sep-
tember in Johannesburg stattfinden wird. Dabei
wird unter anderem hervorgehoben,
� daß der zur Bewältigung der Querschnitts-
aufgabe Armuts- und Desertifikationsbekämp-
fung notwendige sektorübergreifende Ansatz
für viele Länder die eigentliche Herausforde-
rung darstellt,
� daß Investitionen in die Landwirtschaft we-
nig Aussicht auf Erfolg haben, wenn es an
grundlegender Infrastruktur fehlt,
� daß eine armutsorientierte Politik zuerst die
Handlungskapazitäten der Armen stärken muß
(empowerment),
� daß der mangelnde Zugang zu produktiven
Ressourcen und alternativen Einkommensmög-
lichkeiten nach wie vor ein Kernproblem dar-
stellt,
� daß mehr Kohärenz in den nationalen Poli-
tiken im Kampf gegen Armut und Desertifikati-
on notwendig ist.

V. Die Entwicklungsländer konnten mit Ab-
schluß der Fünften Konferenz der Vertragsstaa-
ten nahezu alle Forderungen durchsetzen, die
aus ihrer Sicht zur institutionellen Konsolidie-
rung des UNCCD notwendig waren. Bereits 
seit der ersten derartigen Zusammenkunft 1997
zeichnete sich ab, daß sie schrittweise viele ih-
rer Interessen durchsetzen würden. Dazu beige-
tragen hat vor allem, daß nach Ansicht vieler
Beobachter der Norden kaum Alternativen zu den
Vorschlägen des Südens entwickelte und über-
wiegend reaktiv handelte. Inwieweit sich die-
se nun weitgehend ausgehandelte Struktur des
UNCCD bewährt, bleibt abzuwarten und hängt
auch davon ab, wie wirksam die einzelnen Gre-
mien arbeiten und zusammenarbeiten.
Entscheidend für die Bewertung der Wirksam-
keit des UNCCD wird letztlich sein, ob sich da-
mit die Lebenssituation der von Armut und De-
sertifikation betroffenen Menschen verbessern
läßt. Weitere Reformen könnten erforderlich
sein, wenn sich der im Jahre 2000 mit der Ver-
abschiedung einer neuen regionalen Anlage für
die »mittel- und osteuropäischen Staaten« ange-
stoßene Globalisierungsprozeß des UNCCD
über die Trockengebiete hinaus weiter fortsetzt.
Für die nächsten Weichenstellungen bleiben
noch mindestens eineinhalb Jahre Zeit. Da die
Vertragsstaaten des UNCCD künftig im Zwei-
jahresturnus zusammentreten werden, wird ihre
nächste Konferenz erst im Oktober 2003 statt-
finden. Tagungsort wird wohl Bonn sein. �
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56. Generalversammlung: Kaum Fortschrit-
te bei Verhandlungen über umfassende Ter-
rorismuskonvention – Tatbestand terrori-
stischer Handlungen definiert – Frage des
›Staatsterrorismus‹ – Hintergrund Nahost-
konflikt

(Vgl. auch Jasper Finke / Christiane Wand-
scher, Terrorismusbekämpfung jenseits mili-
tärischer Gewalt. Ansätze der Vereinten Natio-
nen zur Verhütung und Beseitigung des interna-
tionalen Terrorismus, VN 5/2001 S. 168ff.)

Die Befassung der Weltorganisation mit den
Akten und Erscheinungsformen des interna-
tionalen Terrorismus reicht Jahrzehnte zurück;
mit den Terrorschlägen des 11. September 2001
stellte sich somit eine alte Frage neu. Im letzten
Herbst bestand am Sitz der Vereinten Nationen
die Erwartung, in Anbetracht der aktuellen Er-
eignisse rasch zu einer Einigung über ein um-
fassendes Übereinkommen über den internatio-
nalen Terrorismus gelangen zu können. Diese
Hoffnung hat getrogen, da die grundsätzlichen
Auffassungsunterschiede darüber, was als ›Ter-
rorismus‹ zu definieren sei und wer als ›Terro-
rist‹ zu gelten habe, bisher nicht überwunden
werden konnten.

I. Seit dem Jahr 2000 liegt dem für Rechtsfra-
gen zuständigen 6. Hauptausschuß der General-
versammlung ein Entwurf Indiens für ein um-
fassendes Übereinkommen zum Terrorismus vor.
Behandelt wird er in einer Arbeitsgruppe dieses
Hauptausschusses und in dem mit Resolution
51/210 vom 17. Dezember 1996 eingerichteten,
allen Staaten offenstehenden Ad-hoc-Ausschuß,
in dem auch das – entgegen der Mitteilung in
VN 5/2001 S. 170 – bereits seit dem 23. Mai
2001 in Kraft befindliche ›Internationale Über-
einkommen zur Bekämpfung terroristischer
Bombenanschläge‹ (Text: VN 1/1999 S. 34ff.)
und das am 10. April 2002 in Kraft getretene
›Internationale Übereinkommen zur Bekämp-
fung der Finanzierung des Terrorismus‹ (Text:
VN 1/2001 S. 21ff.) vorbereitet wurden.
Aufbauend auf einem allgemeingültigen Straf-
tatbestand terroristischer Handlungen soll das
von Indien vorgeschlagene künftige völker-
rechtliche Instrument zur strafrechtlichen Zu-
sammenarbeit die bereits vorhandenen Konven-
tionen zur Bekämpfung spezieller Formen des
Terrorismus ergänzen. Einige Entwicklungslän-
der wollen dem neuen Vertragswerk dabei Vor-
rang vor den Spezialkonventionen einräumen,
um die zum großen Teil noch ausstehenden Ra-
tifizierungsprozesse auf ein Abkommen zu be-
schränken. Die Mehrheit der Staaten ist demge-
genüber jedoch bestrebt, die Errungenschaften
der Spezialkonventionen zu wahren. Dem um-
fassenden Übereinkommen solle ihrer Ansicht
nach nur eine Auffangfunktion zukommen, um
die Strafbarkeit jeglicher terroristischer Akti-
vitäten zu gewährleisten.
Während die einzelnen Konventionen zur Be-
kämpfung spezifischer Begehensweisen terro-
ristischer Aktivitäten relativ zügig verhandelt
wurden, konnten die Arbeiten an dem umfas-
senden Übereinkommen in der Arbeitsgruppe
des 6. Hauptausschusses sowie in dem Ad-hoc-
Ausschuß bislang wegen der unterschiedlichen
Auffassungen zu ihrem Anwendungsbereich
nicht abgeschlossen werden.
Unter dem Eindruck der Terrorschläge des 11.
September schien es in der Verhandlungsrunde
der Arbeitsgruppe vom 15. bis 27. Oktober
2001 zunächst, als ob ein Durchbruch erzielt
werden könne. In einer von Kompromißbereit-
schaft geprägten Atmosphäre haben es die Ver-

handlungsführer in der ersten Woche geschafft,
die meisten offengebliebenen Rechtsfragen zu
klären. Entstanden ist ein Text, der nach dem
auch in den Spezialkonventionen angewandten
Prinzip ›aut dedere aut judicare‹ – entweder
Ahndung terroristischer Aktivitäten vor Ort oder
Auslieferung der verdächtigen Personen – eine
juristische Handhabung der Bedrohung durch
den Terrorismus allgemein verspricht.

II. Insbesondere ist es den Verhandlungsführern
gelungen, in Artikel 2 Absatz 1 des überarbeite-
ten Entwurfs (UN Doc. A/C.6/56/WG.1/CRP.5/
Add.5) den Tatbestand terroristischer Hand-
lungen zu formulieren. Danach gilt eine Person
im Sinne der Konvention als Terrorist, wenn sie
vorsätzlich und rechtswidrig jemanden tötet
oder schwer verletzt, öffentliches oder priva-
tes Eigentum oder die Umwelt schwerwiegend
schädigt oder wenn die einfache Schädigung
dieser Sachgüter durch die Person gravierende
ökonomische Verluste zur Folge hat. Darüber
hinaus muß die Handlung auf Grund ihres We-
sens oder der Umstände darauf abzielen, eine
Bevölkerungsgruppe einzuschüchtern oder eine
Regierung oder eine internationale Organisati-
on zu einem Tun oder Unterlassen zu nötigen.
In den Absätzen 2 und 3 werden die Androhung
beziehungsweise der Versuch solcher Handlun-
gen erfaßt. Abs. 4 regelt die Strafbarkeit der
Teilnahmeformen.
Mit der Einigung über die Formulierung des Tat-
bestands terroristischer Handlungen schien es
gelungen, das Problem der Definition des Ter-
rorismus als Phänomen zu umschiffen. Politisch
brisant wäre eine solche Definition insbeson-
dere wegen der seit 1972 in der Generalver-
sammlung umstrittenen Fragen, ob einerseits
bestimmte Formen des gewaltsamen Wider-
stands – zum Beispiel im Kontext von Befrei-
ungskämpfen – aus der Begriffsbestimmung aus-
genommen und andererseits Akte von ›Staats-
terrorismus‹ erfaßt werden sollten.
Im weiteren Verlauf der Verhandlungen wurde
jedoch deutlich, daß die Einigung über den Tat-
bestand terroristischer Handlungen das Pro-
blem nicht lösen konnte. Die Diskussion um die
alte politische Streitfrage nach der Legitimität
von Befreiungskämpfen oder Kämpfen gegen
fremde Besetzung wurde lediglich aus dem Tat-
bestandsartikel in denjenigen Artikel des Über-
einkommens verlagert, der sich mit Ausnahme-
tatbeständen zur Anwendbarkeit des Überein-
kommens beschäftigt (Art. 18).
Der Entwurf dieses Artikels sieht zunächst vor,
daß die Konvention die sonstigen Rechte und
Pflichten von Staaten und Einzelpersonen nach
dem Völkerrecht, insbesondere den Zielen der
Charta der Vereinten Nationen und dem huma-
nitären Völkerrecht, unberührt läßt. Aus dem
Anwendungsbereich des Vertragswerks ausge-
nommen werden die Aktivitäten von Streitkräf-
ten in bewaffneten Konflikten, soweit sie vom
humanitären Völkerrecht erfaßt werden. Ergänzt
werden die Ausnahmetatbestände schließlich um
eine Klausel, die Handlungen des Militärs in Aus-
übung seiner Pflicht ausnimmt, soweit diese an-
deren Regeln des internationalen Rechts unter-
fallen.
Vor dem Hintergrund der Befürchtung, Israel
könne die Konvention als politische Waffe ge-
gen den Kampf der Palästinenser verwenden,
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beharrten insbesondere Ägypten und Syrien na-
mens der Organisation der Islamischen Konfe-
renz (OIC) gegen den Widerstand der Vereinig-
ten Staaten darauf, Befreiungskämpfe explizit
in die Ausnahmetatbestände des Art. 18 aufzu-
nehmen. An diesem Punkt politisierten sich die
Verhandlungen zunehmend; juristisch gesehen
würden sich Befreiungskämpfe als Aktivitäten
nichtstaatlicher Streitkräfte in bewaffneten Kon-
flikten unter den Ausnahmetatbestand in der
Form des Entwurfes subsumieren lassen, soweit
sie vom humanitären Völkerrecht erfaßt wä-
ren.
Auch ein von der Europäischen Union vorge-
schlagener Kompromiß konnte diese Frontstel-
lung nicht durchbrechen. Der EU-Vorschlag
sah vor, in Art. 18 durch Bestätigung des Selbst-
bestimmungsrechts der Völker klarzustellen,
daß dieses von dem umfassenden Übereinkom-
men grundsätzlich nicht in Frage gestellt wird.
Damit wäre man der Forderung der OIC in-
soweit entgegengekommen, als Völkern das
Recht zum Kampf gegen fremde Besetzung
nicht abgesprochen würde, ohne andererseits
die USA und Israel durch eine ausdrückliche
Legitimierung aller im Zuge von Befreiungs-
kämpfen begangenen Gewalttaten zu brüskieren.

III. Um den Verhandlungsdruck für dieses po-

litisch so bedeutende Vorhaben aufrechtzuer-
halten, hat sich Generalsekretär Kofi Annan am
5. und 7. November 2001 in die Verhandlungen
eingeschaltet und mit den Botschaftern einer
kleinen, aber repräsentativen Kontaktgruppe ge-
sprochen. Während die Vereinigten Staaten den
vorliegenden Kompromißentwurf schließlich ak-
zeptierten, haben die Mitgliedstaaten der OIC
ihre Position weiter verhärtet und sich auf ihre
Maximalforderungen zu Art. 18 zurückgezo-
gen. Neben der generellen Nichtanwendung des
umfassenden Übereinkommens auf Befreiungs-
kämpfe fordern sie nunmehr erneut, daß der
Ausnahmetatbestand nicht nur Streitkräfte, son-
dern allgemein Parteien in bewaffneten Kon-
flikten zu erfassen habe. Damit würden alle Ar-
ten bewaffneter Auseinandersetzungen aus dem
Anwendungsbereich der Konvention fallen.
Wohl mit Blick auf das israelische Vorgehen 
in den palästinensischen Gebieten wollen sie
schließlich Art. 18 derart formulieren, daß die
Konvention nicht bereits insofern auf diese be-
waffneten Auseinandersetzungen keine An-
wendung findet, als sie vom humanitären Völ-
kerrecht erfaßt werden. Vielmehr wollen sie be-
waffnete Konflikte nur in den Fällen von dem
Anwendungsbereich der umfassenden Überein-
kommen ausschließen, in denen sie im Einklang
mit dem humanitären Völkerrecht ausgetragen

werden – eine Forderung, die insbesondere für
die USA inakzeptabel ist.
Auch in den jüngsten Verhandlungen der Ar-
beitsgruppe des 6. Hauptausschusses vom 25.
Januar bis zum 1. Februar 2002 sind die Mit-
glieder der OIC von diesen Forderungen nicht
abgewichen. Wieder auf dem Tisch ist auch die
Streitfrage der Einbeziehung von Staatsterro-
rismus, die die OIC-Staaten durch ihre Forde-
rung einer entsprechenden Definition anstre-
ben. Hintergrund ist der Wunsch, Staaten mit
Hilfe der Konvention des Terrorismus anpran-
gern zu können. Dies wäre allerdings mit dem
Charakter des umfassenden Übereinkommens
als einem völkerrechtlichen Instrument zur straf-
rechtlichen Zusammenarbeit nicht vereinbar,
denn nur Personen, nicht aber Staaten, können
ausgeliefert werden.

Ob bei der für Oktober 2002 anberaumten 
Fortsetzung der Verhandlungen der gewünschte
Durchbruch erzielt werden kann, hängt ange-
sichts der Politisierung der Diskussion entschei-
dend von den Entwicklungen im Nahen Osten
ab. Eine deutliche Entspannung des israelisch-
palästinensischen Konflikts könnte somit auch
zur Annahme eines wichtigen Instruments für
den mit rechtlichen Mitteln erfolgenden Kampf
gegen den Terrorismus führen. �
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SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Vorläufige
politische Regelungen in Afghanistan. – Reso-
lution 1383(2001) vom 6. Dezember 2001

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seiner Resolu-
tion 1378(2001) vom 14. November 2001,

– sowie in Bekräftigung seines nachdrücklichen
Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und nationa-
len Einheit Afghanistans,

– unter nachdrücklichem Hinweis auf das unver-
äußerliche Recht des afghanischen Volkes, frei
über seine eigene politische Zukunft zu bestim-
men,

– entschlossen, dem Volk Afghanistans dabei be-
hilflich zu sein, die tragischen Konflikte in Af-
ghanistan zu beenden und die nationale Aus-
söhnung, einen dauerhaften Frieden, Stabilität
und die Achtung der Menschenrechte zu för-
dern, sowie mit der internationalen Gemein-
schaft zusammenzuarbeiten, um der Nutzung
Afghanistans als Basis für den Terrorismus ein
Ende zu setzen,

– mit Genugtuung über das Schreiben des Gene-
ralsekretärs vom 5. Dezember 2001, mit dem
der Rat von der am 5. Dezember 2001 in Bonn
erfolgten Unterzeichnung des Abkommens über

5. fordert alle afghanischen Gruppen auf, den
vollen und ungehinderten Zugang der huma-
nitären Hilfsorganisationen zu den notleiden-
den Menschen zu unterstützen und die Sicher-
heit der humanitären Helfer zu gewährleisten;

6. fordert alle bilateralen und multilateralen Ge-
ber auf, in Abstimmung mit dem Sonderbe-
auftragten des Generalsekretärs, den Organen
der Vereinten Nationen und allen afghanischen
Gruppen die von ihnen gemachten Zusagen 
für Hilfe bei der Normalisierung, Wiederher-
stellung und dem Wiederaufbau Afghanistans,
im Benehmen mit der Übergangsbehörde und
solange die afghanischen Gruppen ihre Ver-
pflichtungen erfüllen, zu bekräftigen, auszu-
weiten und zu erfüllen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Genehmi-
gung der Einrichtung der Internationalen
Sicherheitsbeistandstruppe in Afghanistan. –
Resolution 1386 (2001) vom 20. Dezember
2001

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seiner Resolu-

vorläufige Regelungen in Afghanistan bis zur
Wiedereinsetzung dauerhafter Regierungsin-
stitutionen (S/2001/1154) in Kenntnis gesetzt
wird,

– feststellend, daß die vorläufigen Regelungen
der erste Schritt zur Einrichtung einer auf brei-
ter Grundlage stehenden, gleichberechtigungs-
orientierten, multiethnischen und allseitig re-
präsentativen Regierung sein sollen,

1. macht sich das Abkommen über vorläufige Re-
gelungen in Afghanistan bis zur Wiedereinset-
zung dauerhafter Regierungsinstitutionen, von
dem er in dem Schreiben des Generalsekretärs
vom 5. Dezember 2001 in Kenntnis gesetzt
wurde, zu eigen;

2. fordert alle afghanischen Gruppen auf, das Ab-
kommen vollinhaltlich durchzuführen, indem
sie insbesondere mit der Interimsbehörde, die
am 22. Dezember 2001 ihre Tätigkeit aufneh-
men soll, voll zusammenarbeiten;

3. bekräftigt seine volle Unterstützung für den
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs und
unterstützt die ihm in Anlage 2 des Abkom-
mens übertragenen Aufgaben;

4. erklärt seine Bereitschaft, auf der Grundlage ei-
nes Berichts des Generalsekretärs weitere Maß-
nahmen zu ergreifen, um die mit dem Abkom-
men geschaffenen Übergangsinstitutionen zu
unterstützen und zu gegebener Zeit die Durch-
führung des Abkommens und seiner Anlagen
zu unterstützen;
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tionen 1378(2001) vom 14. November 2001
und 1383(2001) vom 6. Dezember 2001,

– in Unterstützung der internationalen Bemühun-
gen zur Ausrottung des Terrorismus, in Über-
einstimmung mit der Charta der Vereinten Na-
tionen, sowie in Bekräftigung seiner Resolutio-
nen 1368(2001) vom 12. September 2001 und
1373(2001) vom 28. September 2001,

– mit Genugtuung über die Entwicklungen in 
Afghanistan, die es allen Afghanen erlauben
werden, frei von Unterdrückung und Terror 
unveräußerliche Rechte und Freiheit zu ge-
nießen,

– in Anerkennung dessen, daß die Afghanen
selbst dafür verantwortlich sind, für Sicherheit
und Recht und Ordnung im gesamten Land zu
sorgen,

– erneut erklärend, daß er sich das am 5. Dezem-
ber 2001 in Bonn unterzeichnete Abkommen
über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis
zur Wiedereinsetzung dauerhafter Regierungs-
institutionen (S/2001/1154) (Abkommen von
Bonn) zu eigen macht,

– Kenntnis nehmend von dem Ersuchen an den
Sicherheitsrat in Anlage 1 Absatz 3 des Ab-
kommens von Bonn, die Genehmigung der bal-
digen Verlegung einer internationalen Sicher-
heitstruppe nach Afghanistan zu prüfen, sowie
von der Unterrichtung durch den Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs vom 14. Dezem-
ber 2001 über seine Kontakte mit den afghani-
schen Behörden, worin diese die Verlegung ei-
ner von den Vereinten Nationen genehmigten
internationalen Sicherheitstruppe nach Afgha-
nistan begrüßen,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben von Dr.
Abdullah Abdullah an den Präsidenten des Si-
cherheitsrats, datiert vom 19. Dezember 2001
(S/2001/1223),

– mit Genugtuung über das Schreiben des Mi-
nisters für auswärtige Angelegenheiten und
Commonwealth-Fragen des Vereinigten Köni-
greichs Großbritannien und Nordirland an den
Generalsekretär vom 19. Dezember 2001 (S/
2001/1217) und Kenntnis nehmend von dem
darin enthaltenen Angebot des Vereinigten Kö-
nigreichs, bei der Organisation und dem Kom-
mando einer Internationalen Sicherheitsbei-
standstruppe die Führung zu übernehmen,

– betonend, daß alle afghanischen Truppen ihre
Verpflichtungen nach dem Recht der Menschen-
rechte, einschließlich der Achtung der Rechte
der Frauen, und nach dem humanitären Völker-
recht streng einhalten müssen,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und nationalen Ein-
heit Afghanistans, 

– feststellend, daß die Situation in Afghanistan
weiterhin eine Bedrohung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit darstellt,

– entschlossen, die vollinhaltliche Durchführung
des Mandats der Internationalen Sicherheits-
beistandstruppe in Abstimmung mit der in dem
Abkommen von Bonn eingesetzten Afghani-
schen Interimsbehörde sicherzustellen, 

– aus diesen Gründen tätig werdend nach Kapitel
VII der Charta der Vereinten Nationen, 

1. genehmigt, wie in Anlage 1 des Abkommens
von Bonn vorgesehen, die Einrichtung einer In-
ternationalen Sicherheitsbeistandstruppe für ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten, um die Af-
ghanische Interimsbehörde bei der Aufrechter-
haltung der Sicherheit in Kabul und seiner Um-
gebung zu unterstützen, damit die Afghanische
Interimsbehörde wie auch das Personal der Ver-

einten Nationen in einem sicheren Umfeld tätig
sein können;

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, Personal, Aus-
rüstung und andere Ressourcen zu der Interna-
tionalen Sicherheitsbeistandstruppe beizutra-
gen, und bittet diese Mitgliedstaaten, die Füh-
rung der Truppe und den Generalsekretär zu
unterrichten;

3. ermächtigt die an der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe teilnehmenden Mitglied-
staaten, alle zur Erfüllung ihres Mandats not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen;

4. fordert die Internationale Sicherheitsbeistands-
truppe auf, bei der Durchführung des Mandats
der Truppe in enger Abstimmung mit der Af-
ghanischen Interimsbehörde sowie mit dem Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs zu arbei-
ten;

5. fordert alle Afghanen auf, mit der Internatio-
nalen Sicherheitsbeistandstruppe und den zu-
ständigen internationalen staatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen zusammenzuarbei-
ten, und nimmt davon Kenntnis, daß sich die
Parteien des Abkommens von Bonn verpflich-
tet haben, alle ihnen zur Verfügung stehenden
Mittel und Einflußmöglichkeiten aufzubieten,
um die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des
gesamten Personals der Vereinten Nationen
und des gesamten sonstigen Personals der in-
ternationalen staatlichen und nichtstaatlichen
Organisationen, das in Afghanistan eingesetzt
ist, zu gewährleisten;

6. nimmt Kenntnis von der Zusage der afghani-
schen Parteien des Abkommens von Bonn in
Anlage 1 des Abkommens, alle militärischen
Einheiten aus Kabul abzuziehen, und fordert
sie auf, diese Zusage in Zusammenarbeit mit
der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe
zu verwirklichen;

7. legt den Nachbarstaaten und den anderen Mit-
gliedstaaten nahe, der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe die erforderliche Hilfe zu
gewähren, um die sie gebeten werden, nament-
lich die Gewährung von Überfluggenehmigun-
gen und des Transits; 

8. unterstreicht, daß die Kosten für die Interna-
tionale Sicherheitsbeistandstruppe von den be-
troffenen teilnehmenden Mitgliedstaaten getra-
gen werden, ersucht den Generalsekretär, einen
Treuhandfonds einzurichten, über den Beiträge
an die betroffenen Mitgliedstaaten oder Ein-
sätze weitergeleitet werden könnten, und er-
mutigt die Mitgliedstaaten, zu einem solchen
Fonds beizutragen;

9. ersucht die Führung der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe, über den Generalsekretär
regelmäßige Berichte über die Fortschritte bei
der Durchführung ihres Mandats vorzulegen;

10. fordert die an der Internationalen Sicherheits-
beistandstruppe teilnehmenden Mitgliedstaa-
ten auf, Unterstützung zu gewähren, um der
Afghanischen Interimsbehörde bei der Aufstel-
lung und Ausbildung neuer afghanischer Si-
cherheits- und Streitkräfte behilflich zu sein;

11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 11. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/74)

Am 11. Januar 2002 prüften die Mitglieder des Si-
cherheitsrats im Rahmen informeller Konsultatio-

nen ein Ersuchen der Übergangsverwaltung Af-
ghanistans vom 10. Januar 2002, die Zentralbank
Afghanistans (Da Afghanistan Bank) von der kon-
solidierten Liste des Ausschusses nach Resolution
1267(1999) des Sicherheitsrats vom 15. Oktober
1999 betreffend Afghanistan zu streichen. Die
konsolidierte Liste bezeichnet unter anderem die
Personen und Einrichtungen, deren Gelder und Fi-
nanzmittel gemäß Ziffer 4 b) dieser Resolution
eingefroren werden sollen. Unter Berücksichti-
gung des dringenden Bedarfs der Übergangsver-
waltung an Finanzmitteln zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen und in Anbetracht dessen, daß die
Zentralbank Afghanistans nicht mehr von den Ta-
liban kontrolliert wird, haben die Ratsmitglieder
beschlossen, die Zentralbank Afghanistans (Da
Afghanistan Bank) gemäß dem Mandat des Aus-
schusses nach Ziffer 4 b) der Resolution von der
konsolidierten Liste zu streichen, ohne damit ei-
nen Präzedenzfall für die Zukunft zu schaffen und
unbeschadet der Verantwortlichkeiten des Aus-
schusses nach Resolution 1267(1999). Dement-
sprechend ist die Zentralbank Afghanistans (Da
Afghanistan Bank) mit Wirkung vom 11. Januar
2002, 13.00 Uhr, von der konsolidierten Liste des
Ausschusses gestrichen.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Modifika-
tionen der gegen die afghanischen Taliban ver-
hängten Maßnahmen. – Resolution 1388(2002)
vom 15. Januar 2002

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1267

(1999) vom 15. Oktober 1999 und 1333(2000)
vom 19. Dezember 2000,

– feststellend, daß die Fluggesellschaft Ariana Af-
ghan Airlines nicht mehr im Eigentum der Ta-
liban steht, daß ihre Luftfahrzeuge nicht mehr
von den Taliban oder in ihrem Namen geleast
oder betrieben werden und daß sich ihre Gelder
und anderen Finanzmittel weder unmittelbar
noch mittelbar im Eigentum der Taliban befin-
den oder von ihnen kontrolliert werden,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, daß die Bestimmungen der Ziffer 4
a) und b) der Resolution 1267(1999) nicht auf
Luftfahrzeuge der Ariana Afghan Airlines oder
auf deren Gelder und andere Finanzmittel An-
wendung finden;

2. beschließt, die mit Ziffer 8 b) der Resolution
1333(2000) getroffene Maßnahme zu beenden;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Modifika-
tionen der gegen die afghanischen Taliban ver-
hängten Maßnahmen. – Resolution 1390(2002)
vom 16. Januar 2002

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1267

(1999) vom 15. Oktober 1999, 1333(2000)
vom 19. Dezember 2000 und 1363(2001) vom
30. Juli 2001,

– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen
über Afghanistan, insbesondere der Resolutio-
nen 1378(2001) vom 14. November 2001 und
1383(2001) vom 6. Dezember 2001,
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– sowie in Bekräftigung seiner Resolutionen
1368(2001) vom 12. September 2001 und 1373
(2001) vom 28. September 2001 und mit dem
erneuten Ausdruck seiner Unterstützung für die
internationalen Bemühungen zur Ausrottung
des Terrorismus, im Einklang mit der Charta
der Vereinten Nationen,

– in Bekräftigung seiner unmißverständlichen
Verurteilung der Terroranschläge, die am 11.
September 2001 in New York, Washington
und Pennsylvania stattfanden, mit dem Aus-
druck seiner Entschlossenheit, alle derartigen
Handlungen zu verhindern, im Hinblick auf die
fortgesetzten Aktivitäten Usama Bin Ladens
und des Al-Qaida-Netzwerks zur Unterstüt-
zung des internationalen Terrorismus sowie mit
dem Ausdruck seiner Entschlossenheit, dieses
Netzwerk auszulöschen,

– davon Kenntnis nehmend, daß Usama Bin La-
den und seine Verbündeten von den Vereinig-
ten Staaten von Amerika unter anderem für die
Bombenanschläge vom 7. August 1998 auf die
Botschaften der Vereinigten Staaten in Nairobi
(Kenia) und Daressalam (Tansania) unter An-
klage gestellt wurden,

– feststellend, daß die Taliban auf die in Ziffer 13
der Resolution 1214(1998) vom 8. Dezember
1998, Ziffer 2 der Resolution 1267(1999) und
in den Ziffern 1, 2 und 3 der Resolution 1333
(2000) enthaltenen Forderungen nicht reagiert
haben,

– die Taliban dafür verurteilend, daß sie die Nut-
zung Afghanistans als Basis für die Ausbil-
dung von Terroristen und für terroristische Tä-
tigkeiten, namentlich auch für den Export des
Terrorismus durch das Al-Qaida-Netzwerk und
andere terroristische Gruppen, zugelassen ha-
ben und daß sie ausländische Söldner für feind-
selige Handlungen im Hoheitsgebiet Afghani-
stans eingesetzt haben,

– unter Verurteilung des Al-Qaida-Netzwerks und
der anderen mit ihm verbündeten terroristi-
schen Gruppen für die vielfachen kriminellen
und terroristischen Handlungen mit dem Ziel,
den Tod zahlreicher unschuldiger Zivilperso-
nen und die Zerstörung von Sachwerten zu ver-
ursachen,

– ferner bekräftigend, daß Akte des internationa-
len Terrorismus eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit darstel-
len,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, die mit Ziffer 8 c) der Resolution
1333(2000) verhängten Maßnahmen fortzuset-
zen, und nimmt Kenntnis von der weiteren An-
wendung der mit Ziffer 4 b) der Resolution
1267(1999) verhängten Maßnahmen, im Ein-
klang mit der nachfolgenden Ziffer 2, und be-
schließt, die mit Ziffer 4 a) der Resolution 1267
(1999) verhängten Maßnahmen zu beenden;

2. beschließt, daß alle Staaten im Hinblick auf
Usama Bin Laden, Mitglieder der Al-Qaida-Or-
ganisation und der Taliban sowie andere mit ih-
nen verbündete Einzelpersonen, Gruppen, Un-
ternehmen und Institutionen auf der entspre-
chend den Resolutionen 1267(1999) und 1333
(2000) aufgestellten Liste, die von dem Aus-
schuß nach Resolution 1267(1999) (im folgen-
den als ›Ausschuß‹ bezeichnet) regelmäßig zu
aktualisieren ist, die folgenden Maßnahmen er-
greifen werden:
a) die Gelder und anderen finanziellen Ver-

mögenswerte oder wirtschaftlichen Res-
sourcen dieser Einzelpersonen, Gruppen,
Unternehmen und Institutionen unverzüg-

lich einzufrieren, einschließlich der Gelder,
die aus Vermögensgegenständen stammen,
die ihnen gehören oder die direkt oder in-
direkt von ihnen oder von Personen, die 
in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung
handeln, kontrolliert werden, sowie sicher-
zustellen, daß weder diese noch irgendwel-
che anderen Gelder, finanziellen Vermö-
genswerte oder wirtschaftlichen Ressour-
cen von ihren Staatsangehörigen oder von
in ihrem Hoheitsgebiet befindlichen Perso-
nen direkt oder indirekt zugunsten solcher
Personen zur Verfügung gestellt werden;

b) die Einreise dieser Einzelpersonen in oder
ihre Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu
verhindern, mit der Maßgabe, daß diese
Bestimmung keinen Staat dazu verpflich-
tet, seinen eigenen Staatsangehörigen die
Einreise in sein Hoheitsgebiet zu verwei-
gern oder ihre Ausreise zu verlangen, und
daß diese Bestimmung keine Anwendung
findet, wenn die Ein- oder Durchreise zur
Durchführung eines Gerichtsverfahrens er-
forderlich ist oder wenn der Ausschuß,
stets im Einzelfall, feststellt, daß die Ein-
oder Durchreise gerechtfertigt ist;

c) zu verhindern, daß diesen Einzelpersonen,
Gruppen, Unternehmen und Institutionen
von ihrem Hoheitsgebiet aus oder durch ih-
re Staatsangehörigen außerhalb ihres Ho-
heitsgebiets oder durch Schiffe oder Luft-
fahrzeuge, die ihre Flagge führen, Rüstungs-
güter und sonstiges Wehrmaterial jeder Art,
einschließlich Waffen und Munition, mili-
tärische Fahrzeuge und Ausrüstungsgegen-
stände, paramilitärische Ausrüstung, ent-
sprechende Ersatzteile sowie technische Be-
ratung, Hilfe oder Ausbildung hinsichtlich
militärischer Aktivitäten auf direktem oder
indirektem Wege geliefert, verkauft oder
übertragen werden;

3. beschließt, daß die in den Ziffern 1 und 2 ge-
nannten Maßnahmen in 12 Monaten überprüft
werden und daß der Rat am Ende dieses Zeit-
raums entweder die Fortsetzung dieser Maß-
nahmen genehmigen oder ihre Verbesserung
beschließen wird, eingedenk der Grundsätze
und Ziele dieser Resolution;

4. erinnert daran, daß alle Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sind, die Resolution 1373(2001) voll-
inhaltlich durchzuführen, so auch im Hinblick
auf jedes Mitglied der Taliban und der Al-
Qaida-Organisation und sämtliche mit den Ta-
liban und der Al-Qaida-Organisation verbün-
deten Einzelpersonen, Gruppen, Unternehmen
und Institutionen, die an der Finanzierung, Pla-
nung, Erleichterung und Vorbereitung oder der
Begehung terroristischer Handlungen oder an
ihrer Unterstützung beteiligt waren;

5. ersucht den Ausschuß, die nachstehenden Auf-
gaben wahrzunehmen, dem Rat über seine Ar-
beit Bericht zu erstatten und Bemerkungen und
Empfehlungen dazu vorzulegen:
a) die in Ziffer 2 genannte Liste auf der

Grundlage der von den Mitgliedstaaten und
den Regionalorganisationen bereitgestell-
ten sachdienlichen Informationen regel-
mäßig zu aktualisieren;

b) von allen Staaten Informationen über die
Maßnahmen einzuholen, die sie ergriffen
haben, um die in Ziffer 2 genannten Maß-
nahmen wirksam durchzuführen, und sie
danach um alle weiteren Informationen zu
ersuchen, die der Ausschuß für notwendig
erachtet;

c) dem Rat regelmäßig über die Informatio-

nen Bericht zu erstatten, die dem Ausschuß
in bezug auf die Durchführung dieser Re-
solution vorgelegt werden;

d) rasch die notwendigen Richtlinien und Kri-
terien zu veröffentlichen, um die Durch-
führung der in Ziffer 2 genannten Maßnah-
men zu erleichtern;

e) die von ihm für sachdienlich erachteten In-
formationen, einschließlich der in Ziffer 2
genannten Liste, über geeignete Medien
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen;

f) mit den anderen zuständigen Sanktionsaus-
schüssen des Sicherheitsrats und mit dem
Ausschuß nach Ziffer 6 seiner Resolution
1373(2001) zusammenzuarbeiten;

6. ersucht alle Staaten, dem Ausschuß spätestens
90 Tage nach Verabschiedung dieser Resoluti-
on und danach nach einem von dem Ausschuß
vorzuschlagenden Zeitplan über die Schritte
Bericht zu erstatten, die sie zur Durchführung
der in Ziffer 2 genannten Maßnahmen unter-
nommen haben;

7. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls
andere Organisationen und interessierte Partei-
en nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß und
mit der in Ziffer 9 genannten Überwachungs-
gruppe voll zusammenzuarbeiten;

8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sofort
Schritte zu unternehmen, um durch den Er-
laß von Gesetzen oder gegebenenfalls Verwal-
tungsmaßnahmen die nach innerstaatlichem
Recht gegen ihre Staatsangehörigen und ande-
re in ihrem Hoheitsgebiet operierende Einzel-
personen oder Institutionen verhängten Maß-
nahmen durchzusetzen und zu verstärken, Ver-
stöße gegen die in Ziffer 2 genannten Maß-
nahmen zu verhindern und zu bestrafen und
den Ausschuß über die Verabschiedung sol-
cher Maßnahmen zu unterrichten, und bittet
die Staaten, dem Ausschuß über die Ergebnis-
se aller diesbezüglichen Ermittlungen oder
Durchsetzungsmaßnahmen Bericht zu erstatten,
es sei denn, daß die Ermittlungen oder Durch-
setzungsmaßnahmen dadurch kompromittiert
würden;

9. ersucht den Generalsekretär, die nach Ziffer 4
a) der Resolution 1363(2001) eingesetzte Über-
wachungsgruppe, deren Mandat am 19. Januar
2002 endet, damit zu betrauen, über einen Zeit-
raum von 12 Monaten hinweg die Durchfüh-
rung der in Ziffer 2 genannten Maßnahmen zu
überwachen;

10. ersucht die Überwachungsgruppe, dem Aus-
schuß bis zum 31. März 2002 und danach alle
vier Monate Bericht zu erstatten;

11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
der Hilfsmission der Vereinten Nationen in Af-
ghanistan (UNAMA). – Resolution 1401(2002)
vom 28. März 2002

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seiner Resolu-
tionen 1378(2001) vom 14. November 2001,
1383(2001) vom 6. Dezember 2001 und 1386
(2001) vom 20. Dezember 2001,

– unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolu-
tionen der Generalversammlung, insbesondere
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die Resolution 56/220(2001) vom 21. Dezem-
ber 2001,

– unter nachdrücklichem Hinweis auf das unver-
äußerliche Recht des afghanischen Volkes, frei
über seine eigene politische Zukunft zu bestim-
men,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und nationalen Ein-
heit Afghanistans,

– erneut erklärend, daß er sich das am 5. Dezem-
ber 2001 in Bonn unterzeichnete Abkommen
über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis
zur Wiedereinsetzung dauerhafter Regierungs-
institutionen (S/2001/1154) (Abkommen von
Bonn) zu eigen macht, insbesondere dessen An-
lage 2 betreffend die Rolle der Vereinten Na-
tionen während der Übergangsphase,

– mit Genugtuung über die am 22. Dezember
2001 erfolgte Einsetzung der Afghanischen In-
terimsbehörde, und der Entfaltung des im Ab-
kommen von Bonn vorgezeichneten Prozesses
mit Interesse entgegensehend,

– betonend, wie entscheidend wichtig es ist, den
Anbau illegaler Drogenpflanzen und den un-
erlaubten Drogenhandel zu bekämpfen, die
Landminengefahr zu beseitigen und auch den
unerlaubten Zustrom von Kleinwaffen einzu-
dämmen,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 18. März 2002 (S/2002/278),

– die Geberländer, die auf der Konferenz von 
Tokyo über Wiederaufbauhilfe für Afghani-
stan Mittelzusagen abgegeben haben, dazu er-
mutigend, ihre Zusagen so bald wie möglich zu
erfüllen,

– mit Lob für die Entschlossenheit, die die Son-
dermission der Vereinten Nationen in Afgha-
nistan (UNSMA) bei der Durchführung ihres
Mandats unter besonders schwierigen Umstän-
den bewiesen hat,

1. unterstützt die Einrichtung einer Hilfsmission
der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNA-
MA) für einen Anfangszeitraum von zwölf Mo-
naten ab dem Datum der Verabschiedung die-
ser Resolution mit dem Mandat und der Struktur,
die in dem Bericht des Generalsekretärs vom
18. März 2002 (S/2002/278) ausgeführt sind;

2. bekräftigt seine nachdrückliche Unterstützung
des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs
und billigt dessen volle Weisungsbefugnis, im
Einklang mit den einschlägigen Ratsresolutio-
nen, in bezug auf die Planung und Durchfüh-
rung sämtlicher Tätigkeiten der Vereinten Na-
tionen in Afghanistan;

3. betont, daß die Bereitstellung gezielter Norma-
lisierungs- und Wiederaufbauhilfe einen großen
Beitrag zur Durchführung des Abkommens von
Bonn leisten kann, und richtet zu diesem Zweck
die eindringliche Bitte an die bilateralen und
multilateralen Geber, sich insbesondere über
die Unterstützungsgruppe für Afghanistan und
die Durchführungsgruppe engstens mit dem
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, der
Afghanischen Interimsverwaltung und deren
Nachfolgeorganen abzustimmen;

4. betont außerdem im Kontext der Ziffer 3, daß
humanitäre Hilfe zu gewähren ist, wo immer
Bedarf besteht, daß jedoch Normalisierungs-
und Wiederaufbauhilfe über die Afghanische
Interimsverwaltung und ihre Nachfolgeorgane
nur dort bereitgestellt und wirksam erbracht
werden sollen, wo die örtlichen Behörden zur
Wahrung eines sicheren Umfelds beitragen und
ihre Achtung der Menschenrechte unter Be-
weis stellen;

5. fordert alle afghanischen Parteien auf, mit der
UNAMA bei der Durchführung ihres Auftrags
zusammenzuarbeiten und die Sicherheit und
Bewegungsfreiheit ihres Personals überall im
Land zu gewährleisten;

6. ersucht die Internationale Sicherheitsbeistands-
truppe, ihren Auftrag nach Resolution 1386
(2001) auch künftig in enger Abstimmung mit
dem Generalsekretär und seinem Sonderbeauf-
tragten wahrzunehmen;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle vier
Monate über die Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Afrika

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Januar 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/2)

Auf der 4465. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Januar 2002 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Afrika‹ durch den Rat im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat dankt Seiner Exzellenz Amara
Essy, Generalsekretär der Organisation der Afrika-
nischen Einheit (OAU), sowie den Ministern, die
an der öffentlichen Sitzung vom 29. Januar 2002
über die ›Situation in Afrika‹ teilgenommen ha-
ben, für ihren wertvollen Beitrag zu der Ausspra-
che über die ›Situation in Afrika‹.
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Grundsätze der
politischen Unabhängigkeit, der Souveränität und
der territorialen Unversehrtheit aller Staaten und
ihre Verpflichtung, ihre Streitigkeiten auf friedli-
chem Wege beizulegen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht eingedenk seiner
Hauptverantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit sowie
der Bestimmungen des Kapitels VIII der Charta
der Vereinten Nationen die Bedeutung der Partner-
schaft sowie der verstärkten Koordinierung und
Zusammenarbeit auf der Grundlage der Komple-
mentarität und des komparativen Vorteils zwi-
schen den Vereinten Nationen, der OAU und den
subregionalen Organisationen in Afrika bei der
Förderung des Friedens und der Stabilität in der
Region. Er begrüßt den im Juli 2001 auf dem
OAU-Gipfeltreffen in Lusaka gefaßten Beschluß,
die Strukturen, Verfahren und Arbeitsmethoden
des Zentralorgans des Mechanismus für die Ver-
hütung, Bewältigung und Beilegung von Konflik-
ten zu überprüfen. Er betont, wie wichtig es im
Hinblick auf die dauerhafte Beilegung von Kon-
flikten ist, daß die Vereinten Nationen und die
OAU enger zusammenarbeiten und für eine bes-
sere Koordinierung sorgen. In diesem Zusammen-
hang ersucht er den Generalsekretär, dem in Addis
Abeba ansässigen Verbindungsbüro der Vereinten
Nationen zur OAU nahezulegen, enger mit dem
OAU-Mechanismus für die Verhütung, Bewälti-
gung und Beilegung von Konflikten zusammenzu-
wirken, was die Konflikte in Afrika betrifft. Der
Sicherheitsrat erklärt sich bereit, seine Zusammen-
arbeit mit der OAU und mit den subregionalen 
Organisationen zu vertiefen und sie zu bitten, ihn
möglichst frühzeitig über ihre Beschlüsse und In-
itiativen zu unterrichten, die sich auf seine Verant-

wortlichkeiten nach der Charta auswirken könn-
ten.
Der Sicherheitsrat fordert das System der Verein-
ten Nationen auf, auf dem Gebiet des Kapazitäts-
aufbaus, insbesondere im Hinblick auf die Früh-
warnung zur Konfliktverhütung und die Friedens-
sicherung, mit der OAU und den subregionalen
Organisationen in Afrika stärker zusammenzu-
arbeiten und ihnen im Rahmen der vorhandenen
Ressourcen unter anderem auch Hilfe zu ge-
währen. Er betont außerdem, wie wichtig es ist,
daß das System der Vereinten Nationen effektiv
mit der OAU und den subregionalen Organisatio-
nen zusammenwirkt, durch den Austausch von 
Informationen und Analysen in der Konfliktver-
hütungsphase, Koordinierung und ein klares Ver-
ständnis ihrer jeweiligen Rolle bei der Förderung
von Friedensprozessen sowie durch die koordi-
nierte Unterstützung einzelstaatlicher und regio-
naler Friedenskonsolidierungsbemühungen. In die-
sem Zusammenhang begrüßt der Sicherheitsrat die
Einrichtung des Büros der Vereinten Nationen in
Westafrika und ersucht den Generalsekretär, alle
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit die-
ses Büro seine Tätigkeit voll aufnehmen kann.
Der Sicherheitsrat nimmt mit Genugtuung davon
Kenntnis, daß die von namhaften politischen Füh-
rungspersönlichkeiten Afrikas wahrgenommenen
Gute-Dienste-Aufträge maßgebliche Fortschritte
bei der politischen Beilegung bestimmter Konflik-
te erleichtert haben; er ermutigt die OAU und die
subregionalen Organisationen, unter Berücksichti-
gung der konkreten Konfliktumstände darauf hin-
zuwirken, daß solche Führungspersönlichkeiten 
zu Sonderabgesandten ernannt werden, sowie sich
gegebenenfalls traditioneller Konfliktbeilegungs-
methoden, beispielsweise der Einsetzung von Äl-
testenräten, zu bedienen; der Sicherheitsrat betont,
welche wichtige Verhütungsfunktion solchen Be-
mühungen zukommt, und betont, daß sie richtig
koordiniert werden müssen. Der Sicherheitsrat un-
terstreicht die besonderen Bedürfnisse von Frauen
und Kindern in Friedensprozessen und ermutigt
zur Verstärkung der Rolle von Frauen und Jugend-
lichen bei der Suche nach Konfliktlösungen in
Afrika.
Der Sicherheitsrat befürwortet die Anstrengungen,
die die internationale Gemeinschaft derzeit unter-
nimmt, um gegen die Grundursachen von Konflik-
ten in Afrika anzugehen, wie in dem Bericht des
Generalsekretärs ›Konfliktursachen und die För-
derung dauerhaften Friedens und einer nachhal-
tigen Entwicklung in Afrika‹ (A/52/871-S/1998/
318) dargestellt wird. Eingedenk der Verbindun-
gen, die zwischen Konflikten in Afrika und unter
anderem Armut und Entwicklung, der unerlaubten
Verbreitung von Kleinwaffen und leichten Waf-
fen, den Problemen der Flüchtlinge und Binnen-
vertriebenen, der illegalen Ausbeutung natürlicher
Ressourcen und der sozialen Ausgrenzung als 
Ursprung von Binnenkonflikten bestehen, bekräf-
tigt der Sicherheitsrat, daß er auch weiterhin ent-
schlossen ist, gegen diese Probleme anzugehen,
und ermutigt die OAU sowie die subregionalen
Organisationen und die internationalen Finanzin-
stitutionen, dies ebenfalls zu tun. Der Sicherheits-
rat betont, daß das frühzeitige Wiedereinsetzen der
internationalen Zusammenarbeit und der Entwick-
lungshilfe für Länder, in denen ein Friedensprozeß
vonstatten geht, von entscheidender Bedeutung für
den Erfolg dieses Friedensprozesses ist, und betont
ferner, welche wichtige Rolle der Gebergemein-
schaft und den internationalen Finanzinstitutionen
in diesem Zusammenhang zukommt.
Der Sicherheitsrat betont, daß gute Staatsführung,
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der
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Menschenrechte und die Bekämpfung der Armut
für den Frieden, die Stabilität und die nachhaltige
Entwicklung in Afrika unerläßlich sind. Er betont
außerdem, wie wichtig eine im Dialog erzielte na-
tionale Aussöhnung in den betreffenden Ländern
ist. Er erklärt seine nachdrückliche Unterstützung
für die Beschlüsse, die die Staats- und Regierungs-
chefs der OAU auf ihrem 1999 in Algier abgehal-
tenen Gipfeltreffen gefaßt haben, wonach Regie-
rungen, die auf verfassungswidrigem Wege an 
die Macht kommen, die Anerkennung verweigert
wird, und stellt mit Genugtuung fest, daß die-
ser Beschluß umgesetzt wird. Er bekräftigt, daß die
Konfliktbeilegung in Afrika vor allem den politi-
schen Willen und den Mut der Parteien selbst er-
fordert, nach Frieden zu suchen.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Besorgnis über
die Auswirkungen von Konflikten auf die Zivilbe-
völkerung, darunter Verletzungen der Menschen-
rechte, insbesondere solche, die an den schwäch-
sten Bevölkerungsgruppen wie alten Menschen,
Frauen und Kindern verübt werden. Er betont, daß
die betroffenen Staaten dafür verantwortlich sind,
der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und die für
solche Akte Verantwortlichen strafrechtlich zu
verfolgen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß es gilt, das
Problem der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen
anzugehen, das über seine humanitären Folgen
hinaus auch eine Belastung der betroffenen Länder
darstellt und zu einer Konfliktquelle werden kann.
Er stellt fest, daß den Programmen zugunsten von
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen in Afrika
nicht genügend Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den, und fordert die internationale Gemeinschaft
erneut auf, diese Programme in Anbetracht des in
Afrika bestehenden beträchtlichen Bedarfs mit den
erforderlichen Finanzmitteln auszustatten.
Unter Hinweis auf seine Resolution 1308(2000)
vom 17. Juli 2000 und unter anderem anerken-
nend, daß die HIV/Aids-Pandemie auch durch Be-
dingungen der Gewalt und Instabilität verschärft
wird und potentiell ein Risiko für Stabilität und Si-
cherheit bildet, wiederholt der Sicherheitsrat, daß
die HIV/Aids-Pandemie die Stabilität und die Si-
cherheit gefährden kann, wenn ihr nicht Einhalt
geboten wird. Der Rat fordert die internationale
Gemeinschaft und die Geber nachdrücklich auf,
ihre Anstrengungen im Kampf gegen HIV/Aids zu
koordinieren.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, wie wichtig Ab-
rüstung, Demobilisierung und Wiedereingliede-
rung für den Prozeß der Konfliktbeilegung und die
Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit
sind, und nimmt davon Kenntnis, daß die Ressour-
cen für wirksame Wiedereingliederungsprogram-
me nicht ausreichen. In diesem Zusammenhang
fordert er die internationale Gemeinschaft nach-
drücklich auf, derartige Programme zu unterstüt-
zen, so auch durch die Durchführung von rasch
greifenden Projekten.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die afrikanischen
Staaten zu Frieden und Sicherheit auf dem Konti-
nent beitragen können, indem sie transparenzstei-
gernde und vertrauensbildende Maßnahmen er-
greifen. In diesem Zusammenhang erneuert der Si-
cherheitsrat seinen Appell an alle Staaten, das Ak-
tionsprogramm der Vereinten Nationen zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaub-
ten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten durchzuführen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Mitwirkung des Wirt-
schafts- und Sozialrats an seiner öffentlichen Sit-
zung vom 29. Januar 2002 über die Situation in
Afrika. Er bekräftigt, wie wichtig es ist, seine Zu-
sammenarbeit mit dem Wirtschafts- und Sozialrat

durch stärkeres Zusammenwirken, im Einklang
mit Artikel 65 der Charta der Vereinten Nationen,
auf dem Gebiet der Verhütung bewaffneter Kon-
flikte zu vertiefen, so auch durch die Auseinander-
setzung mit wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen
und humanitären Problemen. Der Sicherheitsrat
unterstreicht angesichts der Zeit, die er mit der
Erörterung afrikanischer Konflikte verbringt, so-
wie angesichts der besonderen Problemstellungen
in Afrika, daß die Normalisierung und der Wieder-
aufbau der Wirtschaft wichtige Bestandteile der
langfristigen Entwicklung von Gesellschaften in
der Konfliktfolgezeit wie auch der Wahrung eines
dauerhaften Friedens sind, und fordert in dieser
Hinsicht zu größerer internationaler Hilfe auf. 
Der Sicherheitsrat bekundet seine Entschlossen-
heit, nach Möglichkeit die politischen Vorausset-
zungen für das Nichtwiederaufleben eines jewei-
ligen Konflikts zu schaffen, bevor er einen Frie-
denssicherungseinsatz abzieht.
Der Sicherheitsrat würdigt und unterstützt die An-
strengungen, die die afrikanischen Länder im Rah-
men des Kampfes gegen den internationalen Ter-
rorismus unternehmen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die vonstatten gehende
Überleitung der OAU in die Afrikanische Union
und fördert und unterstützt die Grundsätze der
Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas,
die darauf gerichtet sind, die notwendigen Ent-
wicklungsvoraussetzungen zu schaffen und die
Wirtschaftsintegration in Afrika voranzutreiben.
Er erkennt an, daß eine solide Wirtschaftspolitik
den Frieden und die Stabilität in der Region weiter
festigen werden. Er fordert die Geberländer und
die Bretton-Woods-Institutionen auf, Afrika auch
weiterhin bei der Durchführung der Initiative für
hochverschuldete arme Länder behilflich zu sein
und mit den afrikanischen Regierungen im Rah-
men der Neuen Partnerschaft bei der Schaffung der
Bedingungen zusammenzuarbeiten, die notwendig
sind, um öffentliche wie privatwirtschaftliche Res-
sourcen zur Unterstützung des Wirtschaftswachs-
tums und der Armutsminderung anzuziehen und
zu mobilisieren.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß seine Begegnung
mit dem Generalsekretär der OAU von großem Nut-
zen war, und betont, wie wichtig es ist, solche Kon-
sultationen künftig regelmäßig mindestens einmal
pro Jahr abzuhalten.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß geeignete Maß-
nahmen zur Verhütung und Beilegung von Kon-
flikten in Afrika getroffen werden müssen, und
wird die Einrichtung einer Ad-hoc-Arbeitsgrup-
pe erwägen, die die Durchführung der genannten
Empfehlungen überwachen und die Koordinie-
rung mit dem Wirtschafts- und Sozialrat verstär-
ken soll.«

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 27. Februar 2002 (UN-Dok. S/2002/207*
v.1.3.2002)

Aufgabenstellung für die Ad-hoc-Arbeitsgrup-
pe für Konfliktprävention und Konfliktlösung
in Afrika

I. Zusammensetzung
Die Arbeitsgruppe soll aus je einem Vertreter eines
jeden Mitglieds des Sicherheitsrats bestehen. Sie
soll völlig informellen Charakter haben.

II. Vorsitz
Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe wird von den
Mitgliedern des Sicherheitsrats für einen Zeitraum

von einem Jahr bestimmt. Vorsitzender der Grup-
pe ist der Ständige Vertreter von Mauritius bei den
Vereinten Nationen, Botschafter Jagdish Koonjul.

III. Mandat
i) Überwachung der Durchführung der in der 

Erklärung des Präsidenten S/PRST/2002/2, in
den früheren Erklärungen des Präsidenten und
in den Resolutionen betreffend Konfliktprä-
vention und Konfliktlösung in Afrika enthalte-
nen Empfehlungen.

ii) Vorschlag von Empfehlungen betreffend die
Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen
dem Sicherheitsrat und dem Wirtschafts- und
Sozialrat sowie mit anderen mit Afrika befaß-
ten Organisationen der Vereinten Nationen.

iii) Insbesondere Prüfung regionaler und konflikt-
übergreifender Fragen, die sich auf die Arbeit
des Rates zur Konfliktprävention und Konflikt-
lösung in Afrika auswirken.

iv) Vorschlag von Empfehlungen für den Sicher-
heitsrat zur Ausweitung der Zusammenarbeit
bei der Konfliktprävention und Konfliktlösung
zwischen den Vereinten Nationen und regiona-
len (OAU) und subregionalen Organisationen.

IV. Arbeitsmethode
i) Die Arbeitsgruppe hält informelle Sitzungen

ab.
ii) Beschlüsse werden im Konsens gefaßt.
iii) Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe berichtet

dem Rat nach Bedarf.
iv) Der Sicherheitsrat überprüft spätestens sechs

Monate nach Einrichtung der Gruppe die von
ihr bei der Erfüllung ihres Mandats erzielten
Fortschritte.

V. Dauer
Der Sicherheitsrat wird im Lichte der in Ziffer IV
iv) vorgesehenen Überprüfung über die Dauer des
Mandats der Arbeitsgruppe entscheiden.

Frauen

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Oktober 2001 (UN-Dok. S/PRST/
2001/31)

Auf der 4402. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Oktober 2001, die anläßlich des ersten Jahrestags
der Verabschiedung der Resolution 1325(2000)
des Rates am 31. Oktober 2000 zum Thema ›Frau-
en, Frieden und Sicherheit‹ stattfand, gab der Prä-
sident des Sicherheitsrats im Namen des Rates die
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Verpflichtung
auf die Durchführung seiner Resolution 1325(2000)
vom 31. Oktober 2000 und begrüßt die Anstren-
gungen, die das System der Vereinten Nationen,
die Mitgliedstaaten, die Organisationen der Zivil-
gesellschaft und andere maßgebliche Akteure un-
ternehmen, um die gleichberechtigte Mitwirkung
und volle Einbeziehung der Frauen bei der Wah-
rung und Förderung des Friedens und der Sicher-
heit zu unterstützen und die Resolution 1325
(2000) durchzuführen.
Der Rat bekräftigt ferner, daß er sich nachdrück-
lich dafür einsetzt, Frauen eine größere Rolle bei
der Entscheidungsfindung im Bereich der Kon-
fliktverhütung und -beilegung einzuräumen, und
er fordert die Staaten erneut auf, Frauen in die Ver-
handlungen über Friedensabkommen, Verfassun-
gen und Wiederansiedlungs- und Wiederaufbau-
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strategien und in die Durchführung einzubeziehen
und Maßnahmen zu ergreifen, um örtliche Frauen-
gruppen und autochthone Konfliktbeilegungspro-
zesse zu unterstützen. Er erkennt in dieser Hinsicht
die Anstrengungen des Frauen-Friedensnetzwerks
der Mano-Fluß-Union zur Förderung des Friedens
und des Dialogs in der Region der Mano-Fluß-
Union an. Er begrüßt außerdem die Aufnahme von
Frauen in die politischen Entscheidungsgremien in
Burundi, Somalia und Osttimor.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig die
Förderung einer aktiven und deutlich sichtbaren
Politik ist, die darauf abzielt, in alle Politiken und
Programme im Zusammenhang mit bewaffneten
Konflikten, vor allem in die Friedenssicherungs-
einsätze, eine Geschlechterperspektive zu integrie-
ren, im Einklang mit der Erklärung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 8. März 2000.
Der Rat ersucht daher den Generalsekretär erneut,
in seine Berichterstattung an den Sicherheitsrat ge-
gebenenfalls auch Informationen über Fortschritte
bei der Integration einer Geschlechterperspektive
in alle Friedenssicherungsmissionen sowie über
alle anderen Frauen und Mädchen betreffenden
Gesichtspunkte aufzunehmen. Er bekundet seine
Absicht, diese Berichte umfassend zu prüfen und
geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Der Rat be-
kräftigt außerdem seine Forderung, daß gegebe-
nenfalls für Geschlechterfragen zuständige Elemen-
te in Friedenssicherungseinsätze aufgenommen wer-
den.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut seine Unterstützung
für geschlechtsspezifisch differenzierende Schu-
lungs- und Ausbildungsmaterialien über den Schutz,
die Rechte und die besonderen Bedürfnisse von
Frauen sowie über die Bedeutung, die der Einbe-
ziehung von Frauen in alle Friedenssicherungs-
und Friedenskonsolidierungsmaßnahmen zukommt.
Der Rat fordert alle truppenstellenden Länder auf,
diese Elemente in ihre einzelstaatlichen Schulungs-
programme für Friedenssicherungspersonal aufzu-
nehmen.
Der Rat begrüßt die konkreten Vorschläge des Ge-
neralsekretärs für die Stärkung der Gruppe Beste
Verfahrensweisen der Hauptabteilung Friedenssi-
cherungseinsätze durch die Ernennung von Gleich-
stellungsberatern ausreichend hoher Rangstufe.
Er begrüßt außerdem die praktischen Maßnahmen,
einschließlich der Ausarbeitung ergänzender Be-
richte, die die Vereinten Nationen und ihre Organi-
sationen, Fonds, Programme und Regionalorgane,
vor allem die Teilnehmer der Interinstitutionellen
Arbeitsgruppe des Verwaltungsausschusses für Ko-
ordinierung über Frauen, Frieden und Sicherheit,
bereits unternommen haben, um die Resolution
1325(2000) in allen Aspekten durchzuführen, und
er begrüßt das zeitgerechte Erscheinen der Publi-
kation ›Geschlechterperspektive in der Abrüstung‹,
die deutliche Hinweise darauf gibt, wie Frauen
voll einbezogen werden können und welchen Nut-
zen dies für alle Beteiligten bringen kann. 
Der Sicherheitsrat stellt mit Befriedigung fest, daß
die in Ziffer 16 seiner Resolution 1325(2000) er-
betene Studie über die Auswirkungen bewaffneter
Konflikte auf Frauen und Mädchen, die Rolle der
Frauen bei der Friedenskonsolidierung und die 
Geschlechterdimensionen von Friedensprozessen
und Konfliktbeilegung zur Zeit erstellt wird, be-
grüßt die koordinierten, umfassenden Beiträge der
Vereinten Nationen und aller einschlägigen Orga-
nisationen, Fonds und Programme des Systems der
Vereinten Nationen und sieht der Prüfung der Stu-
die mit Interesse entgegen.
Der Sicherheitsrat ist besorgt darüber, daß immer
noch keine Frauen als Sonderbeauftragte oder Son-
derabgesandte des Generalsekretärs für Friedens-

missionen ernannt wurden, und fordert die Mitglied-
staaten nachdrücklich auf, sich verstärkt darum zu
bemühen, dem Generalsekretär weibliche Kandi-
daten namhaft zu machen. Der Rat fordert außer-
dem den Generalsekretär nachdrücklich auf, im
Einklang mit seinem strategischen Aktionsplan (A/
49/587, Ziffer 2) Frauen als Sonderbeauftragte und
Sonderabgesandte zu ernennen, die in seinem Na-
men Gute Dienste durchführen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß das humanitäre
Völkerrecht und das Recht der Menschenrechte,
die die Rechte von Zivilpersonen, einschließlich
Frauen und Mädchen, während und nach Konflik-
ten schützen, vollinhaltlich angewandt werden
müssen, und er fordert alle Parteien bewaffneter
Konflikte auf, besondere Maßnahmen zu ergrei-
fen, um Frauen und Mädchen vor geschlechtsspe-
zifischer Gewalt und allen anderen Formen der
Gewalt zu schützen.
Der Sicherheitsrat bleibt aktiv mit der Angelegen-
heit befaßt und bekundet seine Bereitschaft, bei
der Wahrnehmung seiner Verantwortung für den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit nach
der Charta der Vereinten Nationen die Geschlech-
terdimension von bewaffneten Konflikten nach
Bedarf zu berücksichtigen.«

Friedenssicherungseinsätze

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 25. September 2001 (UN-Dok. S/2001/
905)

Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben unter Be-
rücksichtigung der Auffassungen, die auf seiner
am 15. November 2000 abgehaltenen 4223. Ta-
gung über das Thema ›Kein Ausstieg ohne Strate-
gie‹ zum Ausdruck gebracht wurden, und nach Be-
handlung des Berichts des Generalsekretärs ›Kein
Ausstieg ohne Strategie: Entscheidungsfindung im
Sicherheitsrat und der Abschluß oder die Überlei-
tung von Friedenssicherungseinsätzen‹ (S/2001/
394) sowie in Anerkennung der Wichtigkeit, die
der Herbeiführung eines tragfähigen Friedens durch
die Friedensmissionen der Vereinten Nationen
zukommt, ihre Übereinstimmung und Selbstver-
pflichtung wie folgt bekundet: 

1. Der Sicherheitsrat erinnert an seine Resolutio-
nen 1327(2000) und 1353(2001) sowie an alle ein-
schlägigen Ratsresolutionen und Erklärungen sei-
nes Präsidenten und nimmt Kenntnis von der je-
weiligen Rolle, die dem Rat, dem Sekretariat und
der Generalversammlung bei der Formulierung
und Durchführung von Beschlüssen in bezug auf
Missionen der Vereinten Nationen zukommt, na-
mentlich was die Beziehung zwischen dem Rat und
den truppenstellenden Ländern und die Entsen-
dung von Missionen des Rates in Konfliktgebiete
betrifft.
2. Der Sicherheitsrat erkennt an, daß eine gute
Ausstiegsstrategie durch eine gute Einstiegsstrate-
gie erleichtert wird.
3. Der Sicherheitsrat stimmt über die wesentliche
Bedeutung dessen überein, daß während der Dauer
einer Mission alle zuständigen Teile des Systems
der Vereinten Nationen wie auch die Regierung
des Gaststaats in vollem Umfang mitwirken, daß
eine klare Richtung vorgegeben wird und daß Mei-
lensteine festgelegt werden, die einen umfassen-
den und integrierten Ansatz zur Friedenskonsoli-
dierung, wo diese angebracht ist, und ebenso die
Ausstiegsstrategie der Mission unterstützen, und
fordert den Generalsekretär zu diesem Zweck auf,

dem Rat geeignete Empfehlungen zu unterbreiten.   
4. Der Sicherheitsrat verpflichtet sich, gegebe-
nenfalls Elemente der Friedenskonsolidierung in
Missionsmandate einzuschließen, um die Überlei-
tung von der Friedenssicherung zur Friedenskon-
solidierung in der Konfliktfolgezeit zu unterstüt-
zen, und unterstreicht die Wichtigkeit der erforder-
lichen Koordinierung mit der Generalversamm-
lung, dem Wirtschafts- und Sozialrat und den zu-
ständigen Fonds, Programmen und Sonderorgani-
sationen des Systems der Vereinten Nationen so-
wie den Bretton-Woods-Institutionen, insbesonde-
re hinsichtlich der Überleitung von der Friedenssi-
cherung zur Friedenskonsolidierung in der Kon-
fliktfolgezeit.
5. Der Sicherheitsrat erkennt an, daß eine syste-
matischere Bewertung bestimmter grundlegender
Faktoren, einschließlich der politischen Ziele, der
strategischen Analyse, des Engagements der betei-
ligten Parteien, der Rolle regionaler Akteure und
der Verfügbarkeit von Ressourcen, insbesondere
von Truppen und Ausrüstung, wichtig für die Ent-
scheidung über die Genehmigung, maßgebliche
Änderung, den Abzug sowie den Abschluß oder
die Überleitung von Friedenssicherungseinsätzen
der Vereinten Nationen sein wird.
6. Der Sicherheitsrat stimmt darin überein, daß
ein Hauptkriterium bei der Entscheidung des Rates
über die Verkleinerung oder über den Abzug eines
Friedenssicherungseinsatzes der erfolgreiche Ab-
schluß des Mandats ist, der zur Schaffung des er-
forderlichen politischen und sicherheitsbezogenen
Umfelds führt, das einen dauerhaften Frieden und/
oder den anschließenden Prozeß der Friedenskon-
solidierung in der Konfliktfolgezeit begünstigt.
7. Der Sicherheitsrat begrüßt es, daß sich der Ge-
neralsekretär ausdrücklich verpflichtet hat, die be-
sten sachdienlichen Informationen bereitzustel-
len, die dem Sekretariat zur Verfügung stehen, na-
mentlich auch Informationen, die durch die früh-
zeitige Entsendung von Ermittlungs- und techni-
schen Erkundungsmissionen in mögliche Missi-
onsgebiete beschafft werden.
8. Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß der Ge-
neralsekretär über die Kapazität zur wirksamen In-
formationsbeschaffung und -analyse verfügen soll-
te, um den Rat bei seinen Beratungen über die
Konzeption des Mandats einer Mission, bei dessen
regelmäßiger oder fallweiser Überprüfung sowie
bei der Prüfung des Abzugs einer Mission durch
glaubhafte und objektive Analysen und durch fun-
dierte Beratung unterstützen zu können.
9. Der Sicherheitsrat unterstützt die vom General-
sekretär zum Ausdruck gebrachte Absicht, in seine
Pläne für künftige Friedenssicherungseinsätze ge-
gebenenfalls umfassende Entwaffnungs-, Demo-
bilisierungs- und Wiedereingliederungsprogram-
me einzubeziehen, so daß der Rat von Fall zu Fall
die Einbeziehung von Entwaffnungs-, Demobi-
lisierungs- und Wiedereingliederungsaspekten in
die Mandate der Einsätze prüfen kann, und ermu-
tigt den Generalsekretär, so vorzugehen.
10. Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine Ent-
schlossenheit, wie in seiner Resolution 1353(2001)
zum Ausdruck gebracht, seine Partnerschaft mit
den truppenstellenden Ländern zu stärken, insbe-
sondere die Rolle der truppenstellenden Länder im
Prozeß der Konzeption, der Überprüfung und der
Beendigung eines Mandats, unter Berücksichtigung
der Auffassungen der truppenstellenden Länder
zur Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen ih-
nen und dem Rat. 
11. Der Sicherheitsrat verpflichtet sich, bei den Be-
ratungen über den Beginn, die Überprüfung, den
Abschluß oder maßgebliche Änderungen des Man-
dats eines Friedenssicherungseinsatzes die vom Ge-
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neralsekretär in seinem Bericht vorgelegten Fra-
gen sowie die Stellungnahmen der Mitgliedstaaten
während der Aussprache des Rates am 15. Novem-
ber 2000 zu berücksichtigen. 
12. Der Sicherheitsrat verpflichtet sich gemäß Ka-
pitel VIII der Charta und unbeschadet des ihm zu-
stehenden Vorrechts, tätig zu werden, gegebenen-
falls die Zusammenarbeit mit den Regionalorga-
nisationen zu fördern, und hebt insbesondere her-
vor, daß die Auffassungen derjenigen, die für die
Durchführung eines Friedensabkommens verant-
wortlich sein werden, in der Verhandlungsphase
berücksichtigt werden sollen, daß die Hauptakteu-
re in Verhandlungen die Kapazität und den kom-
parativen Vorteil der verschiedenen Durchfüh-
rungsorgane realistisch bewerten sollen und daß
die Unterstellungsverhältnisse und die Arbeitstei-
lung eindeutig geregelt sein müssen, erkennt an,
wie wichtig es ist, daß Regionalorganisationen, die
zu Friedenssicherungseinsätzen beitragen, sich um
den Ausbau ihrer Kapazität bemühen, für diese
Einsätze nicht nur Militärkontingente, sondern
auch anderes zweckdienliches Personal wie Poli-
zei-, Justiz- und Strafvollzugsbeamte bereitzustel-
len, und fordert die internationale Gemeinschaft
auf, in dieser Hinsicht Unterstützung zu leisten.
13. Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die recht-
zeitige Bereitstellung und Dislozierung von Perso-
nal, Material und Finanzmitteln von grundlegen-
der Bedeutung für die erfolgreiche Durchführung
einer Mission sowie für den Abzug einer Mission
nach der Erfüllung ihres Mandats ist, vereinbart,
im Einklang mit seinen Verantwortlichkeiten auf
Grund der Charta eine wesentliche Rolle bei der
Konsolidierung der Unterstützung für Missionen
unter den beteiligten Parteien, den regionalen Ak-
teuren, den truppenstellenden Ländern und den
Mitgliedstaaten zu übernehmen, und wiederholt,
daß die Unterstützung und der politische Wille ei-
nes jeden entscheidend für den letztendlichen Er-
folg einer Mission sein kann. 

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 4. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/22)

Im Anschluß an Konsultationen unter den Mitglie-
dern des Sicherheitsrats wurde vereinbart, daß
Wegger Christian Strømmen, Stellvertretender Stän-
diger Vertreter Norwegens bei den Vereinten Na-
tionen, für den Zeitraum bis zum 31. Dezember
2002 Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Sicher-
heitsrats für die Friedenssicherungseinsätze der
Vereinten Nationen sein wird, die nach dem 11.
und 12. Absatz der Erklärung des Präsidenten des
Sicherheitsrats auf der am 31. Januar 2001 abge-
haltenen Ratssitzung (S/PRST/2001/3) eingerich-
tet wurde.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 14. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/56)

1. Die Mitglieder des Sicherheitsrats, unter Hin-
weis auf die Erklärung des Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 31. Januar 2001 (S/PRST/2001/3)
und die einschlägigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats über die Friedenssicherung, nach Prüfung
der zum Ausdruck gebrachten Auffassungen, na-
mentlich in den Schreiben einiger truppenstellen-
der Länder vom 30. Mai 2001 (S/2001/535) und
vom 22. Juni 2001 (S/2001/626), und anerken-
nend, daß es wünschenswert wäre, eine wirksame-
re Partnerschaft mit den truppenstellenden Län-
dern herzustellen, namentlich dadurch, daß zusätz-

lich zu den bestehenden Formen der Konsultation
zwischen dem Rat, den truppenstellenden Ländern
und dem Sekretariat ein neuer Mechanismus zur
Zusammenarbeit nach Anlage I Abschnitt D Ziffer
1 der Resolution 1353(2001) des Sicherheitsrats
vom 13. Juni 2001 geschaffen wird, haben ihre Zu-
stimmung dazu gegeben, daß als zusätzlicher Me-
chanismus zur Stärkung der Zusammenarbeit mit
den truppenstellenden Ländern bei bestimmten
Friedenssicherungseinsätzen grundsätzlich gemein-
same Sitzungen der Arbeitsgruppe des Sicherheits-
rats für Friedenssicherungseinsätze und der trup-
penstellenden Länder abgehalten werden. 
2. Der Zweck der gemeinsamen Sitzungen der Ar-
beitsgruppe und der truppenstellenden Länder be-
steht darin, die Ratsmitglieder, die betreffenden
truppenstellenden Länder und das Sekretariat in
die Lage zu versetzen, in einen engeren und stärker
interaktiven Dialog über Fragen betreffend Frie-
denssicherungseinsätze einzutreten, wie in Anlage
II Abschnitt B Ziffern 2 und 4 der Resolution
1353(2001) dargelegt, um den laufenden Prozeß
der Konsultationssitzungen im Einklang mit der
genannten Resolution wirksam zu ergänzen. Bei
den gemeinsamen Sitzungen werden spezifische
Aspekte der Friedenssicherungseinsätze erörtert
werden, um die Arbeit des Sicherheitsrats und des
Sekretariats durch die Berücksichtigung der Auf-
fassungen der truppenstellenden Länder zu einem
entsprechenden Friedenssicherungseinsatz zu er-
leichtern.
3. An den gemeinsamen Sitzungen der Arbeits-
gruppe und der truppenstellenden Länder werden
die Mitglieder des Sicherheitsrats und die betref-
fenden truppenstellenden Länder, die vom Sekre-
tariat im Benehmen mit dem Vorsitzenden der Ar-
beitsgruppe benannt werden, insbesondere dieje-
nigen, die mindestens eine Militäreinheit oder ei-
ne vergleichbare Zahl von Zivilpolizisten stellen,
sowie Vertreter des Sekretariats teilnehmen. Unter
besonderen Umständen, wenn die Tagesordnung
dieser Sitzungen über die engeren Interessen der
truppenstellenden Länder vor Ort hinausgeht, kann
die Arbeitsgruppe andere bedeutende Akteure zur
Teilnahme an den gemeinsamen Sitzungen einla-
den, wenn die Arbeitsgruppe der Auffassung ist,
daß ihre Teilnahme den Nutzen der Erörterungen
erhöht.  Das Sekretariat wird angeregt, gegebenen-
falls militärische, politische, humanitäre und son-
stige Unterrichtungen und Beratungen zu erteilen.
4. Eingedenk dessen, daß das Arbeitsprogramm
des Sicherheitsrats nicht über Gebühr belastet wer-
den sollte, ist der Vorsitzende der Arbeitsgruppe,
in Absprache mit den Mitgliedern der Arbeitsgrup-
pe, den betreffenden truppenstellenden Ländern
und dem Sekretariat, verantwortlich für die Einbe-
rufung der gemeinsamen Sitzungen der Arbeits-
gruppe und der truppenstellenden Länder. Je nach
der jeweiligen Lage spezifischer Friedenssiche-
rungseinsätze werden Sitzungen so oft abgehalten,
wie dies erforderlich und praktisch durchführbar
ist. Im Falle neuer Friedenssicherungsmissionen
können gemeinsame Sitzungen in einem frühen
Stadium abgehalten werden, um voraussichtlich
truppenstellende Länder während des Planungs-
prozesses der Mission zu konsultieren.
5. Die gemeinsamen Sitzungen der Arbeitsgruppe
und der truppenstellenden Länder werden von dem
Vorsitzenden der Arbeitsgruppe des Sicherheits-
rats oder von einem anderen Mitglied des Sicher-
heitsrats geleitet. Der Vorsitzende wird die Mit-
glieder der Arbeitsgruppe sowie die truppenstel-
lenden Länder zur Teilnahme einladen und dabei
angeben, auf welcher Ebene sie nach seinem Da-
fürhalten bei der jeweiligen Sitzung vertreten sein
sollen. Ort und Zeit dieser Sitzungen werden in der

Regel im Journal der Vereinten Nationen veröf-
fentlicht. Die für die gemeinsamen Sitzungen fest-
gelegten Verfahren sollten so flexibel wie möglich
sein, um interaktive Diskussionen unter den Teil-
nehmern zu ermöglichen. 
6. Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe des Sicher-
heitsrats für Friedenssicherungseinsätze trägt die
Verantwortung für die Berichterstattung über die
gemeinsamen Sitzungen an den Sicherheitsrat.
Diese kann in verschiedener Weise erfolgen, ein-
schließlich in Form mündlicher Unterrichtungen.
Das Sekretariat wird gebeten, in dieser Hinsicht
sowie auf anderen in Betracht kommenden Gebie-
ten die erforderliche Unterstützung zu gewähren.
7. Der Sicherheitsrat bekennt sich nach wie vor
zur Durchführung der Resolution 1353(2001). Die
bestehenden Formate der Sitzungen mit truppen-
stellenden Ländern sollen beibehalten und entspre-
chend den in der Resolution enthaltenen Bestim-
mungen verbessert werden. Diese Sitzungen und
die gemeinsamen Sitzungen der Arbeitsgruppe
und der truppenstellenden Länder sollen sich ge-
genseitig ergänzen.
8. Der neue Kooperationsmechanismus der ge-
meinsamen Sitzungen der Arbeitsgruppe und der
truppenstellenden Länder soll weder die in der
Charta festgelegten Verantwortlichkeiten des Si-
cherheitsrats und seiner Mitglieder noch die ope-
rative Aufgabenwahrnehmung des Sekretariats 
auf dem Gebiet der Friedenssicherungseinsätze be-
einträchtigen.

Internationaler Terrorismus

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 15. April 2002 (UN-Dok. S/PRST/2002/
10)

Auf der 4513. Sitzung des Sicherheitsrats am 15.
April 2002 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Bedrohungen des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit durch terroristische Hand-
lungen‹ durch den Rat im Namen des Rates die
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterrichtung
durch den Vorsitzenden des Ausschusses nach 
Resolution 1373 (28. September 2001) (Ausschuß
zur Bekämpfung des Terrorismus) betreffend die
Arbeit des Ausschusses sowie weitere Überlegun-
gen von Mitgliedern des Ausschusses zu seiner
bisherigen Arbeit.
Der Sicherheitsrat erinnert an die Mitteilung seines
Präsidenten vom 4. Oktober 2001 (S/2001/935), in
der erklärt wurde, daß der Rat spätestens am 4.
April 2002 eine Überprüfung der Struktur und der
Tätigkeiten des Ausschusses durchführen wird.
Der Rat begrüßt und bestätigt das Fortbestehen der
derzeitigen Regelungen betreffend den Vorsitz und
das Präsidium für weitere sechs Monate. Er bittet
den Ausschuß zur Bekämpfung des Terrorismus,
seine Arbeit wie in dem Arbeitsprogramm für den
dritten 90-Tage-Zeitraum (S/2002/318) festgelegt
fortzusetzen, indem er unter anderem sondiert, wie
die Staaten bei der Durchführung der Resolution
unterstützt werden können; einen Dialog mit inter-
nationalen, regionalen und subregionalen Organi-
sationen einzuleiten, die in Übereinstimmung mit
den Grundsätzen der Charta und den einschlägigen
Resolutionen des Sicherheitsrats in den von Re-
solution 1373(2001) erfaßten Bereichen tätig sind,
und zu ermitteln, in welchen Fragen konzertierte
internationale Maßnahmen die Durchführung der
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Resolution nach ihrem Buchstaben und Geist för-
dern würden. 
Der Sicherheitsrat erachtet es für unerläßlich, daß
diejenigen Mitgliedstaaten, die noch keinen Be-
richt nach Ziffer 6 der Resolution 1373(2001) vor-
gelegt haben, dies so bald wie möglich tun. 
Der Sicherheitsrat bittet den Ausschuß zur Be-
kämpfung des Terrorismus, ihm über seine Tätig-
keiten in regelmäßigen Abständen Bericht zu er-
statten, und bekundet seine Absicht, die Struktur
und die Tätigkeiten des Ausschusses spätestens bis
zum 4. Oktober 2002 zu prüfen.«

Konfliktprävention

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Anstrengun-
gen zur Verhütung bewaffneter Konflikte. –
Resolution 1366(2001) vom 30. August 2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1196

(1998) vom 16. September 1998, 1197(1998)
vom 18. September 1998, 1208(1998) vom 19.
November 1998, 1209(1998) vom 19. Novem-
ber 1998, 1265(1999) vom 17. September 1999,
1296(2000) vom 19. April 2000, 1318(2000)
vom 7. September 2000, 1325(2000) vom 31.
Oktober 2000 und 1327(2000) vom 13. No-
vember 2000,

– sowie unter Hinweis auf die Erklärungen sei-
nes Präsidenten vom 16. September 1998 (S/
PRST/1998/28), 24. September 1998 (S/PRST/
1998/29), 30. November 1998 (S/PRST/1998/
35), 24. September 1999 (S/PRST/1999/28),
30. November 1999 (S/PRST/1999/34), 23.
März 2000 (S/PRST/2000/10), 20. Juli 2000
(S/PRST/2000/25), 20. Februar 2001 (S/PRST/
2001/5) und 22. März 2001 (S/PRST/2001/10),

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs über die Verhütung bewaffneter Kon-
flikte (S/2001/574) und insbesondere der darin
enthaltenen Empfehlungen bezüglich der Rolle
des Sicherheitsrats,

– unter erneutem Hinweis auf die in der Charta
der Vereinten Nationen verankerten Ziele und
Grundsätze und in Bekräftigung seines Eintre-
tens für die Grundsätze der politischen Unab-
hängigkeit, der souveränen Gleichheit und der
territorialen Unversehrtheit aller Staaten,

– eingedenk der Folgen bewaffneter Konflikte
für die zwischenstaatlichen Beziehungen, der
wirtschaftlichen Belastung der beteiligten Na-
tionen und der internationalen Gemeinschaft
sowie vor allem der humanitären Folgen von
Konflikten,

– sowie eingedenk der ihm nach der Charta der
Vereinten Nationen obliegenden Hauptverant-
wortung für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit und in Bekräfti-
gung seiner Rolle bei der Verhütung bewaffne-
ter Konflikte,

– unter nachdrücklichem Hinweis auf die Not-
wendigkeit der Wahrung des regionalen Frie-
dens und des Weltfriedens sowie der regiona-
len und internationalen Stabilität und freund-
schaftlicher Beziehungen zwischen allen Staa-
ten und unter Hervorhebung des vorrangigen
politischen, humanitären und moralischen Ge-
bots, den Ausbruch und die Eskalation von Kon-
flikten zu verhüten, sowie der damit verbunde-
nen wirtschaftlichen Vorteile,

– betonend, wie wichtig eine umfassende Stra-
tegie zur Verhütung bewaffneter Konflikte ist,
die operative und strukturelle Maßnahmen be-

inhaltet, sowie in Anerkennung der zehn Grund-
sätze, die der Generalsekretär in seinem Be-
richt über die Verhütung bewaffneter Konflik-
te aufgestellt hat,

– mit Genugtuung davon Kenntnis nehmend, daß
immer häufiger, mit dem Einverständnis der
empfangenden Mitgliedstaaten, auf Missionen
des Sicherheitsrats in Konfliktgebiete oder mög-
liche Konfliktgebiete zurückgegriffen wird,
was unter anderem einen bedeutenden Beitrag
zur Verhütung bewaffneter Konflikte leisten
kann,

– erneut erklärend, daß die Konfliktprävention
eine der wichtigsten Verantwortlichkeiten der
Mitgliedstaaten ist,

– in Anerkennung der wesentlichen Rolle des
Generalsekretärs bei der Verhütung bewaffne-
ter Konflikte sowie der Wichtigkeit der Be-
mühungen, seine Rolle im Einklang mit Artikel
99 der Charta der Vereinten Nationen zu stär-
ken,

– sowie in Anerkennung der Rolle der sonstigen
zuständigen Organe, Büros, Fonds und Pro-
gramme, der Sonderorganisationen der Verein-
ten Nationen und anderer internationaler Orga-
nisationen, namentlich der Welthandelsorgani-
sation und der Bretton-Woods-Institutionen,
sowie der Rolle der nichtstaatlichen Organisa-
tionen, der Akteure der Zivilgesellschaft und
des Privatsektors bei der Verhütung bewaffne-
ter Konflikte,

– betonend, daß die tieferen Ursachen und die re-
gionalen Dimensionen der Konflikte angegan-
gen werden müssen, unter Hinweis auf die
Empfehlungen in dem Bericht des Generalse-
kretärs vom 13. April 1998 über Konfliktursa-
chen und die Förderung dauerhaften Friedens
und einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika
(S/1998/318), und unterstreichend, daß zwi-
schen Konfliktprävention und nachhaltiger
Entwicklung eine positive Wechselwirkung
besteht,

– mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis
über die Bedrohung des Friedens und der 
Sicherheit, die vom unerlaubten Handel mit
Kleinwaffen und leichten Waffen sowie von
der exzessiven und destabilisierenden Anhäu-
fung dieser Waffen in Konfliktgebieten aus-
geht, sowie über deren Potential, bewaffnete
Konflikte zu verschärfen und in die Länge zu
ziehen,

– unter Betonung der Wichtigkeit angemessener,
berechenbarer und gezielt eingesetzter Res-
sourcen für die Konfliktprävention und einer
stetigen Finanzierung für langfristige konflikt-
verhütende Maßnahmen,

– erneut darauf hinweisend, daß Frühwarnung,
präventive Diplomatie, vorbeugende Einsätze,
praktische Abrüstungsmaßnahmen und die Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit mit-
einander verflochtene und einander ergänzen-
de Bestandteile einer umfassenden Konflikt-
verhütungsstrategie sind,

– unterstreichend, wie wichtig es ist, das Be-
wußtsein für das humanitäre Völkerrecht zu
schärfen und seine Achtung zu gewährleisten,
betonend, daß die Mitgliedstaaten eine grund-
legende Verantwortung für die Verhütung von
Völkermord, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen sowie dafür tra-
gen, daß solche Verbrechen nicht straflos blei-
ben, in Anerkennung der Rolle, die den Ad-
hoc-Gerichten für das ehemalige Jugoslawien
und für Rwanda dabei zukommt, von künfti-
gen derartigen Verbrechen abzuschrecken und
dadurch zur Verhütung bewaffneter Konflikte

beizutragen, und betonend, wie wichtig in die-
ser Hinsicht internationale Bemühungen im
Einklang mit der Charta der Vereinten Natio-
nen sind,

– erneut auf die gemeinsame Verpflichtung hin-
weisend, die Menschen vor den verheerenden
Auswirkungen bewaffneter Konflikte zu be-
wahren, die Lehren anerkennend, die alle Be-
teiligten aus dem Versagen der Präventions-
bemühungen zu ziehen haben, die Tragödien
wie dem Völkermord in Rwanda (S/1999/
1257) und dem Massaker in Srebrenica (A/54/
549) vorangingen, und entschlossen, im Rah-
men seiner Zuständigkeiten geeignete Maß-
nahmen zu treffen, um zusammen mit den An-
strengungen der Mitgliedstaaten dafür zu sor-
gen, daß solche Tragödien nicht wieder vor-
kommen,

1. bekundet seine Entschlossenheit, das Ziel der
Verhütung bewaffneter Konflikte als festen
Bestandteil seiner Hauptverantwortung für die
Wahrung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit zu verfolgen;

2. betont, daß die wesentliche Verantwortung für
die Konfliktverhütung bei den einzelstaatli-
chen Regierungen liegt und daß die Vereinten
Nationen und die internationale Gemeinschaft
eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der
einzelstaatlichen Anstrengungen zur Konflikt-
prävention spielen sowie beim Aufbau einzel-
staatlicher Kapazitäten auf diesem Gebiet be-
hilflich sein können, und erkennt die wichtige
Unterstützungsfunktion der Zivilgesellschaft
an;

3. fordert die Mitgliedstaaten sowie die regiona-
len und subregionalen Organisationen und Ab-
machungen auf, die Entwicklung einer umfas-
senden Konfliktverhütungsstrategie entspre-
chend dem Vorschlag des Generalsekretärs zu
unterstützen;

4. betont, daß eine Präventionsstrategie nur dann
erfolgreich sein kann, wenn die Vereinten Na-
tionen das Einverständnis und die Unterstüt-
zung der beteiligten Regierungen erhalten und
wenn nach Möglichkeit auch weitere wichtige
einzelstaatliche Akteure mit ihnen zusammen-
arbeiten, und unterstreicht in diesem Zusam-
menhang, daß der anhaltende politische Wil-
le von Nachbarstaaten, regionalen Verbünde-
ten oder anderen Mitgliedstaaten notwendig
ist, die in der Lage sind, die Anstrengungen der
Vereinten Nationen zu unterstützen;

5. bekundet seine Bereitschaft, Fälle von Früh-
warnung oder Prävention, auf die der General-
sekretär die Aufmerksamkeit des Rates lenkt,
umgehend zu behandeln, und legt dem Gene-
ralsekretär in diesem Zusammenhang nahe,
dem Sicherheitsrat seine Einschätzung mögli-
cher Bedrohungen des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit gegebenenfalls unter
gebührender Berücksichtigung der jeweiligen
regionalen und subregionalen Dimensionen mit-
zuteilen, im Einklang mit Artikel 99 der Charta
der Vereinten Nationen;

6. verpflichtet sich, potentielle Konfliktsituatio-
nen im Rahmen einer Konfliktverhütungsstra-
tegie genau zu verfolgen, und bekundet sei-
ne Absicht, potentielle Konfliktfälle, auf die
ein Mitgliedstaat der Vereinten Nationen, ein
Nichtmitgliedstaat oder die Generalversamm-
lung seine Aufmerksamkeit lenkt oder auf die
er durch Informationen des Wirtschafts- und
Sozialrats aufmerksam wird, zu prüfen;

7. bekundet seine Entschlossenheit, frühzeitig
wirksame Maßnahmen zur Verhütung bewaff-
neter Konflikte zu ergreifen und zu diesem
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Zweck alle geeigneten ihm zur Verfügung ste-
henden Mittel einzusetzen, darunter auch sei-
ne Missionen in mögliche Konfliktgebiete mit
dem Einverständnis der Empfangsstaaten;

8. wiederholt seinen Aufruf an die Mitgliedstaa-
ten, die Kapazitäten der Vereinten Nationen
zur Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit zu stärken, und fordert sie
in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, die not-
wendigen personellen, materiellen und finanzi-
ellen Ressourcen für frühzeitige Präventions-
maßnahmen bereitzustellen, einschließlich, je
nach Sachlage, für Frühwarnung, präventive
Diplomatie, vorbeugende Einsätze, praktische
Abrüstungsmaßnahmen und Friedenskonsoli-
dierung;

9. bekräftigt seine Rolle bei der friedlichen Bei-
legung von Streitigkeiten und wiederholt sei-
ne Aufforderung an die Mitgliedstaaten, ihre
Streitigkeiten gemäß Kapitel VI der Charta der
Vereinten Nationen auf friedlichem Wege bei-
zulegen, indem sie unter anderem von regio-
nalen Präventionsmechanismen Gebrauch ma-
chen und häufiger den Internationalen Ge-
richtshof in Anspruch nehmen;

10. bittet den Generalsekretär, Informationen und
Analysen aus dem System der Vereinten Na-
tionen über schwere Verstöße gegen das Völ-
kerrecht, namentlich gegen das humanitäre Völ-
kerrecht und die Menschenrechte, sowie über
mögliche Konfliktsituationen, die unter ande-
rem durch ethnische, religiöse und Gebiets-
streitigkeiten, Armut und mangelnde Entwick-
lung entstehen, an den Rat weiterzuleiten, und
bekundet seine Entschlossenheit, solche Infor-
mationen und Analysen zu Situationen, die
nach seiner Auffassung eine Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit darstellen, ernsthaft zu prüfen;

11. bekundet seine Absicht, das Amt des Koordi-
nators der Vereinten Nationen für Nothilfe und
andere zuständige Stellen der Vereinten Natio-
nen auch künftig zu bitten, die Ratsmitglieder
über Notlagen zu unterrichten, die nach seiner
Auffassung eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit darstellen,
und unterstützt die Durchführung von Schutz-
und Hilfsmaßnahmen durch die zuständigen
Stellen der Vereinten Nationen im Einklang
mit ihrem jeweiligen Mandat;

12. bekundet seine Bereitschaft, auf Empfehlung
des Generalsekretärs und mit dem Einverständ-
nis der betroffenen Mitgliedstaaten vorbeugen-
de Einsätze zu erwägen;

13. fordert alle Mitgliedstaaten auf sicherzustel-
len, daß das am 20. Juli 2001 verabschiedete
Aktionsprogramm der Vereinten Nationen zur
Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung 
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten (A/
CONF.192/15) rasch und getreu durchgeführt
wird, und auf nationaler, regionaler und globa-
ler Ebene alle notwendigen Maßnahmen zu er-
greifen, um den unerlaubten Zustrom von
Kleinwaffen und leichten Waffen in Konflikt-
gebiete zu verhindern und zu bekämpfen;

14. bekundet seine Bereitschaft, bei seinen An-
strengungen zur Verhütung bewaffneter Kon-
flikte vollen Gebrauch von den Informationen
zu machen, die der Generalsekretär unter ande-
rem gemäß Abschnitt II Ziffer 33 des Aktions-
programms erhält;

15. betont, wie wichtig es ist, im Rahmen einer
Konfliktverhütungsstrategie von Fall zu Fall
auch Elemente der Friedenskonsolidierung, dar-
unter auch Zivilpolizei, in Friedenssicherungs-

einsätze aufzunehmen, um einen reibungslosen
Übergang zur Phase der Friedenskonsolidie-
rung in der Konfliktfolgezeit und letztendlich
den Abschluß der Mission zu erleichtern;

16. beschließt, gegebenenfalls die Aufnahme einer
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungskomponente in die Mandate
der Friedenssicherungs- und Friedenskonsoli-
dierungseinsätze der Vereinten Nationen auf-
zunehmen und dabei der Rehabilitation von
Kindersoldaten besondere Aufmerksamkeit zu
widmen;

17. bekräftigt seine Anerkennung der Rolle der
Frauen bei der Konfliktprävention und ersucht
den Generalsekretär, bei der Durchführung von
Friedenssicherungs- und Friedenskonsolidie-
rungsaufträgen sowie bei Konfliktpräventions-
maßnahmen die Geschlechterperspektive stär-
ker zu berücksichtigen;

18. unterstützt die Stärkung der Rolle des General-
sekretärs bei der Konfliktverhütung, indem na-
mentlich vermehrt interdisziplinäre Ermittlungs-
missionen und Vertrauensbildungsmissionen
der Vereinten Nationen in Spannungsregionen
eingesetzt, regionale Präventionsstrategien mit
regionalen Partnern und geeigneten Organisa-
tionen und Organen der Vereinten Nationen
entwickelt sowie die Kapazitäten und die Res-
sourcenbasis des Sekretariats für Präventions-
maßnahmen erweitert werden;

19. unterstützt außerdem den Aufruf des General-
sekretärs zur Unterstützung der Folgeprozesse,
die auf der dritten und vierten Tagung auf ho-
her Ebene der Vereinten Nationen und der Re-
gionalorganisationen auf dem Gebiet der Kon-
fliktverhütung und der Friedenskonsolidierung
eingeleitet wurden, und zur Bereitstellung von
mehr Mitteln für den Aufbau regionaler Kapa-
zitäten in diesen Bereichen;

20. fordert den Ausbau der Konfliktverhütungs-
kapazitäten der Regionalorganisationen, insbe-
sondere in Afrika, unter anderem durch die Ge-
währung internationaler Hilfe an die Organisa-
tion der Afrikanischen Einheit und ihre Nach-
folgeorganisation über ihren Mechanismus für
die Verhütung, Bewältigung und Beilegung
von Konflikten sowie an die Wirtschaftsge-
meinschaft der Westafrikanischen Staaten und
ihren Mechanismus für die Verhütung, Bewäl-
tigung und Beilegung von Konflikten, Frie-
denssicherung und Sicherheit;

21. betont, daß die Voraussetzungen für dauerhaf-
ten Frieden und eine nachhaltige Entwicklung
geschaffen werden müssen, indem die tieferen
Ursachen bewaffneter Konflikte angegangen
werden, und fordert die Mitgliedstaaten und
die zuständigen Organe des Systems der Ver-
einten Nationen zu diesem Zweck auf, zur ef-
fektiven Verwirklichung der Erklärung über ei-
ne Kultur des Friedens und zur Durchführung
des Aktionsprogramms für eine Kultur des
Friedens (A/53/243) beizutragen;

22. sieht mit Interesse der weiteren Behandlung
des Berichts des Generalsekretärs über die Ver-
hütung bewaffneter Konflikte durch die Ge-
neralversammlung und den Wirtschafts- und 
Sozialrat sowie durch andere Akteure, nament-
lich die Bretton-Woods-Institutionen, entge-
gen und unterstützt die Ausarbeitung eines sy-
stemweiten, koordinierten und synergistischen
Konzepts zur Verhütung bewaffneter Konflik-
te;

23. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Nahost

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Lage in den
besetzten palästinensischen Gebieten. – Reso-
lutionsantrag S/2001/1199 vom 14. Dezember
2001

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-

gigen Resolutionen, namentlich die Resolution
1322 vom 7. Oktober 2000,

– unter Betonung der Notwendigkeit eines ge-
rechten, dauerhaften und umfassenden Frie-
dens im Nahen Osten auf der Grundlage seiner
Resolutionen 242(1967) vom 22. November
1967 und 338(1973) vom 22. Oktober 1973 so-
wie des Grundsatzes ›Land gegen Frieden‹,

– in dieser Hinsicht ferner die wesentliche Rolle
der Palästinensischen Selbstregierungsbehörde
betonend, die nach wie vor die unverzichtbare
und legitime Partei für den Frieden ist und die
vollständig erhalten bleiben muß,

– mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über
die seit September 2000 anhaltenden tragischen
und gewaltsamen Ereignisse,

– sowie mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorg-
nis über die jüngste gefährliche Verschlechte-
rung der Lage und ihre möglichen Auswirkun-
gen auf die Region,

– betonend, wie wichtig die Sicherheit und das
Wohl aller Zivilpersonen in der gesamten Nah-
ostregion sind, und insbesondere alle Gewalt-
und Terrorakte verurteilend, die Tote und Ver-
wundete unter der palästinensischen und israe-
lischen Zivilbevölkerung fordern,

– mit dem Ausdruck seiner Entschlossenheit, zur
Beendigung der Gewalt und zur Förderung des
Dialogs zwischen der israelischen und der pa-
lästinensischen Seite beizutragen,

– erneut darauf hinweisend, daß beide Seiten ih-
ren Verpflichtungen aus dem bestehenden Ab-
kommen nachkommen müssen,

– erneut darauf hinweisend, daß die Besatzungs-
macht Israel sich strikt an ihre rechtlichen
Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten aus
dem Vierten Genfer Abkommen vom 12. Au-
gust 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in
Kriegszeiten zu halten hat,

1. verlangt die sofortige Einstellung aller Akte
der Gewalt, der Provokation und der Zerstö-
rung sowie die Rückkehr zu den Positionen
und Abmachungen, die vor September 2000
bestanden;

2. verurteilt alle Terrorakte, insbesondere diejeni-
gen, die gegen Zivilpersonen gerichtet sind;

3. verurteilt alle außergerichtlichen Hinrichtun-
gen, die übermäßige Anwendung von Gewalt
und die weitreichende Zerstörung von Sach-
werten;

4. fordert die beiden Seiten auf, sofort mit der 
umfassenden und zügigen Umsetzung der in
dem Bericht des Scharm-esch-Scheich-Ermitt-
lungsausschusses (Mitchell-Bericht) enthalte-
nen Empfehlungen zu beginnen;

5. legt allen Beteiligten nahe, einen Überwa-
chungsmechanismus zu schaffen, um den Par-
teien bei der Umsetzung der Empfehlungen im
Bericht des Scharm-esch-Scheich-Ermittlungs-
ausschusses (Mitchell-Bericht) behilflich zu sein
und zur Verbesserung der Lage in den besetz-
ten palästinensischen Gebieten beizutragen;

6. fordert die Wiederaufnahme der Verhandlun-
gen zwischen den beiden Seiten im Rahmen
des Nahostfriedensprozesses auf der verein-
barten Grundlage, unter Berücksichtigung der
Entwicklungen bei den früheren Gesprächen
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zwischen den beiden Seiten, und fordert sie
nachdrücklich auf, auf der Grundlage ihrer
früheren Vereinbarungen eine endgültige Ver-
einbarung über alle Fragen zu treffen mit dem
Ziel, seine Resolutionen 242(1967) und 338
(1973) durchzuführen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis vom 15. Dezember 2001:
+12; –1: Vereinigte Staaten; =2: Großbritanni-
en, Norwegen. Wegen der ablehnenden Stim-
me eines Ständigen Mitglieds des Sicherheits-
rates wurde der Antrag nicht angenommen
(Veto).

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Illegale israelische Maßnahmen im besetzten
Ost-Jerusalem und in dem übrigen besetzten
palästinensischen Gebiet. – Resolution ES-
10/8 vom 20. Dezember 2001

Die Generalversammlung,
– unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolu-

tionen,
– sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Re-

solutionen des Sicherheitsrats, namentlich die
Resolution 1322(2000) vom 7. Oktober 2000,

– unter Betonung der Notwendigkeit eines ge-
rechten, dauerhaften und umfassenden Friedens
im Nahen Osten auf der Grundlage der Resolu-
tionen des Sicherheitsrats 242(1967) vom 22.
November 1967 und 338(1973) vom 22. Okto-
ber 1973 sowie des Grundsatzes ›Land gegen
Frieden‹,

– sowie in dieser Hinsicht unter Betonung der
wesentlichen Rolle der Palästinensischen Selbst-
regierungsbehörde, die nach wie vor die unver-
zichtbare und legitime Partei für den Frieden
ist und vollständig erhalten bleiben muß,

– mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über
die seit September 2000 anhaltenden tragi-
schen und gewaltsamen Ereignisse,

– sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis
über die jüngste gefährliche Verschlechterung
der Lage und ihre möglichen Auswirkungen
auf die Region,

– ferner betonend, wie wichtig die Sicherheit und
das Wohl aller Zivilpersonen in der gesamten
Nahostregion sind, und insbesondere alle Ge-
walt- und Terrorakte verurteilend, die Tote und
Verwundete unter der palästinensischen und
der israelischen Zivilbevölkerung fordern,

– mit dem Ausdruck ihrer Entschlossenheit, zur
Beendigung der Gewalt und zur Förderung des
Dialogs zwischen der israelischen und der pa-
lästinensischen Seite beizutragen,

– erneut darauf hinweisend, daß beide Seiten ih-
ren Verpflichtungen aus den bestehenden Ver-
einbarungen nachkommen müssen,

– sowie erneut darauf hinweisend, daß die Besat-
zungsmacht Israel sich strikt an ihre rechtli-
chen Verpflichtungen und Verantwortlichkei-
ten aus dem Vierten Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso-
nen in Kriegszeiten zu halten hat,

1. verlangt die sofortige Einstellung aller Akte
der Gewalt, der Provokation und der Zerstö-
rung sowie die Rückkehr zu den Positionen
und Abmachungen, die vor September 2000
bestanden;

2. verurteilt alle Terrorakte, insbesondere diejeni-
gen, die gegen Zivilpersonen gerichtet sind;

3. verurteilt außerdem alle außergerichtlichen Hin-
richtungen, die übermäßige Anwendung von

Gewalt und die weitreichende Zerstörung von
Sachwerten;

4. fordert die beiden Seiten auf, sofort mit der 
umfassenden und zügigen Umsetzung der in
dem Bericht des Scharm-esch-Scheich-Ermitt-
lungsausschusses (Mitchell-Bericht) enthaltenen
Empfehlungen zu beginnen;

5. legt allen Beteiligten nahe, einen Überwa-
chungsmechanismus zu schaffen, um den Par-
teien bei der Umsetzung der Empfehlungen im
Bericht des Ermittlungsausschusses behilflich
zu sein und zur Verbesserung der Situation in
den besetzten palästinensischen Gebieten bei-
zutragen;

6. fordert die Wiederaufnahme der Verhandlun-
gen zwischen den beiden Seiten im Rahmen
des Nahostfriedensprozesses auf der verein-
barten Grundlage, unter Berücksichtigung der
Entwicklungen bei den früheren Gesprächen
zwischen den beiden Seiten, und fordert sie
nachdrücklich auf, auf der Grundlage ihrer
früheren Vereinbarungen eine endgültige Ver-
einbarung über alle Fragen zu treffen mit dem
Ziel, die Resolutionen des Sicherheitsrats 242
(1967) und 338(1973) durchzuführen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +124 (darunter alle EU-
Mitglieder außer Großbritannien); –6: Israel,
Marshallinseln, Mikronesien, Nauru, Tuvalu,
Vereinigte Staaten; =25 (darunter Großbritan-
nien).

GENERALVERSAMMLUNG – Gegenstand:
Illegale israelische Maßnahmen im besetzten
Ost-Jerusalem und in dem übrigen besetzten
palästinensischen Gebiet. – Resolution ES-
10/9 vom 20. Dezember 2001

Die Generalversammlung,
– unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolu-

tionen, namentlich die Resolutionen der zehn-
ten Notstandssondertagung über die Situation
im besetzten Ost-Jerusalem und in dem übri-
gen besetzten palästinensischen Gebiet,

– sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrats, namentlich die
Resolutionen 237(1967) vom 14. Juni 1967,
242(1967) vom 22. November 1967, 259
(1968) vom 27. September 1968, 271(1969)
vom 15. September 1969, 338(1973) vom 22.
Oktober 1973, 446(1979) vom 22. März 1979,
452(1979) vom 20. Juli 1979, 465(1980) vom
1. März 1980, 468(1980) vom 8. Mai 1980,
469(1980) vom 20. Mai 1980, 471(1980) vom
5. Juni 1980, 476(1980) vom 30. Juni 1980,
478(1980) vom 20. August 1980, 484(1980)
vom 19. Dezember 1980, 592(1986) vom 8.
Dezember 1986, 605(1987) vom 22. Dezember
1987, 607(1988) vom 5. Januar 1988, 608(1988)
vom 14. Januar 1988, 636(1989) vom 6. Juli
1989, 641(1989) vom 30. August 1989, 672
(1990) vom 12. Oktober 1990, 673(1990) vom
24. Oktober 1990, 681(1990) vom 20. Dezem-
ber 1990, 694(1991) vom 24. Mai 1991, 726
(1992) vom 6. Januar 1992, 799(1992) vom 
18. Dezember 1992, 904(1994) vom 18. März
1994 und 1322(2000) vom 7. Oktober 2000,

– mit Genugtuung Kenntnis nehmend von der
Abhaltung der Konferenz der Hohen Vertrags-
parteien des Vierten Genfer Abkommens am
15. Juli 1999, wie von der Generalversamm-
lung in ihrer Resolution ES-10/6 vom 9. Febru-

ar 1999 empfohlen, sowie von der auf der Kon-
ferenz verabschiedeten Erklärung,

– sowie mit Genugtuung Kenntnis nehmend von
der Wiederaufnahme der genannten Konferenz
am 5. Dezember 2001 und der wichtigen Erklä-
rung, die auf der Konferenz verabschiedet wurde,

– unter Hinweis auf die einschlägigen Bestim-
mungen des Römischen Statuts des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs,

– die Position der internationalen Gemeinschaft
bekräftigend, daß die israelischen Siedlungen
in dem besetzten palästinensischen Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems illegal sind und ein
Hindernis für den Frieden darstellen,

– mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die
Maßnahmen, die Israel vor kurzem gegen das
Orient-Haus und andere palästinensische Ein-
richtungen im besetzten Ost-Jerusalem ergrif-
fen hat, sowie über weitere illegale Aktionen
Israels, die darauf abzielen, den Status der
Stadt und ihre demographische Zusammenset-
zung zu ändern,

– erneut erklärend, daß das Vierte Genfer Ab-
kommen vom 12. August 1949 zum Schutze
von Zivilpersonen in Kriegszeiten auf das be-
setzte palästinensische Gebiet einschließlich
Ost-Jerusalems Anwendung findet,

– betonend, daß das Vierte Genfer Abkommen,
das zwingenden militärischen Gründen voll
Rechnung trägt, unter allen Umständen einzu-
halten ist,

– eingedenk der einschlägigen Bestimmungen
der Charta der Vereinten Nationen, namentlich
des Artikels 96,

1. bekundet ihre volle Unterstützung für die Er-
klärung, die auf der am 5. Dezember 2001 in
Genf abgehaltenen Konferenz der Hohen Ver-
tragsparteien des Vierten Genfer Abkommens
verabschiedet wurde;

2. fordert alle Mitgliedstaaten und Beobachter bei
den Vereinten Nationen sowie die Organisati-
on und ihre Organe auf, die genannte Erklärung
einzuhalten;

3. beschließt, die zehnte Notstandssondertagung
vorläufig zu vertagen und den jeweils amtie-
renden Präsidenten der Generalversammlung zu
ermächtigen, die Notstandssondertagung auf
Antrag der Mitgliedstaaten wieder aufzuneh-
men.

Abstimmungsergebnis: +133 (darunter alle EU-
Mitglieder); –4: Israel, Marshallinseln, Mikro-
nesien, Vereinigte Staaten; =16.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Interimstruppe der Ver-
einten Nationen in Libanon (UNIFIL). – Reso-
lution 1391(2002) vom 28. Januar 2002

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen über Libanon, insbesondere die Resolu-
tionen 425(1978) und 426(1978) vom 19. März
1978, 1310(2000) vom 27. Juli 2000, 1337
(2001) vom 30. Januar 2001 und 1365(2001)
vom 31. Juli 2001, sowie die Erklärungen sei-
nes Präsidenten über die Situation in Libanon,
insbesondere die Erklärung vom 18. Juni 2000
(S/PRST/2000/21),

– ferner unter Hinweis auf das Schreiben seines
Präsidenten an den Generalsekretär vom 18.
Mai 2001 (S/2001/500),

– sowie unter Hinweis auf die Schlußfolgerung
des Generalsekretärs, daß Israel im Einklang
mit Resolution 425(1978) am 16. Juni 2000
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seine Truppen aus Libanon abgezogen und die
im Bericht des Generalsekretärs vom 22. Mai
2000 (S/2000/460) festgelegten Anforderun-
gen erfüllt hat, und die Schlußfolgerung des Ge-
neralsekretärs, daß die Interimstruppe der Ver-
einten Nationen in Libanon (UNIFIL) im we-
sentlichen zwei der drei Bestandteile ihres Man-
dats erfüllt hat und sich nunmehr auf die ver-
bleibende Aufgabe der Wiederherstellung des
Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit konzentriert,

– in Bekräftigung des Interimscharakters der
UNIFIL,

– unter Hinweis auf seine Resolution 1308(2000)
vom 17. Juli 2000,

– ferner unter Hinweis auf die einschlägigen
Grundsätze in dem am 9. Dezember 1994 ver-
abschiedeten Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal,

– dem Antrag der Regierung Libanons in dem
Schreiben des Ständigen Vertreters Libanons
bei den Vereinten Nationen an den Generalse-
kretär vom 9. Januar 2002 (S/2002/40) stattge-
bend,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über
die UNIFIL vom 16. Januar 2002 (S/2002/55)
und macht sich die darin enthaltenen Bemer-
kungen und Empfehlungen zu eigen;

2. beschließt, das derzeitige Mandat der UNIFIL
gemäß der Empfehlung des Generalsekretärs
um einen weiteren Zeitraum von sechs Mona-
ten bis zum 31. Juli 2002 zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin
die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um
die in seinem jüngsten Bericht beschriebene
Neugliederung der UNIFIL im Einklang mit
dem Schreiben des Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 18. Mai 2001 im Lichte der Ent-
wicklungen vor Ort und im Benehmen mit der
Regierung Libanons und den truppenstellen-
den Ländern durchzuführen;

4. bekundet erneut seine nachdrückliche Unterstüt-
zung für die territoriale Unversehrtheit, Sou-
veränität und politische Unabhängigkeit Liba-
nons innerhalb seiner international anerkann-
ten Grenzen;

5. fordert die Regierung Libanons auf, weitere
Schritte zu unternehmen, um die Wiederher-
stellung ihrer tatsächlichen Autorität im ge-
samten Süden des Landes sicherzustellen, na-
mentlich durch die Dislozierung libanesischer
Streitkräfte;

6. fordert die Parteien auf sicherzustellen, daß die
UNIFIL bei der Wahrnehmung ihres Mandats
in ihrem gesamten Einsatzgebiet volle Bewe-
gungsfreiheit erhält;

7. legt der Regierung Libanons nahe, im gesam-
ten Süden des Landes für ein ruhiges Umfeld
zu sorgen;

8. fordert die Parteien erneut zur weiteren Ein-
haltung der von ihnen gegebenen Zusagen auf,
die von den Vereinten Nationen benannte und
im Bericht des Generalsekretärs vom 16. Juni
2000 (S/2000/590) festgelegte Rückzugslinie
voll zu achten, äußerste Zurückhaltung zu üben
und mit den Vereinten Nationen und der UNI-
FIL uneingeschränkt zusammenzuarbeiten;

9. verurteilt alle Gewalthandlungen, bekundet sei-
ne große Besorgnis über die ernsten Verletzun-
gen der Rückzugslinie in der Luft, auf See und
zu Lande und fordert die Parteien nachdrück-
lich auf, diesen Verletzungen ein Ende zu set-
zen und die Sicherheit des UNIFIL-Personals
zu achten;

10. unterstützt die Anstrengungen, die die UNIFIL

auch weiterhin unternimmt, um die Waffenru-
he entlang der Rückzugslinie aufrechtzuerhal-
ten, durch mobile Patrouillen und Beobachtung
aus festen Stellungen sowie durch enge Kon-
takte mit den Parteien mit dem Ziel, Verstöße
zu beheben und Zwischenfälle zu bereinigen
beziehungsweise ihre Eskalation zu verhindern;

11. begrüßt den fortgesetzten Beitrag der UNIFIL
zur operativen Minenräumung, befürwortet, daß
die Vereinten Nationen der Regierung Liba-
nons weitere Hilfe bei Antiminenprogrammen
gewähren und dabei sowohl den weiteren Auf-
bau ihrer nationalen Antiminenkapazität als
auch die vordringlichen Minenräumungstätig-
keiten im Süden unterstützen, lobt die Geberlän-
der für die Unterstützung dieser Anstrengun-
gen durch Geld- und Sachbeiträge und begrüßt
in diesem Zusammenhang die Einrichtung der
Internationalen Unterstützungsgruppe, nimmt
davon Kenntnis, daß der Regierung Libanons
und der UNIFIL Karten und Informationen
über die Lage von Minen zugeleitet wurden,
und unterstreicht die Notwendigkeit, der Re-
gierung Libanons und der UNIFIL zusätzliche
Karten und Unterlagen über die Lage von Mi-
nen zur Verfügung zu stellen;

12. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio-
nen mit der Regierung Libanons und den an-
deren von der Durchführung dieser Resolution
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen;

13. ersucht den Generalsekretär außerdem, nach an-
gemessenen Konsultationen, namentlich mit der
Regierung Libanons und den truppenstellen-
den Ländern, und vor Ablauf des derzeitigen
Mandats dem Rat einen umfassenden Bericht
über die Tätigkeit der UNIFIL, ihre technische
Neugliederung und die gegenwärtig von der
Organisation der Vereinten Nationen zur Über-
wachung des Waffenstillstands (UNTSO) wahr-
genommenen Aufgaben vorzulegen;

14. sieht der baldigen Erfüllung des Mandats der
UNIFIL mit Interesse entgegen;

15. betont, wie wichtig und notwendig die Her-
beiführung eines umfassenden, gerechten und
dauerhaften Friedens im Nahen Osten auf der
Grundlage aller seiner diesbezüglichen Reso-
lutionen ist, einschließlich seiner Resolutionen
242(1967) vom 22. November 1967 und 338
(1973) vom 22. Oktober 1973.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einstellung
aller Gewalthandlungen im Nahen Osten. – Re-
solution 1397(2002) vom 12. März 2002

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-

gigen Resolutionen, insbesondere die Resolu-
tionen 242(1967) und 338(1973),

– in Bekräftigung der Vision einer Region, in der
zwei Staaten, Israel und Palästina, Seite an Sei-
te innerhalb sicherer und anerkannter Grenzen
leben,

– mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über
die seit September 2000 anhaltenden tragi-
schen und gewaltsamen Ereignisse, insbeson-
dere über die jüngsten Angriffe und die gestie-
gene Zahl der Opfer,

– betonend, daß alle beteiligten Parteien die Si-
cherheit der Zivilbevölkerung gewährleisten
müssen,

– sowie betonend, daß die allgemein anerkann-
ten Normen des humanitären Völkerrechts ge-
achtet werden müssen,

– unter Begrüßung der diplomatischen Bemühun-
gen, die die Sonderabgesandten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, der Russischen Föde-
ration und der Europäischen Union, der Son-
derkoordinator der Vereinten Nationen und 
andere unternehmen, um einen umfassenden,
gerechten und dauerhaften Frieden im Nahen
Osten herbeizuführen, und diese Bemühungen
befürwortend,

– unter Begrüßung des Beitrags des saudi-arabi-
schen Kronprinzen Abdullah,

1. verlangt die sofortige Einstellung aller Gewalt-
handlungen, namentlich aller Akte des Terrors,
der Provokation, der Aufwiegelung und der
Zerstörung;

2. fordert die israelische und die palästinensische
Seite und ihre Führer auf, bei der Umsetzung
des Tenet-Arbeitsplans und der Empfehlungen
des Mitchell-Berichts zusammenzuarbeiten, mit
dem Ziel, die Verhandlungen über eine politi-
sche Regelung wiederaufzunehmen;

3. bekundet seine Unterstützung für die Bemühun-
gen, die der Generalsekretär und andere unter-
nehmen, um den Parteien dabei behilflich zu
sein, die Gewalttätigkeiten zu beenden und den
Friedensprozeß wieder aufzunehmen;

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =1: Syrien.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einstellung
aller Gewalthandlungen im Nahen Osten. – Re-
solution 1402(2002) vom 30. März 2002

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 242(1967)

vom 22. November 1967, 338(1973) vom 22.
Oktober 1973, 1397(2002) vom 12. März 2002
und der Grundsätze von Madrid,

– mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis über
die weitere Verschlechterung der Situation, na-
mentlich über die jüngsten Selbstmordattenta-
te in Israel und den Militärangriff gegen das
Hauptquartier des Präsidenten der Palästinen-
sischen Selbstregierungsbehörde,

1. fordert beide Parteien auf, unverzüglich in eine
auch wirklich als solche verstandene Waffen-
ruhe einzutreten, fordert den Rückzug der is-
raelischen Truppen aus den palästinensischen
Städten, einschließlich Ramallahs, und fordert
die Parteien auf, in vollem Umfang mit dem
Sonderabgesandten Zinni und anderen zusam-
menzuarbeiten, um als ersten Schritt zur  Ver-
wirklichung der Empfehlungen des Mitchell-
Ausschusses den Tenet-Sicherheitsarbeitsplan
umzusetzen, mit dem Ziel, die Verhandlungen
über eine politische Regelung wieder aufzu-
nehmen;

2. bekräftigt seine in Resolution 1397(2002) vom
12. März 2002 aufgestellte Forderung, alle Ge-
walthandlungen, namentlich alle Akte des Ter-
rors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, sofort einzustellen;

3. bekundet seine Unterstützung für die Bemühun-
gen, die der Generalsekretär und die Sonderab-
gesandten für den Nahen Osten unternehmen,
um den Parteien dabei behilflich zu sein, die
Gewalttätigkeiten zu beenden und den Frie-
densprozeß wieder aufzunehmen;

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =0. Syrien nahm
an der Abstimmung nicht teil.
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SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einstellung
aller Gewalthandlungen im Nahen Osten. – Re-
solution 1403(2002) vom 4. April 2002

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 1397(2002)

vom 12. März 2002 und 1402 (2002) vom 30.
März 2002,

– in ernster Besorgnis über die weitere Ver-
schlechterung der Lage vor Ort sowie feststel-
lend, daß Resolution 1402(2002) noch nicht
durchgeführt wurde,

1. verlangt die unverzügliche Durchführung sei-
ner Resolution 1402(2002);

2. begrüßt die Mission des Außenministers der
Vereinigten Staaten von Amerika in die Re-
gion sowie die Anstrengungen anderer, insbe-
sondere der Sonderabgesandten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, der Russischen Föde-
ration und der Europäischen Union sowie des
Sonderkoordinators der Vereinten Nationen, im
Nahen Osten einen umfassenden, gerechten und
dauerhaften Frieden herbeizuführen;

3. ersucht den Generalsekretär, die Situation zu
verfolgen und den Rat unterrichtet zu halten;

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 10. April 2002 (UN-Dok. S/PRST/2002/9)

Auf der 4511. Sitzung des Sicherheitsrats am 10.
April 2002 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation im Nahen Osten, einschließlich
der palästinensischen Frage‹ durch den Rat im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat unterstützt die dem Rat vom
Generalsekretär übermittelte, am 10. April 2002 in
Madrid herausgegebene Gemeinsame Erklärung
(S/2002/369) des Generalsekretärs, der Außenmi-
nister der Russischen Föderation, der Vereinigten
Staaten und Spaniens sowie des Hohen Vertreters
für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik der Europäischen Union, die dieser Erklärung
als Anlage beigefügt ist. Der Sicherheitsrat fordert
die Regierung Israels, die Palästinensische Selbst-
regierungsbehörde und alle Staaten der Region auf,
bei den Anstrengungen zur Verwirklichung der in
der Gemeinsamen Erklärung gesetzten Ziele zu-
sammenzuarbeiten, und besteht auf der sofortigen
Durchführung der Resolutionen 1402(2002) und
1403(2002).«

ANLAGE
Gemeinsame Erklärung

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi
Annan, der Außenminister der Russischen Födera-
tion, Igor Iwanow, der Außenminister der Verei-
nigten Staaten, Colin Powell, der Außenminister
Spaniens, Josep Piqué, und der Hohe Vertreter für
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
der Europäischen Union, Javier Solana, sind heute
in Madrid zusammengetreten. Wir haben die sich
ausweitende Konfrontation im Nahen Osten ge-
prüft und sind übereingekommen, unser Vorgehen
zur Lösung der gegenwärtigen Krise abzustim-
men.
Wir bekunden unsere tiefe Besorgnis über die der-
zeitige Situation, namentlich über die zunehmende
humanitäre Krise und über die wachsenden Risi-

ken für die regionale Sicherheit. Wir bekräftigen
unsere gemeinsame Verurteilung von Gewalt und
Terrorismus, bekunden unsere tiefe Betroffenheit
über den Verlust unschuldiger palästinensischer
und israelischer Menschenleben und sprechen den
Angehörigen der Getöteten und Verletzten unser
tiefempfundenes Mitgefühl aus. In der Auffas-
sung, daß es zu viel Leid und zu viel Blutvergießen
gegeben hat, fordern wir die Führer Israels und der
Palästinensischen Selbstregierungsbehörde auf, im
Interesse ihres eigenen Volkes, der Region und der
internationalen Gemeinschaft zu handeln und die-
se sinnlose Konfrontation sofort zu beenden.
In dieser Hinsicht bekunden wir unsere tiefe Be-
sorgnis über die jüngsten Angriffe, die von Liba-
non aus über die von den Vereinten Nationen fest-
gelegte Blaue Linie hinweg durchgeführt wurden.
Das Quartett fordert alle Parteien auf, die Blaue 
Linie zu achten, alle Angriffe einzustellen und
höchste Zurückhaltung zu üben. Es darf nicht zu-
gelassen werden, daß der Konflikt sich ausweitet und
die Sicherheit und Stabilität der Region bedroht.
Die Vereinten Nationen, die Europäische Union
und Rußland bekunden ihre nachdrückliche Un-
terstützung für die Mission von Außenminister 
Powell und fordern Israel und die Palästinensische
Selbstregierungsbehörde nachdrücklich auf, bei sei-
ner Mission wie auch bei den fortgesetzten Be-
mühungen, die sie zur Wiederherstellung der Ruhe
und zur Wiederaufnahme eines politischen Prozes-
ses unternehmen, in vollem Umfang zu kooperie-
ren.
Wir betonen erneut, daß es keine militärische Lö-
sung des Konflikts gibt, und fordern die Parteien
auf, sich auf eine politische Lösung ihrer Streitig-
keiten auf der Grundlage der Resolutionen 242 und
338 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
und des Grundsatzes ›Land gegen Frieden‹ zuzu-
bewegen – die die Grundlage der Konferenz von
Madrid im Jahr 1991 bildeten. Wir bekräftigen un-
sere Unterstützung für das von Präsident Bush zum
Ausdruck gebrachte und in der Resolution 1397
des Sicherheitsrats ausgeführte Ziel von zwei Staa-
ten, Israel und Palästina, die Seite an Seite inner-
halb sicherer und anerkannter Grenzen leben. Wir
begrüßen aufs wärmste die Friedensinitiative von
Kronprinz Abdullah von Saudi-Arabien, die in
Beirut von der Arabischen Liga unterstützt wurde,
als wichtigen Beitrag in Richtung auf einen umfas-
senden Frieden, der auch Syrien und Libanon
einschließt. 
Um Fortschritte in Richtung auf die von uns geteil-
ten Ziele zu ermöglichen, bekräftigen wir, daß die
Resolution 1402 des Sicherheitsrats unverzüglich
in vollem Umfang durchgeführt werden muß, wie
in der Resolution 1403 gefordert. Wir fordern Is-
rael auf, seine Militäroperationen unverzüglich zu
beenden. Wir fordern eine sofortige, echte Waf-
fenruhe und einen sofortigen israelischen Rückzug
aus den palästinensischen Städten, einschließlich
Ramallahs und namentlich des Hauptquartiers des
Vorsitzenden Arafat. Wir fordern Israel auf, die in-
ternationalen humanitären Grundsätze voll einzu-
halten und humanitären Organisationen und Dien-
sten vollen und ungehinderten Zugang einzuräu-
men. Wir fordern Israel auf, übermäßige Gewaltan-
wendung zu unterlassen und alles daran zu setzen,
den Schutz von Zivilpersonen sicherzustellen.
Wir fordern den Vorsitzenden Arafat, den aner-
kannten und gewählten Führer des palästinensi-
schen Volkes, auf, sofort die größtmöglichen An-
strengungen zu unternehmen, um den Terroran-
schlägen gegen unschuldige Israelis Einhalt zu ge-
bieten. Wir fordern die Palästinensische Selbstre-
gierungsbehörde auf, entschlossen zu handeln und
alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um die terro-

ristische Infrastruktur, einschließlich der Finanzie-
rung des Terrorismus, abzubauen und der Aufsta-
chelung zur Gewalt ein Ende zu setzen. Wir for-
dern den Vorsitzenden Arafat auf, das volle Ge-
wicht seiner politischen Autorität einzusetzen, um
das palästinensische Volk davon zu überzeugen,
daß sämtliche Terroranschläge gegen Israelis so-
fort beendet werden müssen, und seine Vertreter da-
zu zu ermächtigen, die Koordinierung mit Israel in
Sicherheitsfragen sofort wieder aufzunehmen.
Terrorismus, einschließlich Selbstmordattentate,
ist illegal und unmoralisch, hat den legitimen Be-
strebungen des palästinensischen Volkes schwer
geschadet und muß verurteilt werden, wie dies in
der Resolution 1373 des Sicherheitsrats gefordert
wird.
Wir fordern Israel und die Palästinensische Selbst-
regierungsbehörde auf, ohne weitere Verzögerung
eine Einigung über die von General Zinni vorge-
legten Vorschläge für eine Waffenruhe zu erzie-
len. Wir würdigen die von General Zinni bisher
unternommenen Bemühungen zur Erreichung die-
ses Ziels.
Das Quartett hält sich bereit, den Parteien bei der
Durchführung ihrer Vereinbarungen behilflich zu
sein, insbesondere des Tenet-Arbeitsplans betref-
fend Sicherheitsfragen und der Mitchell-Empfeh-
lungen, namentlich durch einen Mechanismus un-
ter Einschaltung Dritter, dem die Parteien zuge-
stimmt haben.
Wir betonen, daß der Tenet- und der Mitchell-Plan
voll durchgeführt werden müssen, einschließlich
der Beendigung jeglicher Siedlungstätigkeiten.
Wir betonen, daß es eine sofortige, parallele und
beschleunigte Bewegung in Richtung auf kurz-
fristige und greifbare politische Fortschritte geben
muß und daß es eine Reihe klar definierter Schrit-
te geben muß, die zu einem dauerhaften Frieden
führen – unter Einschluß der Anerkennung, der
Normalisierung und der Sicherheit zwischen den
Seiten, einer Beendigung der israelischen Besat-
zung und einer Beendigung des Konflikts. Dies
wird es Israel gestatten, dauerhaften Frieden und
dauerhafte Sicherheit zu genießen, und es wird
dem palästinensischen Volk gestatten, seine Hoff-
nungen und Bestrebungen in Sicherheit und Wür-
de zu verwirklichen. 
In Unterstützung dieser Ziele fordern wir die inter-
nationale Gemeinschaft, insbesondere die arabi-
schen Staaten, auf, die Palästinensische Selbstre-
gierungsbehörde zu erhalten, zu stärken und zu un-
terstützen, namentlich durch Anstrengungen zum
Wiederaufbau ihrer Infrastruktur und ihrer Sicher-
heits- und Regierungskapazitäten. Wir fordern
außerdem die Gebergemeinschaft und die interna-
tionalen Finanzinstitutionen auf, sich erneut zur
Bereitstellung von humanitärer Soforthilfe für das
palästinensische Volk zu verpflichten und beim
wirtschaftlichen und institutionellen Wiederauf-
bau behilflich zu sein. Wir würdigen die mutigen
Bemühungen der humanitären Organisationen.
Wir sind übereingekommen, daß das Quartett die
Situation im Nahen Osten auf höchster Ebene durch
regelmäßige Konsultationen weiterverfolgen muß.
Unsere Sonderabgesandten werden sich weiterhin
vor Ort darum bemühen, den Parteien bei der Be-
endigung der Konfrontation und bei der Wieder-
aufnahme der politischen Verhandlungen behilf-
lich zu sein. Madrid, 10. April 2002

Westafrika

SICHERHEITSRAT –  Erklärung des Präsiden-
ten vom 19. Dezember 2001 (UN-Dok. S/PRST/
2001/38)
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Auf der 4440. Sitzung des Sicherheitsrats am 19.
Dezember 2001 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Schreiben des Generalsekretärs an den
Präsidenten des Sicherheitsrats, datiert vom 30.
April 2001 (S/2001/434)‹ durch den Rat im Namen
des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat hat den Bericht der interinsti-
tutionellen Mission nach Westafrika (S/2001/434)
während seiner öffentlichen Sitzungen am 14. Mai
und 18. Dezember 2001 geprüft. 
Der Sicherheitsrat begrüßt diesen Bericht mit Ge-
nugtuung und unterstützt vorbehaltlos die Initia-
tiven, die zur Umsetzung der darin enthaltenen
Empfehlungen ergriffen wurden. Er begrüßt ins-
besondere die Einrichtung des Büros des Sonder-
beauftragten des Generalsekretärs für Westafrika,
unter anderem zum Zweck der Gewährleistung ei-
ner stärkeren Harmonisierung und Koordinierung
der Tätigkeiten des Systems der Vereinten Natio-
nen in einer integrierten regionalen Perspektive
und der Entwicklung einer fruchtbaren Partner-
schaft mit der Wirtschaftsgemeinschaft der West-
afrikanischen Staaten (ECOWAS), anderen sub-
regionalen Organisationen sowie internationalen
und nationalen Akteuren, einschließlich der Zivil-
gesellschaft. 
Der Sicherheitsrat betont, daß eine stärkere subre-
gionale Integration ein Hauptziel des Systems der
Vereinten Nationen bei der Suche nach dauerhaf-
ten Lösungen für die Konflikte in Westafrika und
für das daraus erwachsende menschliche Leid blei-
ben muß.  Er betont, daß die Kapazitäten der ECO-
WAS auf den Gebieten, die sie zum Motor der sub-
regionalen Integration und einer vertieften Zusam-
menarbeit mit dem System der Vereinten Nationen
werden lassen sollten, weiter gestärkt werden müs-
sen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es ist,
Schritte zur Entwicklung der Zusammenarbeit und
Koordinierung zwischen den zwischenstaatlichen
Organen und Institutionen des Systems der Ver-
einten Nationen zu unternehmen, die die Situation
in Westafrika beeinflussen können, und bringt sei-
ne Absicht zum Ausdruck, Maßnahmen zur Koor-
dinierung seines Tätigwerdens mit diesen Organen
und Institutionen zu prüfen.
Der Sicherheitsrat betont die Notwendigkeit, den
regionalen Frieden und die regionale Stabilität zu
erhalten, und begrüßt in diesem Zusammenhang
die in der Region der Mano-Fluß-Union erzielten
Fortschritte. Er betont außerdem, daß die von Gui-
nea, Liberia und Sierra Leone vereinbarten Maß-
nahmen zur Vertrauensbildung und Zusammenar-
beit wirksam durchgeführt werden müssen, und
legt diesen drei Ländern eindringlich nahe, alles zu
tun, um ein Gipfeltreffen ihrer Staatschefs abzu-
halten und seinen Erfolg sicherzustellen. Er wür-
digt die Rolle der Zivilgesellschaft, insbesondere
des Frauen-Friedensnetzwerks der Mano-Fluß-
Union, bei der Erleichterung des Dialogs zwischen
den Führern der Region.
Der Sicherheitsrat unterstreicht außerdem die Not-
wendigkeit, die Kapazität der ECOWAS zur Über-
wachung und Eindämmung des illegalen Zustroms
von Kleinwaffen sowie der Aufstellung von Mili-
zen zu stärken. In diesem Zusammenhang begrüßt
er die Verlängerung des Moratoriums für die Ein-
fuhr, Ausfuhr und Herstellung von Kleinwaffen
und leichten Waffen in Westafrika um einen am 5.
Juli 2001 beginnenden Zeitraum von drei Jahren.
Er ruft die internationale Gemeinschaft auf, für das
Programm für Koordinierung und Unterstützung
zugunsten von Sicherheit und Entwicklung sowie
für die einzelstaatlichen Mechanismen, die am

Kampf gegen die Verbreitung von Kleinwaffen in
Westafrika beteiligt sind, angemessene finanzielle
Unterstützung bereitzustellen. 
Der Sicherheitsrat betont außerdem, daß das Pro-
blem der Flüchtlinge und Vertriebenen in der Sub-
region dringend gelöst werden muß, indem so bald
wie möglich die freiwillige Rückkehr unter annehm-
baren Sicherheitsbedingungen zugelassen wird.
Der Sicherheitsrat verurteilt erneut den durch staat-
liche und nichtstaatliche Akteure erfolgenden Ein-
satz von Kindern als Kombattanten, der eine Ver-
letzung der einschlägigen internationalen Über-
einkünfte über die Rechte des Kindes sowie der 
Erklärung von Accra über vom Krieg betroffene
Kinder in Westafrika und des dazugehörigen Akti-
onsplans darstellt. Er fordert die sofortige Demo-
bilisierung aller Kindersoldaten.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Abhaltung der fünf-
ten Tagung des Koordinierungsmechanismus zwi-
schen den Vereinten Nationen, ECOWAS und
Sierra Leone am 16. November 2001 in New York
und die beim Friedensprozeß in Sierra Leone er-
zielten Fortschritte. Er fordert die internationale
Gemeinschaft auf, für das Programm zur Entwaff-
nung, Demobilisierung und Wiedereingliederung
ehemaliger Kombattanten und sonstige Maßnah-
men zur Friedenskonsolidierung in Sierra Leone
maßgebliche finanzielle Unterstützung bereitzu-
stellen.
Der Rat begrüßt die Abhaltung der fünfundzwan-
zigsten Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der ECOWAS. Er bekundet dieser Organisa-
tion seine Hochachtung für ihren wesentlichen
Beitrag zur Wiederherstellung des Friedens, der
Stabilität, der Demokratie und der Entwicklung in
Westafrika.
Der Rat wird mit dieser Angelegenheit aktiv befaßt
bleiben.«

Dokumentation des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 26. Februar 2002 (UN-Dok. S/2002/199)

Jahresbericht des Sicherheitsrats 
an die Generalversammlung

1. Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben unter
Berücksichtigung der Auffassungen, die auf der
sechsundfünfzigsten Tagung der Generalversamm-
lung bei der Aussprache zu Punkt 11 der Tages-
ordnung ›Bericht des Sicherheitsrats‹ zum Aus-
druck gebracht wurden, die formale Gestaltung
des Jahresberichts des Rates an die Generalver-
sammlung überprüft, der vom Rat im Einklang mit
Artikel 24 Absatz 3 der Charta der Vereinten Na-
tionen vorgelegt wird. Im Nachgang zu den Mittei-
lungen des Präsidenten des Sicherheitsrats vom
20. Dezember 1974 (S/11586), 29. Januar 1985
(S/16913), 30. Juni 1993 (S/26015), 29. März 1995
(S/1995/234), 12. Juni 1997 (S/1997/451) und 30.
Oktober 1998 (S/1998/1016) betreffend die Doku-
mentation des Rates und andere Verfahrungsfra-
gen legt der Präsident des Rates Wert auf die Fest-
stellung, daß sich alle Ratsmitglieder mit dem fol-
genden einverstanden erklärt haben.
2. Der Sicherheitsrat wird die erforderlichen Maß-
nahmen ergreifen, um sicherzustellen, daß sein
Bericht der Generalversammlung rechtzeitig vor-
gelegt wird. Zu diesem Zweck
a) wird der Sicherheitsrat die bestehende Praxis

beibehalten, wonach der Jahresbericht der Ge-
neralversammlung in einem einzigen Band vor-
gelegt wird. Jedoch wird der der Generalver-

sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung vorzulegende Bericht den Zeitraum vom
16. Juni 2001 bis zum 31. Juli 2002 umfassen.
Danach werden alle künftigen Berichte jeweils
den Zeitraum vom 1. August eines Jahres bis
zum 31. Juli des nächsten Jahres umfassen;

b) soll das Sekretariat den Ratsmitgliedern den
Berichtsentwurf auch künftig spätestens am
31. August nach Abschluß des Berichtszeit-
raums vorlegen, damit ihn der Rat rechtzeitig
erörtern und verabschieden kann und die Ge-
neralversammlung den Bericht während des
Hauptteils ihrer ordentlichen Tagung behan-
deln kann.

3. Der Bericht hat die nachstehend beschriebenen
Teile zu enthalten:
a) eine Einleitung;
b) Teil I hat eine kurze statistische Beschreibung

der wichtigsten Tätigkeiten des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit allen Themen, mit
denen sich der Rat während des Berichtszeit-
raums befaßt hat, zu enthalten, einschließlich
einer Liste mit folgenden Punkten, gegebenen-
falls mit den entsprechenden Dokumenten-
nummern:
i) alle Beschlüsse, Resolutionen, Erklärungen

des Präsidenten und Bewertungsberichte
über die Arbeit des Rates, die von den je-
weiligen Präsidenten in jedem Monat her-
ausgegeben werden, die Jahresberichte al-
ler Sanktionsausschüsse und sonstige vom
Rat herausgegebene Dokumente;

ii) Sitzungen wichtiger Ausschüsse wie etwa
des Ausschusses zur Bekämpfung des Ter-
rorismus, der Sanktionsausschüsse, von Ar-
beitsgruppen sowie Sitzungen mit truppen-
stellenden Ländern; 

iii) Sachverständigengruppen und Überwa-
chungsmechanismen und ihre einschlägi-
gen Berichte;

iv) vom Sicherheitsrat unternommene Missio-
nen und ihre Berichte;

v) laufende, neu eingerichtete oder beendete
Friedenssicherungseinsätze;

vi) Berichte des Generalsekretärs an den Si-
cherheitsrat;

vii) alle eingegangenen Mitteilungen;
viii) Zitate einschlägiger Dokumente der Ver-

einten Nationen betreffend Finanzausga-
ben im Zusammenhang mit Tätigkeiten des
Sicherheitsrats während des Berichtszeit-
raums, soweit verfügbar;

ix) Hinweise auf die Kurzdarstellungen des Ge-
neralsekretärs in Angelegenheiten, mit de-
nen der Sicherheitsrat im Berichtszeitraum
befaßt war;

x) Mitteilungen des Präsidenten des Sicher-
heitsrats und andere vom Sicherheitsrat her-
ausgegebene Dokumente zur weiteren Ver-
besserung der Arbeit des Rates;

c) gemäß Ziffer 3 b) i) wird das Sekretariat die er-
forderlichen Schritte unternehmen, um sicher-
zustellen, daß die Veröffentlichung ›Resolutio-
nen und Beschlüsse des Sicherheitsrats‹ mit
der Dokumentennummer S/INF [Jahr der Ge-
neralversammlung], die den vollen Wortlaut
aller Beschlüsse, Resolutionen und Erklärun-
gen des Präsidenten des Rates für den Berichts-
zeitraum enthält, rechtzeitig spätestens im Sep-
tember eines jeden Jahres herausgegeben wird;

d) Teil II hat für alle Themen, mit denen sich der
Sicherheitsrat während des Berichtszeitraums
befaßt hat, folgendes zu enthalten:
i) Sachdaten zur Anzahl der Sitzungen und

informellen Konsultationen;
ii) ein Verzeichnis der Beschlüsse, Resolutio-
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nen, Erklärungen des Präsidenten und aller
vom Rat herausgegebenen Dokumente;

iii) gegebenenfalls ein Verzeichnis der ein-
schlägigen Sachverständigengruppen, Über-
wachungsmechanismen und ihrer Berichte;

iv) gegebenenfalls ein Verzeichnis der vom Si-
cherheitsrat unternommenen Missionen und
ihrer Berichte;

v) gegebenenfalls ein Verzeichnis der laufen-
den, neu eingerichteten oder beendeten Frie-
denssicherungseinsätze;

vi) ein Verzeichnis der Berichte des General-
sekretärs an den Sicherheitsrat.

4. Der Bericht hat auch künftig eine Darstellung
der anderen vom Rat behandelten Angelegenhei-
ten, der Arbeit des Generalstabsausschusses und
der Nebenorgane des Sicherheitsrats zu enthalten.
Er hat darüber hinaus auch künftig Angelegenhei-
ten zu enthalten, die dem Rat während des Be-
richtszeitraums zur Kenntnis gebracht, aber nicht
von ihm erörtert wurden.
5. Ferner soll das Sekretariat den aktuellen Jah-
resbericht des Sicherheitsrats auf die Internetseite
der Vereinten Nationen stellen. Die entsprechende
Seite ist jeweils zu aktualisieren, um die Informa-
tionen aufzunehmen, die auf Grund künftiger Mit-
teilungen des Präsidenten des Sicherheitsrats in be-
zug auf den Jahresbericht bereitzustellen sind.
6. Im Einklang mit dem im Juni 1993 gefaßten
Beschluß (S/26015) wird der Bericht auch weiter-
hin auf einer öffentlichen Sitzung des Sicherheits-
rats verabschiedet, auf der die Ratsmitglieder auf
Wunsch Stellungnahmen zur Arbeit des Rates im
Berichtszeitraum abgeben können. Der in dem Mo-
nat der Berichtsvorlage an die Generalversamm-
lung amtierende Präsident des Rates wird auch auf
das Wortprotokoll der Erörterungen des Rates vor
seiner Verabschiedung des Jahresberichts hinwei-
sen.
7. Die Mitglieder des Sicherheitsrats werden ihre
Prüfung weiterer Vorschläge betreffend die Doku-
mentation des Rates sowie damit zusammenhän-
gende Fragen fortsetzen.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 26. März 2002 (UN-Dok. S/2002/316)

1. Zur Schaffung größerer Klarheit und Transpa-
renz und zur Erleichterung des Verständnisses der
Arbeit des Sicherheitsrats durch die Presse werden
die folgenden konkreten Punkte vereinbart:
� In den Berichten des Generalsekretärs wird ne-

ben dem Datum der Unterzeichnung durch den
Generalsekretär auch das Datum angegeben,
an dem das jeweilige Dokument in Papier- und
in elektronischer Form verteilt wird. Dem Se-
kretariat wird nahegelegt, seine Berichte in al-
len Amtssprachen möglichst an dem ursprüng-
lich festgelegten Veröffentlichungsdatum zu
verteilen.

� Der Präsident des Sicherheitsrats wird in den
öffentlichen Sitzungen die Tagesordnungs-
punkte durch Nennung des jeweiligen Punktes
beziehungsweise der zur Behandlung anste-
henden Frage einbringen, falls im Rahmen der
vorherigen Ratskonsultationen nichts anderes
vereinbart wurde, und alle Redner, die einen
politischen Rang beziehungsweise Botschaf-
terrang innehaben, bei ihrem Namen und ihrem
Titel nennen. Diese Namen brauchen jedoch
nicht in das offizielle Protokoll oder in die zu-
vor vom Sekretariat erstellten Informationsun-
terlagen für den Präsidenten aufgenommen zu
werden.

2. Ferner wird vereinbart, daß bei den Informati-
onssitzungen des Sekretariats im Konsultations-
saal des Sicherheitsrats in der Regel auch gedruck-
te Informationsblätter zur Verfügung zu stellen
sind, die, soweit möglich, am Vortag der Konsulta-
tionen auch an die Ratsmitglieder verteilt werden
sollen.

Verfahren des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 29. November 2001 (UN-Dok. S/2001/1130)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998 (S/
1998/1016) und im Anschluß an Konsultationen
unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmitglie-
der überein, den Vorsitzenden und die Stellvertre-
tenden Vorsitzenden des folgenden Sanktionsaus-
schusses für den Zeitraum bis zum 31. Dezember
2001 zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1132(1997) betreffend Sierra Leone:

Vorsitzender: Iftekhar Ahmed Chowdhury 
(Bangladesch)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Mali und Singapur

2. Das Präsidium des genannten Sanktionsaus-
schusses wird sich aus den vorstehend angegebe-
nen Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit
am 31. Dezember 2001 endet.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 4. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/21)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998
(S/1998/1016) und im Anschluß an Konsultatio-
nen unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmit-
glieder überein, die Vorsitzenden und Stellvertre-
tenden Vorsitzenden der folgenden Sanktionsaus-
schüsse für den Zeitraum bis zum 31. Dezember
2002 zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
661(1990) betreffend die Situation zwischen Irak
und Kuwait:

Vorsitzender: Ole Peter Kolby 
(Norwegen)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Bulgarien und Mauritius

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
748(1992) betreffend die Libysch-Arabische Dscha-
mahirija:

Vorsitzender: Fr. François Lonsény Fall 
(Guinea)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Bulgarien und Irland

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
751(1992) betreffend Somalia:

Vorsitzender: Stefan Tafrov (Bulgarien)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Mexiko und Norwegen

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
864(1993) betreffend die Situation in Angola:

Vorsitzender: Richard Ryan (Irland)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Kamerun und Kolumbien

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
918(1994) betreffend Rwanda:

Vorsitzender: Mikhail Wehbe 
(Syrische Arabische Republik)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Guinea und Irland

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1132(1997) betreffend Sierra Leone:

Vorsitzender: Jorge Eduardo Navarrete 
(Mexiko)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Kamerun und Singapur

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1267(1999) betreffend Afghanistan:

Vorsitzender: Alfonso Valdivieso 
(Kolumbien)

Stellvertretende Vorsitzende: 
Guinea und Singapur

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1343(2001) betreffend Liberia:

Vorsitzender: Kishore Mahbubani (Singapur)
Stellvertretende Vorsitzende: 

Mauritius und Syrische Arabische Republik

2. Das Präsidium der jeweiligen Sanktionsaus-
schüsse wird sich aus den vorstehend angegebenen
Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit am
31. Dezember 2002 endet.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 15. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/70)

Im Anschluß an Konsultationen unter den Mitglie-
dern des Sicherheitsrats wurde vereinbart, daß
Martin Belinga-Eboutou, Ständiger Vertreter Ka-
meruns bei den Vereinten Nationen, bis zum 31.
Dezember 2003 Vorsitzender der informellen Ar-
beitsgruppe des Sicherheitsrats nach Ziffer 3 der
Mitteilung des Präsidenten des Sicherheitsrats
vom 17. April 2000 (S/2000/319) sein wird. Die
Aufgabe der Arbeitsgruppe besteht in der Erarbei-
tung allgemeiner Empfehlungen darüber, wie die
Wirksamkeit der Sanktionen der Vereinten Natio-
nen verbessert werden kann.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 28. Januar 2002 (UN-Dok. S/2002/124)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998 (S/
1998/1016) und im Anschluß an Konsultationen
unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmitglie-
der überein, den Vorsitzenden und die Stellvertre-
tenden Vorsitzenden des folgenden Sanktionsaus-
schusses für den Zeitraum bis zum 31. Dezember
2002 zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1132(1997) betreffend Sierra Leone:

Vorsitzender: Adolfo Aguilar Zinser (Mexiko)
Stellvertretende Vorsitzende:

Kamerun und Singapur

2. Das Präsidium des genannten Sanktionsaus-
schusses wird sich aus den vorstehend angegebe-
nen Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit
am 31. Dezember 2002 endet.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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Buchbesprechung
Seib, Friedrich Georg: Für Wiederaufbau
und Entwicklung. Erinnerungen und Er-
fahrungen im deutschen und internationa-
len Dienst

Heiligenstadt: Cordier 2001
176 S., 18,80 Euro

Paul G. Hoffman, der große Mann des Marshall-
plans, wurde im hohen Alter der erste Chef (Ad-
ministrator) des UNDP. Ähnlich mag man ei-
nen Zusammenhang darin sehen, daß das UNV
und andere UN-Einrichtungen in Bonn ihren
ersten Sitz im Haus Carstanjen gefunden haben
– gerade da, wo einst der Vizekanzler Franz
Blücher mit seinem Ministerium residierte, das
die Mittel des Europäischen Wiederaufbaupro-
gramms (ERP) verwaltete. Schließlich gründete
die Motivation zur internationalen Solidarität in
Form der Entwicklungszusammenarbeit bei den

Deutschen anfangs sehr stark in der Erfahrung
der Not- und Aufbaujahre der Nachkriegszeit.
Aber nur wenige haben so aktiv in beiden Berei-
chen, ERP und Entwicklungszusammenarbeit,
mitgearbeitet, wie das Friedrich Georg Seib von
sich berichten kann.
Als rüstiger und diskussionsfreudiger Mittacht-
ziger lebt der Autor in Bonn unter einem Dach
mit dem Büro der ILO in Deutschland, ein lie-
benswürdiger Freund und hochgeschätzter Se-
nior der dortigen entwicklungspolitischen Sze-
ne. Nach der Kriegsgefangenschaft und dem
Studium der Volkswirtschaft trat er vor mehr als
einem halben Jahrhundert in den Dienst der bi-
zonalen Wirtschaftsverwaltung. Nun folgten im
weiten Bogen die Stationen einer ungewöhnli-
chen deutschen und internationalen Karriere: Lei-
ter des ›ERP-Kontors‹ und persönlicher Refe-
rent bei Blücher; Direktor des deutschen Zweig-
amts der ILO; Gründungskurator der Deutschen
Stiftung für internationale Entwicklung in Ber-
lin; ILO-Projektleiter in Pakistan; Gründungs-

direktor eines regionalen ILO-Büros in Delhi;
Berater von Hoffman beim UNDP in New York;
UNDP-Vertreter in Äthiopien; schließlich Lei-
ter eines südostasiatischen Regionalprojekts im
Bereich der Arbeitsverwaltung.
Die verschiedenen Länder und Aufgabengebie-
te hat Seib mit wachem Auge und kritischer
Sympathie erlebt, und er versteht es, die wichti-
gen Züge dieses Erlebens und Kennenlernens
von Land und Leuten mit leichter Feder treffend
zu skizzieren. Darin zeigt sich eine liberale Per-
sönlichkeit mit starker sozialer Verantwortung.
Auch wer nicht alle der zuweilen verschlüssel-
ten Kollegennamen zu entziffern weiß, wird die-
ses Bändchen eines Zeitzeugen aus der Phase
des schwungvollen Beginns internationaler wirt-
schaftlicher Zusammenarbeit gern und mit Ge-
winn lesen. Seine abschließend geäußerte Sorge
um die ethische Dimension der Globalisierung
wird man nach den Erfahrungen der letzten Mo-
nate mehr denn je teilen.

MANFRED KULESSA �

Afrikanische Staaten

1. Ägypten
2. Äquatorialguinea
3. Äthiopien
4. Algerien
5. Angola
6. Benin
7. Botswana
8. Burkina Faso
9. Burundi

10. Côte d'Ivoire
11. Dschibuti
12. Eritrea
13. Gabun
14. Gambia
15. Ghana
16. Guinea
17. Guinea-Bissau
18. Kamerun
19. Kap Verde
20. Kenia
21. Komoren
22. Kongo (Demokratische Republik)
23. Kongo (Republik)
24. Lesotho
25. Liberia
26. Libyen
27. Madagaskar
28. Malawi
29. Mali
30. Marokko
31. Mauretanien
32. Mauritius
33. Mosambik
34. Namibia
35. Niger
36. Nigeria
37. Rwanda
38. Sambia
39. São Tomé und Príncipe
40. Senegal
41. Seychellen
42. Sierra Leone
43. Simbabwe
44. Somalia
45. Sudan
46. Südafrika
47. Swasiland
48. Tansania
49. Togo

50. Tschad
51. Tunesien
52. Uganda
53. Zentralafrikanische Republik

Asiatische Staaten
1. Afghanistan
2. Bahrain
3. Bangladesch
4. Bhutan
5. Brunei
6. China
7. Fidschi
8. Indien
9. Indonesien

10. Irak
11. Iran
12. Japan
13. Jemen
14. Jordanien
15. Kambodscha
16. Kasachstan
17. Katar
18. Kirgisistan
19. Kiribati
20. Korea (Demokratische

Volksrepublik)
21. Korea (Republik)
22. Kuwait
23. Laos
24. Libanon
25. Malaysia
26. Malediven
27. Marshallinseln
28. Mikronesien
29. Mongolei
30. Myanmar
31. Nauru
32. Nepal
33. Oman
34. Pakistan
35. Palau
36. Papua-Neuguinea
37. Philippinen
38. Salomonen
39. Samoa
40. Saudi-Arabien
41. Singapur
42. Sri Lanka
43. Syrien

44. Tadschikistan
45. Thailand
46. Tonga
47. Turkmenistan
48. Tuvalu
49. Usbekistan
50. Vanuatu
51. Vereinigte Arabische Emirate
52. Vietnam
53. Zypern

Lateinamerikanische
und karibische Staaten

1. Antigua und Barbuda
2. Argentinien
3. Bahamas
4. Barbados
5. Belize
6. Bolivien
7. Brasilien
8. Chile
9. Costa Rica

10. Dominica
11. Dominikanische Republik
12. Ecuador
13. El Salvador
14. Grenada
15. Guatemala
16. Guyana
17. Haiti
18. Honduras
19. Jamaika
20. Kolumbien
21. Kuba
22. Mexiko
23. Nicaragua
24. Panama
25. Paraguay
26. Peru
27. St. Kitts und Nevis
28. St. Lucia
29. St. Vincent und die Grenadinen
30. Suriname
31. Trinidad und Tobago
32. Uruguay
33. Venezuela

Osteuropäische Staaten

1. Albanien
2. Armenien
3. Aserbaidschan

4. Belarus
5. Bosnien-Herzegowina
6. Bulgarien
7. Georgien
8. Jugoslawien
9. Kroatien

10. Lettland
11. Litauen
12. Mazedonien
13. Moldau
14. Polen
15. Rumänien
16. Rußland
17. Slowakei
18. Slowenien
19. Tschechien
20. Ukraine
21. Ungarn

Westeuropäische
und andere Staaten

1. Andorra
2. Australien
3. Belgien
4. Dänemark
5. Deutschland
6. Finnland
7. Frankreich
8. Griechenland
9. Großbritannien

10. Irland
11. Island
12. Israel
13. Italien
14. Kanada
15. Liechtenstein
16. Luxemburg
17. Malta
18. Monaco
19. Neuseeland
20. Niederlande
21. Norwegen
22. Österreich
23. Portugal
24. San Marino
25. Schweden
26. Spanien
27. Türkei*

Ohne Gruppenzugehörigkeit
1. Estland
2. Vereinigte Staaten*** wird bei Wahlen als Mitglied dieser Gruppe geführt; außerdem Mitglied der asiatischen Regionalgruppe

** wird bei Wahlen der Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten zugerechnet

Korrigendum: Die Mitgliedstaaten nach Regionalgruppen
Durch ein Versehen der Redaktion wurde in der in VN 1/2002 veröffentlichten Tabelle 2 über die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen Israel noch unter den Staaten oh-
ne Zugehörigkeit zu einer der – hauptsächlich für die Besetzung der Sitze in UN-Gremien relevanten – Regionalgruppen aufgeführt. Seit rund zwei Jahren gehört Israel je-
doch der Gruppe der ›westeuropäischen und anderen Staaten‹ (WEOG) an. In dieser Zeitschrift hieß es hierzu: »In letzter Zeit wurde von den USA immer wieder vielfältiger
Druck ausgeübt, um die Stellung Israels in den Vereinten Nationen zu verbessern. Ende Mai 2000 fiel nun eine im Hinblick auf die Gruppenstruktur der Generalversamm-
lung interessante Entscheidung: die vorläufige und mit Auflagen versehene Aufnahme Israels in die WEOG, die mit bis dahin 26 Mitgliedern viertgrößte Regionalgruppe.
Der Vorsitzende der WEOG für den Monat Mai, der niederländische UN-Botschafter Peter van Walsum, teilte mit, Israel werde in dieser Regionalgruppe mitwirken können,
solle sich aber weiterhin um die Mitgliedschaft in der Gruppe der asiatischen Staaten bemühen; eine Kandidatur Israels für der WEOG zustehende Sitze in UN-Gremien 
komme erst nach zwei Jahren in Betracht. «  (VN 5/2000 S. 173) – Nachstehend wird die Übersicht vollständig in ihrer derzeit gültigen Fassung wiedergegeben.
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Sicherheitsrat (15)

Bulgarien
China
Frankreich
Großbritannien
Guinea
Irland
Kamerun
Kolumbien
Mauritius
Mexiko
Norwegen
Rußland
Singapur
Syrien
Vereinigte Staaten

Wirtschafts- und Sozialrat (54)

Ägypten
Äthiopien
Andorra
Angola
Argentinien
Australien
Bahrain
Benin
Bhutan
Brasilien
Burkina Faso
Burundi
Chile
China
Costa Rica
Deutschland
El Salvador
Fidschi
Finnland
Frankreich
Georgien
Ghana
Griechenland
Großbritannien
Guatemala
Indien
Iran
Italien
Japan
Kamerun
Katar
Korea (Republik)
Kroatien
Kuba
Libyen
Mexiko
Nepal
Niederlande
Nigeria
Österreich
Pakistan
Peru
Portugal
Rumänien
Rußland

Schweden
Simbabwe
Sudan
Südafrika
Suriname
Uganda
Ukraine
Ungarn
Vereinigte Staaten

Treuhandrat (5)

China
Frankreich
Großbritannien
Rußland
Vereinigte Staaten

Internationaler Gerichtshof (15)

Awn Shawakat Al-Khasawneh,
Jordanien

Nabil Elaraby, Ägypten
Thomas Buergenthal,

Vereinigte Staaten
Carl-August Fleischhauer,

Deutschland
Gilbert Guillaume, Frankreich
Géza Herczegh, Ungarn
Rosalyn Higgins,

Großbritannien
Pieter Hendrik Kooijmans,

Niederlande
Abdul Gadrie Koroma,

Sierra Leone
Shigeru Oda, Japan
Gonzalo Parra-Aranguren,

Venezuela
Raymond Ranjeva, Madagaskar
José Francisco Rezek, Brasilien
Shi Jiuyong, China
Vladlen S. Vereshchetin, Rußland

Abrüstungskonferenz (66)

Ägypten
Äthiopien
Algerien
Argentinien
Australien
Bangladesch
Belarus
Belgien
Brasilien
Bulgarien
Chile
China
Deutschland
Ecuador
Finnland
Frankreich
Großbritannien
Indien
Indonesien
Irak

Iran
Irland
Israel
Italien
Japan
Jugoslawien
Kamerun
Kanada
Kasachstan
Kenia
Kolumbien
Kongo (Demokratische Republik)
Korea

(Demokratische Volksrepublik)
Korea (Republik)
Kuba
Malaysia
Marokko
Mexiko
Mongolei
Myanmar
Neuseeland
Niederlande
Nigeria
Norwegen
Österreich
Pakistan
Peru
Polen
Rumänien
Rußland
Schweden
Schweiz
Senegal
Simbabwe
Slowakei
Spanien
Sri Lanka
Südafrika
Syrien
Türkei
Tunesien
Ukraine
Ungarn
Venezuela
Vereinigte Staaten
Vietnam

Gemeinsame Inspektionsgruppe (11)

Doris Bertrand, Österreich
Fatih Bouayad-Agha, Algerien
Armando Duque González, 

Kolumbien
Ion Gorita, Rumänien
Homero Luis Hernández Sánchez,

Dominikanische Republik
Eduard Victorovich Kudryavtsev,

Rußland
Sumihiro Kuyama, Japan
Francesco Mezzalama, Italien
Wolfgang Münch, Deutschland
Khalil Issa Othman, Jordanien
Louis Dominique Ouedraogo,

Burkina Faso

Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 2002
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NOMOS Aktuell

Genscher, Deutschland 
und Europa

Hans-Dieter Lucas (Hrsg.)
Genscher, Deutschland 
und Europa
2002, 444 S., geb., 
79,– €, 134,– sFr, 
ISBN 3-7890-7816-6
(Schriften des Zentrum für Europäische Inte-
grationsforschung (ZEI), Bd. 50)

Genscher, 
Deutschland und Europa

Hans-Dieter Lucas (Hrsg.)

Nomos Verlagsgesellschaft
Baden-Baden

Schriften des 
Zentrum für Europäische Integrationsforschung
Center for European Integration Studies

Mit diesem Sammelband liegt erstmals eine wissen-
schaftliche Würdigung der Außen- und Europapolitik
Hans-Dietrich Genschers vor. In insgesamt 18 Beiträgen
beleuchten namhafte Historiker, Politikwissenschaftler, Pu-
blizisten und Diplomaten die Hauptfelder der Außen- und
Europapolitik Genschers, der als deutscher Außenminister
so lange wie kein anderer Politiker des 20. Jahrhunderts
deutsche Außenpolitik geprägt hat. Dabei geht es nicht
nur um die Entspannungs-, Ost- und Abrüstungspolitik
Genschers, sondern auch um seine Politik gegenüber
dem südlichen Afrika, sein Konzept interregionaler Ko-
operation der EG mit anderen Weltregionen oder seine
Politik in der Jugoslawienkrise 1991/92. Darüber hinaus
ist der Band auch ein Beitrag zur Analyse der deutschen
Außen- und Europapolitik von der Mitte der siebziger Jah-
re bis zur »großen Wende«, die Genscher Ende der acht-
ziger, Anfang der neunziger Jahre als »Außenminister
der Einheit« entscheidend mitgestaltet hat.

Christian Freuding
Deutschland in der Weltpolitik
Die Bundesrepublik Deutschland als nichtständiges
Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in
den Jahren 1977/78, 1987/88 und 1995/96
Mit einem Vorwort von Botschafter a.D. 
Alexander Graf York v. Wartenburg
2000, 543 S., brosch., 61,– €, 104,– sFr, 
ISBN 3-7890-6958-2
(Nomos Universitätsschriften – Politik, Bd. 113)
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Diskussion um
eine permanente deutsche Mitgliedschaft im Sicherheits-
rat analysiert die Studie die Bonner SR-Politik unter dem
Aspekt der Verpflichtung der deutschen Außenpolitik auf
einen kooperativen Internationalismus. Dabei wird deut-
lich, »daß Deutschland im Falle einer ständigen SR-Mit-
gliedschaft nicht nur einen wachsenden Beitrag an poli-
tischem Engagement zu leisten, sondern den VN auch
einiges mehr an personeller und materieller Unterstüt-
zung zur Verfügung zu stellen haben würde als bisher.«
(Botschafter a.D. Alexander Graf York v. Wartenburg)

NOMOS Verlagsgesellschaft
76520 Baden-Baden · Fax 07221/2104-43 · nomos@nomos.de


